Amt Usedom-Sud

- Der Amtsvorsteher -

Gemeinde Uckeritz - Gemeindevertretung Uckeritz

Informationsvorlage-Nr:
GVUe-0733/20

Titel:
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Beschlussempfehlung:

Der Bauausschuss der Gemeinde Uckeritz beschlielit, das gemeindliche Einvernehmen zum
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf, Labahnstrale und
Wohngebiet* der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf zu erteilen.

Sachverhalt:

Im Rahmen der Beteiligung gemaRl § 2 Abs. 2 BauGB beteiligt die Gemeinde Ostseebad
Heringsdorf die Gemeinde Uckeritz als Nachbargemeinde.

Die Gemeinde Heringsdorf befindet sich im Aufstellungsverfahren zum Bebauungsplan Nr.
35 fur den Einzelhandelsstandort in Heringsdorf Neuhof. Die beiden bestehenden
Einkaufsmarkte sollen weggerissen und Uber den Bebauungsplan mit einer groferen
Verkaufsflache neu planungsrechtlich gesichert werden. Als Infrastrukturstandort wurde
dieser Standort in einem Einzelhandelsgutachten bereits beurteilt und die geplante
Verkaufsflache als fur erforderlich bestatigt.

Die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens wird empfohlen.
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Entwurf des B-Planes Nr. 35 ,Einzelhandeisstandort Heringsdorf Labahnstrafe und
Wohngebiet" der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf

Hier: Beschluss der dffentlichen Auslage des Entwurfes gemdB § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) sowie Beteiligung der Behdrden und Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4 Abs.
2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf hat wéhrend ihrer Sitzung am 27.02.2020
beschlossen, den Entwurf des B-Planes Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf
LabahnstraBe und Wohngebiet" der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf (Stand 01/2020)
Offentlich auszulegen und die Behdrden und Trager offentlicher Belange zu beteiligen. In
der Anlage dieses Schreibens (ibergebe ich Ihnen eine Ausfertigung des Entwurfes mit der
Bitte um Hergabe Ihrer Stellungnahme gemaB § 4 Abs. 2 BauGB. innerhalb eines Monates.
Die Offentlichkeitsbeteiligung soll in der Zeit vom 20.04.2020 bis einschlieBlich 22.05.2020
erfolgen. Ich weise daraufhin, dass gemdB § 3 Abs. 2 BauGB nicht fristgerechte
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tiber den Bauleitplan unbeachtet bleiben
kdnnen.

Fir Rickfragen stehe ich Thnen gern zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriiBen Anlage
LA, Entwurf des

A -J/a/L,. B-Planes Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort
Antje Hartwig Heringsdorf Labahnstrae und Wohngebiet"
Amt fir Bau und Gemeindeentwicklung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf

-Planung und Stadtentwicklung- (Papierausfertigung)
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Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 35
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Planzeichnung (Teil A)
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Planzeichenerkldarung gem. PlanZV 90 und BauNVO

. Bestandsunterlagen
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43/3 Flurstiicksnummer

vorhandenes Gebaude mit Hausnummer

kiinftig entfallendes Gebaude

Flurstiicksgrenze
Hoéhenpunkte mit Héhenangabe Gber DHHN92
vorhandener Weg / Stral3e

—_— v Zaun

vorhandene Bdschung

vorhandene Baume und Geholze

Il. Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

6 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)

@ Sonstige Sondergebiete (§ 11 BauNVO)
Zweckbestimmung: Sondergebiet Groflachiger Einzelhandel

@ Zweckbestimmung: Gemeinschaftsstellplatze flr Einzelhandel

2, MaR der baulichen Nutzung gemaB § 9 Abs.1 Nr.1 und 2 BauGB i.V.m. §16 und 23 BauNVO

1. 4, 1. Bezeichnung des Gebietes
2 5 2. Grundflachenzahl (GRZ) als Hochstmal}
3. Bauweise
o} Offene Bauweise
a Abweichende Bauweise
4. Maximale Anzahl der Vollgeschosse
5. Festsetzungen zur Héhe
GH Gebaudehodhe
OKFF  Oberkante Fertigfulboden
FH Firsthdhe

e4.70 Soll-Gelandehohe in m Gber Normalhéhennull im Bezugssystem DHHN92
3. Baugrenzen gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO

e Baugrenze

4, Verkehrsflachen gemaB § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB

StralRenverkehrsflachen

o] offentlich

Straflenbegrenzungslinie

5. Griinflichen gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25 Abs. 6 BauGB

Private Griinflache

00000000 Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Bdumen, Strauchern und sonstigen

Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr.4 und 25 BauGB)

6. Flichen fiir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie
fur Ablagerungen gemafR Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4 §9 Abs. 1 Nr. 12

0 Zweckbestimmung: Abfallentsorgung

O Zweckbestimmung: Léschwasser

@ Zweckbestimmung: Transformatorenstation

8. Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und
Gemeinschaftsanlagen, Zweckbestimmung: Gemeinschaftsstellplatze (§ 9 Abs. 1 Nr.4
und 22 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Mit Gehrechten zur belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umgrenzungen der Flachen fiir besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz
> vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes -
Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

A -G Larmschutzwand Il -1l Larmpegelbereich
Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)
*9—0—0— Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (z.B. § 1 Abs.4, § 16 Abs. 5 BauNVO)
A1 AusgleichsmaBnahme
V1 Vermeidungsmafnahme
9. Planzeichenergédnzung zur Planzeichenverordnung

vorgeschlagene Parzellierung

lll. Nachrichtliche Ubernahme

—o——0— unterirdische Versorgungsleitung Telekomleitung

Elektrizitat Trinkwasserleitung
Gasleitung Regenwasserleitung
Kabel Deutschland-Leitung Schmutzwasserleitung

Denkmaler nach Landesrecht:

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem Denkmalschutz unterliegen
(§9 Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem Denkmalschutz unterliegen
(§9 Abs. 6 BauGB)

Denkmalbereich Seebad Heringsdorf gemaf der Verordnung durch die
Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf vom 23.02.1999 auf Grund
des § 5 Abs. 3 Denkmalschutzgesetz DSchG M-V

Text (Teil B)

I Textliche Festsetzungen gemaB § 9 BauGB und BauNVO
1. Art der baulichen Nutzung gemaR § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB
1.1 Allgemeine Wohngebiete mit Nutzungsbeschrankungen - WA 1 und WA 2 (§ 4 BauNVO)

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind folgende gem. § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein
zulassigen Nutzungen zulassig:

- Wohngebaude und

- Anlagen fir kulturelle und soziale Zwecke.

In den allgemeinenen Wohngebieten (WA) sind folgende gem. § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein

zulassigen Nutzungen nicht zulassig:

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht stérende Handwerksbetriebe.

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind alle gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassige Nutzungen nicht zulassig. Ferienwohnungen gem. §13a BauNVO sind nicht zulassig.

1.2  Sonstiges Sondergebiet grofiflachiger Einzelhandel - SO1 (§ 11 Abs. 3 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet SO1 ist ein grof¥flachiger Einzelhandelsbetrieb mit nahversorgungs-
relevanten Sortiment zuléssig.
Zulassig sind:

a) Ein Lebensmitteldiscounter mit einer maximalen Verkaufsflache von 1.400 m?

b) Zentrenrelevante Sortimente gemafR Heringsdorfer Sortimentsliste der Gemeinde
Ostseebad Heringsdorf (Anlage 3 der Begriindung) nur als Randsortimente bis max. 10
Prozent (140 m? Verkaufsflache) der Verkaufsflache

c) Stellplatze,

d) Werbeanlagen

1.3  Sonstiges Sondergebiet groRflachiger Einzelhandel - SO2 (§ 11 Abs. 3 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet SO2 ist ein grof¥flachiger Einzelhandelsbetrieb mit nahversorgungs-
relevanten Sortiment zulassig.
Zul3ssig sind:

a) Ein Lebensmittelsupermarkt mit einer maximalen Verkaufsflache von 2.000 m? inklusive
eines seperaten Backerei-Cafés mit maximal 30 m? Verkaufsflache und maximal 70 m?
Sitzflache fur das Café

b) Zentrenrelevante Sortimente gemal Heringsdorfer Sortimentsliste der Gemeinde
Ostseebad Heringsdorf (Anlage 3 der Begriindung) nur als Randsortimente bis max. 10
Prozent (200 m? Verkaufsflache) der Verkaufsflache

c) Stellplatze

d) Werbeanlagen

1.4  Sonstiges Sondergebiet Gemeinschaftsstellplatze fir Einzelhandel - SO3 (§ 11 BauNVO)

Im Sonstigen Sondergebiet SO3 mit der Zweckbestimmung Gemeinschaftsstellplatze fiir
Einzelhandel sind nur die erforderlichen Stellplatze zulassig, die zur Abdeckung des Bedarfs an
Stellplatzen fir die Einzelhandelsbetriebe des SO1 und SO2 erforderlich sind.

2. MaB der baulichen Nutzung gemaR § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB

2.1 Hoéhenlage (§9 Abs. 3 BauGB)
Fir das SO1 und das SO2 wird die Oberkante FertigfuRboden (OKFF) auf 5,30 m Uber
Normalhdhennull (NHN) im Bezugssystem DHHNO2 festgesetzt.

Fir das WA1 und WA2 wird die Oberkante Fertigfulboden (OKFF) auf 4,20 m tber
Normalhdhennull (NHN) im Bezugssystem DHHNO2 festgesetzt.

2.2 Hoéhe baulicher Anlagen (§9 Abs. 1i.V. m. § 18 BauNVO)

Fir das SO1 und das SO2 wird eine maximale Gebaudehdhe von 13,00 m tiber
Normalhdhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 festgesetzt. Die Gebaudehdhe bemisst sich
bei Flachdach von Normalhdhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 als unterer Bezugspunkt
bis Abschluss Attika. Die Gebaudehdhe bemisst sich bei anderen Dachformen von
Normalhéhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 als unterer Bezugspunkt bis Oberkante
First.

Fir das WA1 wird die maximale Firsthohe auf 8,70 m tGber Normalhéhennull (NHN) im
Bezugssystem DHHN92 festgesetzt. Fir das WA2 wird die maximale Firsthdhe auf 11,70 m
Uber Normalhdhennull (NHN) im Bezugssystem DHHNO2 festgesetzt.

2.3 Uberschreitung der Grundflachenzahl (§ 19 Abs. 4, Satz 2 BauNVO)

Die zulassige Grundflache darf im WA1 und WA2 durch die Grundflachen von Garagen und
Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO bis zu 50 von
Hundert Uberschritten werden.

3. Bauweise gemiR § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB
3.1 Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

In dem in abweichender Bauweise festgesetzten SO1 und SO2 gelten die Grenzabstande der
offenen Bauweise. Bauldngen von mehr als 50,00 m sind zulassig.

3.2 Uberbaubare Grundstiicksflache (§ 23 Abs. 3 BauNVO)
Als Ausnahme durfen die festgesetzten Baugrenzen wie folgt Gberschritten werden:

WA1 und WA2:
- durch Treppenanlagen und Balkone in einer Tiefe von max. 1,50 m
- durch Terrassenflachen in einer Tiefe von max. 3,00 m
- durch Dachuliberstande in einer Tiefe von max. 0,70 m

SO1 und SO2:
- durch Dachuberstande in einer Tiefe von max. 0,70 m
- durch Eingangsiiberdachungen auf einer Breite von max. 18 m und in einer Tiefe von
max. 5m

4. Nebenanlagen gemiaR § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB

4.1  Zulassigkeit von Nebenanlagen im SO1, SO2 und SO3 (§14 Abs. 1 BauNVO)
Folgende Nebenanlagen sind zulassig:

- Einkaufswagenabstellplatze mit Einhausung

- Parkplatzschranken

- Kinderspielgerate

- Zisternen

- Sichtschutz fiir bewegliche Abfallbehalter

- Abstellplatze fur Fahrrader
- Ladestationen fir Elektromobilitat

Einrichtungen und Anlagen fir die Tierhaltung, einschlieBlich der Kleintierhaltungszucht, sind
innerhalb der Sondergebiete SO1, 2 und 3 unzulassig.

4.2 Werbeanlagen (§ 14 Abs. 1 BauNVO)

Innerhalb des SO3 ist ein Werbepylon mit einer max. Héhe von 12 m Giber Normalhdhennull
(NHN) im Bezugssystem DHHN92 zulassig.

4.3 Stellplatze und Garagen (§12 Abs. 6 BauNVO)

Im SO3 sind Gberdachte Stellplatze nur ausnahmsweise zulassig, wenn die Dacher der
Erzeugung von Solarenergie dienen.

5. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 21
BauGB

In Flachen, die mit dem GFL, GL und GR belastet sind, sind Nebenanlagen und Bepflanzungen
unzulassig.

GFL1

Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL1) besetzten Flachen umfassen das Recht der
Anlieger des WA1 und WAZ2 die Flachen zu befahren und zu begehen sowie der
Versorgungstrager, unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.

GFL2

Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL2) besetzten Flachen umfassen das Recht der
Allgemeinheit die Flachen zu befahren und zu begehen sowie der Versorgungstrager,
unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten. Die Errichtung von Stellplatzen ist
innerhalb des GFL2 nicht zulassig.

GFL3

Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL4) besetzten Flachen umfassen das Recht der
Anlieger des WA1 und WAZ2 die Flachen zu befahren und zu begehen. Weiterhin umfassen sie
das Recht fir Versorgungstrager Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.

GL1

Die mit Geh- und Leitungsrechten (GL1) besetzten Flachen umfassen das Recht der
Versorgungstrager, unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten. Weiterhin umfassen
sie das Recht der Anlieger des WA1 und WA2 die Flachen zu begehen.

GL2
Die mit Geh- und Leitungsrechten (GL2) besetzten Flachen umfassen das Recht der
Versorgungstrager, unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.

GL3
Die mit Geh- und Leitungsrechten (GL) besetzten Flachen umfassen das Recht der
Versorgungstrager, unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten.

GR1
Die Flache G1 ist mit einem Gehrecht (und einem Fahrrecht fir Fahrradfahrer) zugunsten der
Allgemeinheit belastet.

6. Griinordnung gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB i.V.m. § 13 BNatSchG
6.1 Private Griunflache

Auf der gemaf zeichnerischer Festsetzung als private Griinflache mit der Zweckbestimmung
Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Straduchern und sonstigen
Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr.4 und 25 BauGB) gekennzeichneten Flache ist zur Begriinung
eine Mischung aus strauch- und baumartigen Geholzen im Verhaltnis 20/1 in den Qualitaten
1.Str. 80-100 bzw. Hei. 150/175 zu pflanzen. Dabei ist jeweils 1 Pflanze pro 4 m? zu setzen.

6.2 Vermeidungsmaflnahme 1 (V1)

Zur Vermeidung baubedingter Tétungen oder Verletzungen von Brutvdgeln im Zuge der
Baufeldfreimachung ist der Abbruch von Gebauden sowie die Rodung von Gehdlzen nur
aufderhalb der Brutzeit betroffener Vogelarten, d.h. im Zeitraum zwischen dem 11. September
und 01. Marz, zulassig. Auf Grund des grof¥flachig verbuschten bzw. ruderalisierten und damit
z.T. schwer zuganglichen Gelandes ist ein vorzeitiger Beginn von Rodungsarbeiten nach
vorheriger Kontrolle nicht mdglich.

6.3 Vermeidungsmaflinahme 2 (V2)

Zur Vermeidung baubedingter Tétungen oder Verletzungen von Fledermausen im
Tages-/Winterquartier im Zuge der Baufeldfreimachung und unter Beachtung der zeitlichen
Vorgaben in MaRnahme V1 ist der Abbruch der Gebaude nur im Zeitraum zwischen dem 11.
September und 11. Oktober méglich. Unmittelbar vor Beginn der Abbrucharbeiten sind die
Gebaude, insbesondere die Neuhofer Str. 65, durch eine fachlich geeignete Person auf
anwesende Flederm&use zu kontrollieren. Anwesende Fledermause sind zu bergen und in den
im Rahmen der Mallnahme CEF weiter optimierten Fledermausbunker in Ahlbeck zu verbringen.

6.4 AusgleichsmalRnahme (A1)

Gemal § 2 Abs. 2 der Stellplatzsatzung der Gemeinde Heringsdorf sind im Sondergebiet SO3

zur Abschirmung der Stellplatze 21 Stck. Hochstdamme mit Qualitat 3xv, mDB, 18-20 zu pflanzen.

Weiterhin sind in den Allgemeinen Wohngebieten 4 Stck. Hochstdmme mit Qualitat 3xv, mDB,
18-20 zu pflanzen, wobei pro Grundstiick mit einer Neubebauung je ein Baum zu pflanzen ist.
Ab einer Grundstiicksgrofie von 700 m? ist pro 100 m? zusatzlicher Grundstiicksflache ein
weiterer Baum zu pflanzen. Die mit Anpflanzgebot festgesetzten Badume sind auf Dauer zu
erhalten und bei Abgang durch Ersatzpflanzungen derselben Art und Qualitat entsprechend der
Pflanzlisten zu ersetzen. Der durchwurzelbare Bodenraum der neu zu pflanzenden Baume darf
12 m? nicht unterschreiten.

6.5 Ersatzmafinahme 1 (E1)

Fir den B-Plan Nr. 35 sind Kompensationsmaflnahmen auf3erhalb des betroffenen Raumes
vorzunehmen. Dazu wird das Okokonto VG-023 "Moorwald und Biotopvernetzung bei
Ludwigsburg" in Anspruch genommen. Das Okokonto umfasst eine Flache von ca. 25,84 ha und
liegt mit der Teilflache | innerhalb des FFH-Gebiets DE 1747-301 ,Greifswalder Bodden, Teile
des Strelasundes und Nordspitze Usedom®. Es umfasst 476.048 m? Kompensationsflachen-
aquivalent (KFA) von denen fiir die Deckung des Kompensationsbedarfs insgesamt 15.535 m?
KFA in Anspruch genommen werden.

6.6 CEF-MaRnahme (Continuous Ecological Function)

Zur Sicherung der Uberwinterungspopulationen von Braunem Langohr (Plecotus auritus) und
Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) ist der bereits als Winterquartier von Fledermausen
genutzte Bunker in der Swinemiinder Chaussee in Ahlbeck (ehem. Bunker der GUS) vor Beginn
der AbrissmafRnahmen der Gebaude weiter zu optimieren. Insgesamt sind acht Hangsteine flr
Deckenmontage anzubringen:

- 4 Stk. mit 6 Kammern

- 4 Stk. mit 4 Kammern

6.7 Pflanzliste

Fir die Pflanzgebote sind heimische, standortgerechte Badume und Straucher, entsprechend
nachfolgender Pflanzliste zu verwenden:

Hochstdmme (Auswahl)

Acer campestre Feld-Ahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Aesculus hippocastanum Ross-Kastanie
Betula pendula Hange-Birke
Carpinus betulus Hainbuche

Crataegus laevigata Rotdorn

Fagus sylvatica Rotbuche
Juglans regia Walnuss
Quercus robur Stieleiche
Pinus sylvestris Waldkiefer
Quercus petrea Trauben-Eiche
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche

Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere
Straucharten (Auswahl)
Carpinus betulus
Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Euonymus europaeus
Ligustrum vulgare
Lonicera xylosteum
Malus sylvestris
Prunus avium

Hainbuche

Blutroter Hartriegel
Gemeine Hasel
Eingriffliger Weil3dorn
Pfaffenhiitchen
Gewohnlicher Liguster
Heckenkirsche
Wildapfel
Vogel-Kirsche

Prunus spinosa Schlehe

Ribes rubrum Rote Johannisbeere
Rosa canina Hunds-Rose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Salix caprea Sal-Weide

Salix cinerea Grau-Weide

Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

7. Liarmschutz gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

7.1 Aktiver Larmschutz:
1. Auf den mit A bis H bezeichneten Flachen sind durchgehende Larmschutzwande mit
folgenden maximal zuldssigen Héhen zu errichten:

A:2,50m E (1und 2): 3,00 m
B:3,50m F:3,50m
C:3,00m G:321m
D:2,50m H:2,71m

Die Hoéhen der Flachen A, B, C, E2, F, G und H beziehen sich auf die Oberkante der
jeweils angrenzenden, zu errichtenden Gemeinschaftsstellplatzanlage. Die Hohe der
Flache D bezieht sich auf die OKFF von 5,30 m 4. NHN des SO 1. Die Hohe der Flache
E1 bezieht sich auf die Oberkante der angrenzenden Verkehrsflache.

2. Im SO1 und SO2 sind die Anlieferungsrampen einzuhausen. Das Schalldamm-Maf der
Wande und des Daches miissen mind. 25 dB betragen.

7.2 Passiver Larmschutz:

Die AufRenteile von Gebauden oder Gebaudeteilen, in den nicht nur zum voriibergehenden
Aufenthalt von Menschen bestimmten Raumen, sind in die in den folgenden Tabellen genannten
Larmpegelbereiche gem. DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau® einzustufen.

Teilbereich passiver Larmschutz
TB1 TB2

Einstufung in Vorder- und Seitenfassaden der 1 I
Lirmpegelbereich | Gebaude in Bezug auf die Neuhofer
(LPG) Strale*

*Erlduterung / Definition:

Vorderfassaden zur Neuhofer Str. =  Fassaden die einen Winkel von 0 bis 60 Grad zur StralBenachse der
Neuhofer Stral3e bilden

Fassaden die einen Winkel von 60 bis 120 Grad zur Strallenachse der
Neuhofer StralRe bilden

Fassaden die einen Winkel von 120 bis 180 Grad zur Strallenachse der
Neuhofer StralRe bilden

Seitenfassaden =

Riickseiten der Gebdude =

Um fir die bei Schlafrdumen notwendige Beliiftung zu sorgen, ist in den Teilbereichen mit
Festsetzungen aus Griinden des Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau
von schallgedammten Liftern vorgeschrieben, soweit keine Liftung Uber eine riickseitige
Gebaudefassade moglich ist. Gleiches gilt fir Raume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen.

Im Obergeschoss des Bestandsgebaudes diirfen bei genehmigungs- oder anzeigepflichtigen
Anderungen Auenwohnbereiche nicht auf der Siidseite des Geb&udes vorgesehen werden.
Die Einhaltung der erforderlichen Schalldammwerte ist bei der genehmigungs- oder
anzeigepflichtigen Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von Gebauden oder
Gebaudeteilen nachzuweisen.

1l Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemaR § 86 LBauO M-V
1. Dachbegriinung und Solaranlagen sind auf dem Dach der Gebaude zulassig.
2. Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig nach § 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V sowie § 5 Abs. 3 der
Kommunalverfassung M-V handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig, ohne eine
Ausnahmegenehmigung zu besitzen, von den bauordnungsrechtlichen Festsetzungen nach § 86
LBauO M-V abweicht.

(2) Diese Ordnungswidrigkeiten kdnnen geman § 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer GeldbulRe geahndet
werden.

1I. Hinweise

Baumschutz

Die Geholzschutzsatzung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf vom 08.08.2008 findet Anwendung.

Altlasten

Das Plangebiet ist nicht als Altlast-, Altlastverdachtsflache oder kampfmittelbelasteter Bereich bekannt.
Altlasten kénnen in Mecklenburg-Vorpommern jedoch nicht ganzlich ausgeschlossen werden, so dass
Bauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzufiihren sind. Fiir den Fall von Funden sind die
entsprechenden Bestimmungen zu beachten und die zustandigen Behérden zu benachrichtigen.
Gegebenenfalls sind die Arbeiten dann zu unterbrechen.

Grenznaher Raum

Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum. Gem. § 14 Abs.2 ZollVG diirfen Zollbedienstete im
grenznahen Raum Grundstiicke mit Ausnahme von Gebauden betreten und befahren. Dariiber hinaus
kann das Hauptzollamt verlangen, dass Grundstiickseigentiimer und -besitzer einen Grenzpfad
freilassen und an Einfriedungen Durchlasse oder Ubergénge einrichten, das Hauptzollamt kann solche
Einrichtungen auch selbst errichten.

Denkmalschutz
Ein Teil des Plangebietes befindet sich im Denkmalbereich gem. der Verordnung iber den
Denkmalbereich Seebad Heringsdorf, Landkreis Ostvorpommern.

In der Denkmalliste nach § 5 DSchG M-V ist im Geltungsbereich des B-Planes ein Baudenkmal erfasst

(Neuhofer Stral3e 64). Bei dem Denkmal handelt es sich um ein einzelnes Gebaude, welches unter der

Positionsnr. 893 OVP in der Liste der Baudenkmale des Landkreises Vorpommern-Greifwald aufgefiihrt
ist.

Bauliche MafRnahmen im Denkmalbereich bedulrfen gem. § 7 Abs. 1 DSchG M-V einer
denkmalrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehdérde. Soweit eine andere
Genehmigung fiir 0. g. Vorhaben gesetzlich vorgeschrieben ist, ersetzt diese Genehmigung gem. § 7
Abs. 6 DSchG M-V die denkmalrechtliche Genehmigung.

Bodendenkmaler oder Bodendenkmalverdachtsflachen sind nicht bekannt. Fir den Fall von Funden sind
die entsprechenden Bestimmungen zu beachten und die zustandigen Behdrden zu benachrichtigen.

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen entdeckt werden, ist gemaf §
11 DSchG M-V die zustandige untere Denkmalschutzbehdrde zu benachrichtigen und der Fund und die
Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes in unverandertem
Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfir der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der
Grundeigentiimer sowie zuféllige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt
5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

Bodenschutz

Soweit im Rahmen von BaumaRnahmen Uberschussbdden anfallen bzw. Bodenmaterial auf dem
Grundstiick auf- oder eingebracht werden soll, haben ist Vorsorge gegen das Entstehen schadlicher
Bodenveranderungen zu treffen. Die entsprechenden Verordnungen sind zu beachten. Ist ein
Wiedereinbau des anfallenden Bodenaushubs nicht méglich, so ist die untere Bodenschutzbehérde
(Standort Anklam) tber den Verbleib des Bodens zu informieren.

Niederschlagsentwasserung

Die Satzung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf tiber die Erhebung von Geblhren fir die
Niederschlagswasserbeseitigung (Niederschlagswassergebihrensatzung) vom 18.12.2014 findet
Anwendung.

Trinkwasserschutzzone

Das Plangebiet befindet sich in einer rechtskraftigen Trinkwasserschutzzone Il der
Wasserschutzfassung Ahlbeck (Kreistag Wolgast, Beschluss Nr. 17-2/74 vom 25.07.1974). Gemal § 52
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit dem DVGW-Regelwerk Arbeitsblatt W 101 sind in
Wasserschutzgebieten bestimmte Handlungen verboten bzw. fiir beschrankt zuldssig erklart worden.

Larmschutz

Das Plangebiet wird von der vorhandenen Landesstralte 266 (Neuhofer Straf3e) im Siiden beeinflusst.
Von den genannten Verkehrsflachen gehen Immissionen aus. Fir die in Kenntnis dieser Verkehrsanlage
errichteten baulichen Anlagen kénnen gegenuber dem Baulasttrager keinerlei Entschadigungsanspriiche
hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes geltend gemacht werden.

Die Orientierungswerte flir Wohngebiete der DIN 18005 von 55 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht
werden Uberschritten. Es werden (im Bereich des Bestandsgebdude Neuhofer Stralte 64) maximal rd. 61
/51 dB(A) (Tag / Nacht) erreicht.

Pkw-Stellplatze

Bei der Errichtung der Stellplatze findet die Stellplatzsatzung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf vom
13.10.2006 Anwendung.

Werbeanlagen
Bei der Errichtung von Werbeanlagen ist die Satzung liber die duere Gestaltung von Werbeanlagen,

Warenautomaten und Markisen zur Wahrung und Pflege des Ortsbildes (Werbeanlagensatzung) vom
01.06.1999 zu beachten.

Einsicht der Vorschriften

Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und
DIN-Vorschriften) kénnen bei der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf im Bauamt, Kurparkstra3e 4 in
17419 Seebad Ahlbeck eingesehen werden.

Praambel

Auf der Grundlage des § 10 Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November
2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2017 (BGBI | S. 2193), sowie
nach § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15. Oktober 2015 (GVOBI. M-V S. 344), wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung
Heringsdorf vom ............ccveeen. folgende Satzung uber den Bebauungsplan Nr. 35 “Einzelhandelsstandort
Heringsdorf LabahnstraRe und Wohngebiet" bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)
erlassen:

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf vom
28.11.2013. Die ortsubliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Verdffentlichung im
Amtlichen Mitteilungsblatt "Kaiserbader Bote" am 18.12.2013 erfolgt.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Burgermeister

2. Die fir Raumordnung und Landesplanung zustandige Stelle ist gemaR § 17 LPIG M-V beteiligt worden.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

3. Die Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf hat am 29.10.2014 die Abanderung des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes beschlossen.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

4. Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist nach ortsiiblicher
Bekanntmachung durch Ver6ffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt "Kaiserbader Bote" am 28.06.2017 vom
10.07.2017 bis zum 11.08.2017 durch 6ffentlichen Aushang des Vorentwurfs erfolgt.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blrgermeister

5. Die von der Planung beriihrten Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind mit Schreiben vom
09.06.2017 friihzeitig unterrichtet und zur AuBerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und
Detaillierungsgrad der Umweltprifung aufgefordert worden.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

6. Die Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf hat am ...................... den Entwurf des Bebauungsplans Nr.
35 mit Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie Begriindung einschlieRlich Umweltbericht beschlossen
und zur Auslegung bestimmt.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

7. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 35, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)
sowie der Begriindung und den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, haben in
der Zeitvom ............... biszum ............... wahrend folgender Zeiten gemal § 3 Absatz 2 BauGB 6ffentlich
ausgelegen:

Montag bis Freitag 08.00 - 12.00 Uhr
Montag, Mittwoch und Donnerstag 13.00 - 16.00 Uhr
Dienstag 13.00 - 18.00 Uhr

Die 6ffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der

Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kénnen

und nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung uber den

Bebauungsplan Nr. 35 unberucksichtigt bleiben kdnnen und ein Antrag nach § 47 der
Verwaltungsgerichtsordnung unzulassig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspéatet geltend gemacht wurden, aber hatten geltend
gemacht werden kénnen, durch Verdffentlichung im amtlichen Mitteilungsblatt "Kaiserbader Bote" am
.................. ortsuiblich bekanntgemacht worden.

Nach der offentlichen Auslegung wurde das Verfahren nach § 4a Absatz 3 Satz 4 BauGB
durchgefihrt.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

8. Die von der Planung berihrten Behdrden, sonstigen Trager 6ffentlicher Belange und Nachbargemeinden sind
mit Scheiben vom ............... friihzeitig unterrichtet und zur AuRerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung, zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

9. Der katastermaRige Bestand am ............... wird als richtig dargestellt bescheinigt.

Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine

Prifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im Maf3stab ............... vorliegt. Regressanspriiche
kénnen nicht abgeleitet werden.

Kataster- und Vermessungsamt
Landkreis Vorpommern-Greifswald

Anklam, den

10. Die Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf hat die eingegangenen Stellungnahmen der Birger,
Behdrden, sonstigen Trager offentlicher Belange und Nachbargemeinden am ............... geprift. Das Ergebnis ist
mitgeteilt worden.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

11. Der Bebauungsplan Nr. 35, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am
................... von der Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf als Satzung beschlossen. Die Begriindung
einschlieBlich Umweltbericht wurde mit Beschluss der Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf vom ...............
gebilligt.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

12. Die Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 35 mit Planzeichnung (Teil A) und Text (Teil B) wird hiermit
ausgefertigt.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister

13. Die Satzung Uber den Bebauungsplansatzung Nr. 35, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), sowie die Stelle, bei der die Satzung mit der BegriindungeinschlieRlich Umweltbericht und der
zusammenfassenden Erklarung nach § 10 Absatz 4 BauGB auf Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und Uber den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ................ durch die
Verdffentlichung im Mitteilungsblatt "Kaiserbader Bote" ortsublich bekanntgemacht worden.

In der Bekanntmachungsfrist ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-  und Formvorschriften
und von Mangeln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Falligkeit und
Erléschen von Entschadigungsanspriichen (§ 44 BauGB) und auf die Bestimmungen des § 5 Abs. 5
Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) vom 13.07.2011 (GVOBI. M-V S. 777)
GS Meckl.-Vorp. Nr. 2020 - 9 hingewiesen worden.

Die Satzung ist mit Ablauf des ............... in Kraft getreten.

Ostseebad Heringsdorf, den Der Blirgermeister
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| Begrundung zum B-Plan Nr. 35

1 Veranlassung und Erforderlichkeit der Planung

Anlass fur die Planaufstellung ist die beabsichtigte Schaffung von bauplanungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Erweiterung des Einzelhandelsstandortes Labahnstrafl3e im Ostseebad
Heringsdorf mit der Entwicklung einer angrenzenden Wohnbebauung. Im Weiteren werden in
diesem Verfahren die verkehrstechnische Anbindung sowie die Regenwasserproblematik vor
Ort beriicksichtigt.

Zur Analyse der derzeitigen Einzelhandelssituation in Heringsdorf wurde ein Einzelhandels-
und Zentrenkonzept (EZK) erstellt. Dieses wurde vom Biro Junker + Kruse bearbeitet und
von der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf im Mérz 2019 beschlossen. Darin werden die
gegenwartige Einzelhandelssituation sowie die Entwicklungsmaoglichkeiten im Einzelhandel
in der Gemeinde aufgezeigt.

Die Analyse der derzeitigen Situation ergibt, dass das Seebad Heringsdorf bei dem Ver-
kaufsflachenangebot deutlich hinter den anderen beiden Seebadern Ahlbeck und Bansin
liegt. Wahrend diese beiden Seebader eine Verkaufsflache von 1,16 m2 / Einwohner bzw.
0,91 m2 / Einwohner aufweisen, liegt die Verkaufsflache in Heringsdorf bei lediglich 0,54 m2 /
Einwohner (EZK, S. 76). Geeignete Standorte zur Ansiedlung eines zusatzlichen Lebensmit-
telmarktes sind jedoch weder im zentralen Versorgungsbereich noch in den tbrigen wohn-

siedlungsraumlich integrierten Lagen verfugbar (EZK, S. 81).

Der Einzelhandelsstandort zahlt zu den Grundversorgungsstandorten, die der (fulBlaufigen)
Nahversorgung der Heringsdorfer Bevolkerung dienen (EZK, S.98). Eines der tibergeordne-
ten Ziele zur Einzelhandelsentwicklung ist die Sicherung und Starkung einer moglichst fla-
chendeckenden wohnungsnahen Grundversorgung im Heringsdorfer Gemeindegebiet durch

funktionsfahige zentrale Versorgungsbereiche und Grundversorgungsstandorte (EZK, S. 95).

Vor diesem Hintergrund wird ein Ausbau des Nahversorgungsstandortes an der Labahnstra-
Re geplant, auf dem sich gegenwartig ein ALDI- und ein EDEKA-Markt befinden. Mit dem
Ausbau soll das Verkaufsflachenangebot erweitert werden, sodass die Verkaufsflache im
Seebad Heringsdorf von 0,54m2 / Einwohner auf 0,94mz2 / Einwohner steigt und das Seebad

Heringsdorf somit ein vergleichbares Verkaufsflachenangebot wie die anderen beiden See-
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bader bieten kann. Dadurch steigt das Verkaufsflachenangebot in der gesamten Gemeinde
Ostseebad Heringsdorf auf 1,01m2 / Einwohner (EZK, S. 76).

Die Standorterweiterung zielt au3erdem auf eine zeitgemale Anpassung und Ausgestaltung
des Einzelhandelsstandortes ab. Die Angebotsaufbereitung soll im Rahmen des Umbaus
gualitativ verbessert werden. Das neue Angebot soll neben den Bedurfnissen der Einwohner
auch die Bedurfnisse der Touristen decken (EZK, S. 75). Die touristische Nachfrage spielt fur
die Angebotserweiterung eine ebenso relevante Rolle, da sie einen wesentlichen Anteil der
Kaufkraft, auch in der Nahversorgung, bildet. Der zeitweilige Bedarf durch touristische Ver-
sorgungshotwendigkeiten kommt insbesondere durch die hohe Bettenzahl zustande. Zu-
sammen mit Bansin und Ahlbeck stellt die Gemeinde Heringsdorf durchschnittlich 13.801
Betten (KJ 2013). Dadurch kommt es insbesondere in den Sommermonaten zu einer erhdh-
ten Nachfrage nach Nahversorgungsangeboten, lber die Angebote fiir die Einwohner hin-

aus.

Die Erweiterung der Markte tragt insgesamt betrachtet dazu bei, gemall dem genannten
Ubergeordneten Ziel, den bestehenden Grundversorgungsstandort an der LabahnstralRe
nicht nur zu sichern, sondern auch zu starken. Der Anlass fir die Planaufstellung ist daher
die Schaffung von bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung des Einzel-

handelsstandortes LabahnstraRe im Ostseebad Heringsdorf.

Zusatzlich wird eine Nachverdichtung der angrenzenden Wohnbebauung geplant.

2 Beschreibung des Plangebiets

2.1 Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Plangebietes bezieht sich auf die Flurstlicke der Gemarkung Neu-

hof und umfasste zum Vorentwurf die folgenden Flurstiicke:

Flur 3

8/7, 10/1, 10/2, 10/3, 11/1, 11/2, 12/1, 12/2, 13/1, 14/4, 14/5, 16, 17/2, 20/2, 21/3, 21/5, 82/1,
83/1, 84/1, 91/1

Teilbereiche 52/15, 81/1, 91/19

Flur 4
50/3
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Teilbereiche 50/8

Der Geltungsbereich des B-Plan Nr. 35 umfasst im stdlichen Bereich die Verkehrsflache, die
in einem unmittelbaren stadtebaulichen Zusammenhang mit den Baugebieten steht. Zum
Zeitpunkt des Vorentwurfs sollte der Ausbau des Knotenpunktes L 266 / Schulstraf3e auch im
B-Plan erfasst werden. Dies erfolgt nun jedoch in einem eigenstandigen Plangenehmigungs-
verfahren, welches einen anderen Bereich als der B-Plan umfasst. Der Geltungsbereich des
B-Plans umfasst den Bereich der Verkehrsflache, der in einem unmittelbaren Zusammen-

hang mit den festgesetzten Sondergebieten und Wohngebieten steht.

euhof
dur 4

— Vorentwurf
mmm Entwurf

Abbildung 1 Anderung des Geltungsbereichs im Vergleich zum Vorentwurf (Quelle: IPO 2019)

Um den stadtebaulichen Zusammenhang zwischen der verkehrlichen ErschlieRung und den
Baugebieten zu beriicksichtigen, wird die westliche und die 6stliche Grenze des Geltungsbe-
reichs entlang der Allgemeinen Wohngebiete und Sondergebiete in Richtung der Verkehrs-
flache fortgesetzt. Hierdurch ergibt sich im westlichen Bereich eine Reduzierung im Vergleich
zum Vorentwurf. Im Osten wird die Fortsetzung des Geltungsbereichs in Richtung der Ver-
kehrsflache durch die angrenzenden Privatgrundstiicke begrenzt. Im Stden wird der Gel-

tungsbereich ebenfalls erweitert. Dies ist einerseits bedingt durch die Verlegung einer Trafo-
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Station. Um einen neuen Standort innerhalb des B-Plans realisieren zu kdnnen, wird der Gel-
tungsbereich im Sudwesten um eine geeignete Flache erweitert. Andererseits beriicksichtigt

die Erweiterung im Sudwesten Flachen fur den Ausbau des Knotenpunktes.

Im Entwurf umfasst der Geltungsbereich des Bebauungsplans daher folgender Flurstiicke

der Gemarkung Neuhof:

Flur 3

10/1, 10/2, 10/3, 11/1, 11/2, 12/1, 12/2, 13/1, 14/4, 14/5, 16, 17/2, 21/3, 21/5, 82/1, 83/1,
84/1, 91/1

Teilbereiche 8/7, 20/2, 52/15, 91/19

Flur 4
Teilbereiche 50/3

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:
im Norden:  durch die Bebauung des Dinenwegs und der TriftstralRe

im Osten: durch die Bebauung der Labahnstralie
im Suden: durch den Randbereich der Neuhofer StralRe sowie die Grinflache der Schul-
stral3e

im Westen:  durch die Bebauung der TriftstraRe

Der Geltungsbereich ist in der Satzung zeichnerisch festgesetzt. MaRgebend ist die zeichne-
rische Darstellung im Maf3stab 1:1000.
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Abbildung 2: Geltungsbereich B-Plan Nr. 35
(Quelle: IPO 2019)

2.2 Bestandsanalyse

221 Stadtraumliche Einbindung und stadtebauliche Strukturen

Das Plangebiet mit einer Gesamtflache von rund 2,4 ha liegt im Innenbereich des Gemein-
degebiets Ostseebad Heringsdorf an der L 266 und ist gepragt durch eine lockere ein- bis
zweigeschossige Einzelbebauung sowie kleinere Gewerbeeinheiten. Im mittleren Bereich
des Gebietes sind einzelne Bauliicken und Grunflachen feststellbar. An der L 266 (Neuhofer
Stral3e) sind die Einzelhandelsbetriebe ALDI und EDEKA angesiedelt und versorgen das
nahe Wohnumfeld. Umliegend befinden sich in groRer Anzahl Einfamilienhausgebiete sowie

im Norden vier Zeilenbauten im Geschosswohnungsbau.
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Geschoss- :
wohnungsbau [

Abbildung 3 Lage im Gemeindegebiet
(Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2019)

L 266

Abbildung 4: Luftbild mit Geltungsbereich
(Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2019)
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Die Lage der Bauten orientiert sich im Wesentlichen an der Stralenkante der Neuhofer
Stral3e. Durch das Wegfallen des Gartenbaubetriebes im Nordwesten des Plangebietes wer-
den grof3zugige Freiflachen gebildet, die sich in westlicher Richtung den locker und Kleintei-
lig, vornehmlich mit Einfamilienhdusern bebauten Quartierrdaumen, sowie dem Einzelhan-
delsbetrieb im Osten 6ffnen. Die Einfamilienhduser Neuhofer Strale 65 und 66 sind von
Leerstand gepragt. Nr. 66 grenzt direkt an die Stellplatze des Einzelhandelsstandortes sowie

den Kreuzungsbereich Neuhofer Straf3e/LabahnstraBe/Schulstra3e und verfugt Uber keinen

entsprechenden Larmschutz.

Abbildung 5: Baustruktur im Plangebiet
(Quelle: IPO 2016)

Im Geltungsbereich befinden sich ein- bis zweigeschossige Wohnbebauungen mit Nebenan-
lagen sowie ein eingeschossiger Lebensmitteleinzelhandler mit zwei integrierten Markten
(ALDI und EDEKA).

N

Geltungsbereich
I Vollgeschoss

11 Vollgeschosse

Abbildung 6: Geschossigkeit im Plangebiet
(Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2019)
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Der Einzelhandelsstandort grenzt westlich an ein Gebiet mit Wohnbebauung und den dazu
gehdrigen Hausgartengrundstiicken. Unmittelbar nordlich des Plangebietes grenzt ein
Grundstiick an, welches mit drei kleineren Ferienhausern bebaut ist. Weiter nordlich davon
liegen Zeilenbauten, welche als Mehrfamilienhdauser fungieren. Die Zeilenbauten sind parallel
zueinander ausgerichtet. Das Plangebiet und die Zeilenbauten werden durch Griunflachen
und weitere kleinere Wohngebaude voneinander getrennt. Im noérdlichen Bereich befinden
sich zurzeit auch Leerstdnde und ungeordnete Strukturen durch kleinere Nebengebaude

(Garagen, Schuppen, Anbauten) sowie eine brachliegende Griinflache.

Insgesamt dominieren im Umfeld des Plangebiets zu fast allen Seiten hin Wohnstrukturen.

Il Vollgeschosse
BV Vollgeschosse
VI Vollgeschosse

Nebengebaude [

Abbildung 7: Geschossigkeit um das Plangebiet
(Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2019)

Die Geschosshohen um das Plangebiet herum schwanken zwischen | und VI Vollgeschos-
sen. Die vier Geschosswohnungsbauten im Norden sind aufgrund ihrer Hohe als stadtebau-
liche Dominanten wahrzunehmen. Des Weiteren sind die Bauten entlang der Labahnstral3e
wegen des ansteigenden Geléandes deutlich héher als die Gebaude entlang der Neuhofer
Stral3e.
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Abbildung 8: Hohensituation um das Plangebiet
(Quelle: IPO 2016)

Das Geléande fallt sowohl nach Norden wie nach Stiden hin von der Stralle ab.

Abbildung 9: Hohensituation im Plangebiet (Je dunkler, desto hoher das Geldnde.)
(Quelle: IPO 2019/ 2016)

2.2.2 Nutzungsarten

Das Plangebiet ist sehr heterogen und entspricht einer gewachsenen Bebauungsstruktur.
Die Bebauung orientiert sich in erster Linie an den vorhandenen ErschlieBungsstraen und
ist im rickwartigen Bereich aufgelockert.

Gegenwartig sind am Standort Labahnstral3e der Lebensmittelsupermarkt EDEKA mit einer
Verkaufsflache (Vkfl.) von etwa 1.000 m2 und einer Bruttogeschossflache (BGF) von etwa
1.400 m2 sowie der Lebensmitteldiscounter ALDI mit einer Vkfl. von etwa 700 m2 und einer
BGF von etwa 1.000 m2 angesiedelt.
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Abbildung 10: Einzelhandelsstandort Labahnstrafle
(Quelle: IPO 2016)

Neben dem Einzelhandelsstandort befinden sich im Plangebiet entlang der Neuhofer Stral3e

drei Wohnbebauungen mit dazugehdorigen Nebenanlagen.

Abbildung 11: Wohnbebauung an der Neuhofer Strafle
(Quelle: IPO 2016)

Im Plangebiet befinden sich zudem Verkehrsflachen in Form der Neuhofer Stral3e (L 266),
welche im RROP VP dem regionalen StraRennetz zugeordnet wird, ein Knotenpunkt mit ei-
ner Lichtsignalanlage sowie die Labahnstral3e und die Schulstral3e. Zwischen der L 266 und
dem Einzelhandelsstandort befindet sich ein Parkplatz. Des Weiteren befinden sich Geh-

und Radwege an den jeweiligen Verkehrsflachen.
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Nordlich sowie nordwestlich des Einzelhandelsstandortes befinden sich unbebaute Flachen

mit Begrinung.

g Geltungsbereich
Wohnen
Einzelhandel
Parkplatz

Unbebauter Bereich

3 StralRen

Abbildung 12: Nutzungsstruktur
(Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2019)

2.2.3 Einzelhandel

Mit 1.634 m? Verkaufsflache nimmt der Einzelhandelsstandort Labahnstral3e einen erhebli-
chen Anteil an der Gesamtverkaufsflache im Sortiment Nahrungs- und Genussmittel in der
Gemeinde Ostseebad Heringsdorf ein. Aktuell befinden sich ein Lebensmittelsupermarkt
(EDEKA) sowie ein Lebensmitteldiscounter (ALDI) am Standort, sodass dort ein Betriebsfor-

menmix vorliegt.

Es handelt sich um einen Nahversorgungsstandort in stadtebaulich integrierter Lage. Die
Einzelhandelsgebaude bilden stadtebaulich betrachtet einen Solitar im Stadtgeflige. Der
nachste zentrale Versorgungsbereich in Heringsdorf ist etwa 800m vom Grundversorgungs-
standort an der Labahnstral3e entfernt.

Entsprechend des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes werden mit ,stadtebaulich integrier-
ter Lage”“ die Standorte eingestuft, deren direktes Umfeld in mehr als zwei Himmelsrichtun-
gen von zusammenhangender Wohnbebauung gepragt ist, ohne dass stadtebauliche Barrie-
ren wie Autobahnen oder Bahngleise den Standort von der Wohnbebauung separieren.
Gleichzeitig erflllen diese Standorte aber nicht die Kriterien, um als ,Zentrum* bezeichnet zu
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werden (EZK, S.134). Eine fuBlaufige Erreichbarkeit der strukturpragenden Lebensmittelbe-

triebe ist durch die stadtebaulich integrierte Lage gegeben.

Entgegen der Sortimentsstruktur an der Labahnstral3e (welche auf die Grundversorgung und
den kurzfristigen Bedarf ausgelegt ist) ist der zentrale Versorgungsbereich durch einen Mix
zentrentragender Nutzungen (Einzelhandel, Dienstleistungen und Gastronomie) gepragt,
welche in erster Linie zur Deckung des mittelfristigen Bedarfs beitragen. Durch die unter-
schiedliche Sortimentsstruktur entstehen somit keine Konkurrenzeffekte. Dies lasst sich aus
dem Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes ableiten.

2.2.4 Entwéasserung

Aufgrund der vorhandenen Gelandegeometrie liegt der Einzelhandelsstandort an einem Ge-
landetiefpunkt. Anfallendes Oberflachenwasser wird zurzeit Uber eine Rigolenversickerung
abgefluhrt. In der Historie wurde der Gelandetiefpunkt durch ein Grabensystem entwassert.
Mit dem Ausbau der L 266 wurde die StraBenfiihrung in der Ortsdurchfahrt erhdht, sodass
eine Art StraBendamm innerhalb der Niederung Neuhof entstanden ist. Fir die weiteren
Entwicklungen der Siedlungsbereiche wurden immer Inselentwésserungslosungen fir die
Abfiihrungen des Oberflachenwassers gefunden. Doch mit der weiteren Siedlungsentwick-
lung der Nachwendezeit und dem Sanierungsstau der alten Inselentwasserungssysteme,
kommt es nun bei starken Regenereignissen zum Versagen der vorhandenen Entwasse-

rungsanlagen. Somit entstehen Uberflutungen mit Schaden im privaten Eigentum.

Dramagareare |

Abbildung 13: Oberflichenwasser
(Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2016)
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225 VerkehrserschlielRung

Die dufRere ErschlieBung des Plangebietes erfolgt Giber die L 266 als Hauptverbindungsstra-
3e der drei Ortszentren Bansin, Heringsdorf und Ahlbeck. Diese Stral3e ist aufgrund der
Durchgangsverkehre Richtung Polen vor allem in den saisonalen Zeiten stark belastet. Das
Plangebiet ist aul3erdem Uber die Schul- und Labahnstraf3e erreichbar.

Der vorhandene Knotenpunkt (KP) auf der L 266 mit den untergeordneten Knotenpunktéasten
Labahnstralle und SchulstraRe weist eine unginstige Grundgeometrie auf. Aufgrund der
Schraganbindung der Labahnstral3e entstehen sehr unglinstige Sichtproblematiken bei Ab-
biegevorgéangen vor allem von gréReren Fahrzeugen. Die untergeordneten Knotenpunktaste
sind auch in ihrer Zuordnung versetzt, so dass ein Kreuzen der Stral3e zwischen den unter-
geordneten Knotenpunktasten ebenfalls als problematisch anzusehen ist. Die Verkehrsver-
teilung der Kfz-Verkehre auf die Knotenpunktaste ist in der Hauptlast auf der L 266 zu sehen.
In den untergeordneten Knotenpunktasten ist zu verzeichnen, dass die Hauptlast auf den
Knotenpunktast des Einzelhandelsstandortes zuzuordnen ist, wobei die Einbahnstraenan-
bindung der Labahnstral3e hinter dem Einzelhandelsstandort geringer belastet ist und die
Verkehrsverteilung somit ungleichmafig ist. Folgende durchschnittliche tagliche Verkehrs-

mengen ergeben sich auf dem entsprechenden Knotenpunktast.

. DTV 2014 Schwerverkehr SV-Anteil
Abschnitt
Kfz/24h Lkw/24h %
LabahnstralRe 3.700 7 0,2
L 266 Ost 11.830 226 1,9
SchulstralRe 1.190 0 0,0
L 266 West 11.270 219 1,9

Tabelle 1 Verkehrsbelastungen — Analyse 2014 (Quelle: IPO 2014)

Mit der ungleichmafigen Verteilung der Verkehrsmengen im Bereich der Zufahrt des Einzel-
handelsstandortes und der EinbahnstraRenfihrung der LabahnstralRe ergeben sich gerade in
der saisonalen Zeit Verkehrssicherheitsdefizite im Bereich der Anbindung der Labahnstral3e.
Die LabahnstralRe ist hierbei vorfahrtsberechtigt gegeniber der Zufahrt des Einzelhandels-
standortes. Durch die schlechte Sichtbeziehung und der hohen Geschwindigkeit, bedingt
durch die Geféllestrecke der Labahnstral3e, werden die Vorfahrtsberechtigungen recht spat
erkannt. Ebenfalls gibt es Rickstauungen im Zufahrtsbereich des Einzelhandelsstandortes,

so dass dies ebenfalls negative Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit darstellt.
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Die TriftstraRe in Verbindung mit der LabahnstraBe wird im HauptsammelstralRennetz der
Ortsteile Heringsdorf, Bansin und Ahlbeck als mittige Verkehrsanbindung der kistennahen
SammelstraBen zur L 266 genutzt und Gbernimmt vor allem in der saisonal bedingten Uber-

lastung der Landesstrafl3e auch Durchgangsverkehre.

Der lichtsignalisierte KP ist vor allem in der Hauptsaison in der Leistungsfahigkeit begrenzt.
Vor allem der Ruckstaubereich im Bereich des Einzelhandelsstandortes in Verbindung mit
der Anbindung der Labahnstraf3e fuhrt zu Verkehrsproblematiken im direkten Anbindungsbe-

reich der Labahnstral3e.

Abbildung 14: Knotenpunkt L 266
(Quelle: IPO 2016)

Fir den nicht motorisierten Verkehr erfolgt die ErschlieBung des Plangebietes vorrangig ent-
lang der L 266. Uber die Labahnstrale ist in unmittelbarer Nahe die Strandpromenade zu

erreichen, welche Bestandteil des Fernradwanderweges Berlin-Usedom ist.

Im Plangebiet befinden sich zwei Haltestellen fur diverse Buslinien (Neuhofer Strale und
Labahnstrale), sodass der Einzelhandelsstandort nicht nur fu3laufig und mit dem motorisier-
ten Individualverkehr, sondern auch mit dem OPNV erreichbar ist. Das Plangebiet befindet
sich zudem fuRBlaufig etwa 1,4 km vom Bahnhof Seebad Heringsdorf entfernt. Der Bahnbe-
trieb durch die Usedomer Baderbahn GmbH ist ein integrativer Bestandteil des Verkehrskon-

zeptes der Insel Usedom.

2.3 Stadtebauliche Missstiande

231 Nutzungen und Bebauungsstrukturen

Der EDEKA/ALDI-Einzelhandelsstandort an der L 266 ist in der Mitte der 1990er Jahre in der
Gemeinde Ostseebad Heringsdorf entstanden und somit einer der altesten Einzelhandels-
standorte. Der Standort hat eine zentrale Lage und stellt im Wesentlichen die Nahversorgung
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fur den Bereich Heringsdorf Neuhof und deren Anwohner dar. In der saisonalen Zeit wird der

Einzelhandelsstandort auch stark von touristisch gepragten Kundenpotentialen genutzt.

Aufgrund der historischen Entwicklung des Standortes und der heutigen Anspriiche an Ein-
zelhandelsstandorte sind die jetzigen Betriebe des Einzelhandels am Standort nicht mehr
zeitgemal, verlieren an Attraktivitat und stehen in Konkurrenz mit dem Einzelhandel im be-
nachbarten Polen. Den bestehenden Einrichtungen fehlt eine angemessene Verkaufsfla-
chengroRe in Bezug auf kundenfreundliche Gangbreiten, Kassenvorhalteflachen, Sorti-
mentsanordnungen, Energieeffizienz, Lagervorhaltung, Ver- und Entsorgungswege und Ne-
bengewerke in Bezug auf Backwaren und Floristik mit einem ausreichenden Flachenan-
spruch nach heutigem Standard. Nur mit einer modernen, flexiblen und zeitgemaRen Einzel-
handelsstandortentwicklung kann der fir die Gemeinde sehr wichtige Grundversorgungs-
standort zukunftsorientiert entwickelt werden. Hierzu gehdren ebenfalls ein ausreichendes
Parkplatzangebot mit entsprechenden Stellplatzbreiten und kundenfreundlichen niveauglei-
chen Zugangen.

Der nordliche Teil des Plangebiets zeigt sich au3erdem als brachliegende Grinflache, wel-
che einen verwahrlosten Eindruck erzeugt. Die Flache des Standortes ist mindergenutzt, das
Flachenpotenzial kénnte fir eine weitere Entwicklung vielmehr ausgeschopft werden. Im
Rahmen der B-Plan-Aufstellung soll dieser Flache eine sinnvolle Nutzung zugefihrt werden,
welche einen positiveren rdumlichen Eindruck erzeugt. Nebst dessen bildet die Brachflache
einen raumlichen Bruch im Quartier, welches innerhalb der eingeschlossenen Flache zwi-
schen der Neuhofer Stral3e, der Triftstral3e, dem Diinenweg und der Labahnstral3e liegt. Wie
auch in anderen Teilen der Gemeinde bildet diese Flache ein ungenutztes Flachenpotenzial
inmitten von Bebauung. Auf der Brachflache sollen daher Bebauungsstrukturen entstehen,
welche die Bebauungsstrukturen im Quartier ergdnzen und somit das ungenutzte Potenzial

der Flache ausschopfen.

Ein weiterer Punkt der notwendigen stadtebaulichen Entwicklung liegt in der Abgrenzung des
Einzelhandelsstandortes zum Umfeld. Zu diesen umliegenden Nutzungen fehlt eine Abgren-
zung. Die angrenzenden Wohnstrukturen sollen zuklnftig eine deutliche Abgrenzung zum
Einzelhandelsstandort erhalten, um vor allem die vom Einzelhandelsstandort ausgehenden
Emissionen fernzuhalten. Im Rahmen der B-Plan-Aufstellung ist neben bzw. im Rahmen der
zu schaffenden raumlichen Abgrenzungen auch die Festlegung konkreter Larmschutzmal3-

nahmen fir die einzelnen umliegenden Nutzungsstrukturen erforderlich.
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2.3.2 Infrastrukturproblem Verkehr

Die jetzige Verkehrsanbindung und Wahrnehmung des Einzelhandelsstandortes wird als
nicht ausreichend angesehen. Die derzeitig schragwinklige Kreuzung der L 266, Labahn-
stralRe und SchulstralRe weist eine schlechte Sichtbeziehung auf. Die verkehrliche Leistungs-
fahigkeit des lichtsignalgesteuerten Knotenpunktes ist, vor allem in der saisonalen Hauptver-
kehrszeit, ungentgend. Zudem werden durch die Revitalisierung des Einzelhandelsstandor-
tes auch Verkehre generiert. Mit einer Umgestaltung des Knotenpunktes soll die verkehrliche
Leistungsfahigkeit und die Verkehrssicherheit auf den heutigen Stand, auch fur die Ful3gan-
ger und Radfahrer im Knotenpunktbereich, entwickelt werden. Hierbei soll auch die Wahr-
nehmung des Einzelhandelsstandortes wesentlich verbessert und die Anfahrt zum Einzel-
handelsstandort verdeutlicht werden. Die rechtliche Absicherung des Umbaus des vorhan-
denen Knotenpunktes ,L266/Schulstrale” erfolgt in einem eigenstandigen Plangenehmi-
gungsverfahren. Eine entsprechende Verkehrsflache ist im Rahmen der Bauleitplanung zu

berticksichtigen.

2.3.3 Infrastrukturproblem Entwasserung

Der Einzelhandelsstandort liegt im Tiefpunktbereich der topografischen Geléandestruktur im
Bereich Heringsdorf Neuhof. Das vorhandene Entwéasserungssystem ist insbesondere bei
Starkregenereignissen nicht leistungsfahig und wird in Teilen auch nicht mehr den Anspru-
chen zur Regenwasserabfiihrung und Vorbehandlung zur Einleitung ins Grundwasser oder in
andere Gewasser gerecht. Die Gemeinde beabsichtigt, auf Grundlage des Generalentwés-
serungsplans eine Wiederherstellung des Hauptregensammlers flir den Bereich Heringsdorf
Neuhof in Form eines groBeren Regenwasserhauptkanalsystems vorzunehmen. Da das
Entwasserungssystem topografisch bedingt entlang des Gelandetiefpunktes entwickelt wer-
den muss und der Einzelhandelsstandort ebenfalls am Gelandetiefpunkt liegt, besteht das
Erfordernis, im Rahmen der bauleitplanungsrechtlichen Gebietsentwicklung auch die Fih-
rung des Hauptregensammlers als Regenwasserkanalisation zu berlcksichtigen und einzu-
binden. Die rechtliche Absicherung der Errichtung des ,Hauptregensammlers Ortslage Neu-
hof“ erfolgt in einem eigenstandigen Plangenehmigungsverfahren. Entsprechende Leitungs-
rechte und Festsetzungen zur Hohenlage sind im Rahmen der Bauleitplanung zu bertcksich-

tigen.
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3 Planerische Ausgangssituation

In diesem Kapitel werden die libergeordneten Planungen, Satzungen und Konzepte darge-
legt, die im Bebauungsplan zu beachten sind. Es handelt sich dabei um die Planungen auf
Ebene des Landes, der Region und der Gemeinde, um kommunale Satzungen und weitere

rechtliche Bindungen und um informelle Planungen der Gemeinde.

3.1 Ziele und Grundsatze der Raumordnung

3.1.1 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP 2016)

Aus dem Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (2016) gehen Ziel-

vorstellungen fur Einzelhandelsgrof3projekte (Kapitel 4.3.2, LEP S. 53) hervor, die im Fol-

genden wiedergegeben werden:

»(1) Einzelhandelsgrof3projekte [...] sind nur in Zentralen Orten zulassig.

(2) Einzelhandelsgro3projekte nach (1) sind nur zulassig, wenn die Grof3e, die Art und die

Zweckbestimmung des Vorhabens der Versorgungsfunktion des Zentralen Ortes entspre-

chen, den Verflechtungsbereich des Zentralen Ortes nicht wesentlich Gberschreiten und die

Funktionen der Zentralen Versorgungsbereiche des Zentralen Ortes und seines Einzugsbe-

reiches nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

(3) EinzelhandelsgrofR3projekte mit zentrenrelevanten Kernsortimenten sind nur in Innenstad-

ten / Ortszentren und in sonstigen Zentralen Versorgungsbereichen zulassig.

Ausnahmsweise durfen nahversorgungsrelevante Sortimente auch aufRerhalb von Zentralen

Versorgungsbereichen angesiedelt werden, wenn nachweislich

e eine integrierte Lage in den Zentralen Versorgungsbereichen aus stadtebaulichen Griin-
den nicht umsetzbar ist,

e das Vorhaben zur Sicherung der verbrauchernahen Versorgung beitragt und

o die Versorgungsbereiche nicht wesentlich beeintrachtigt werden.

Zentrenrelevante Kernsortimente sind

e die Sortimente gemal Abbildung 21 [LEP 2016, S. 56] sowie

e weitere Sortimente, die von einer Gemeinde als zentrenrelevant festgelegt werden (ort-
spezifische Sortimentsliste).

Die Zentralen Versorgungsbereiche sind durch die Kommunen im Rahmen ihrer Nahversor-

gungs- und Zentrenkonzepte zu ermitteln und planerisch zu sichern.

(4) Einzelhandelsgrof3projekte mit nicht zentrenrelevanten Kernsortimenten sind auf3erhalb

der Zentralen Versorgungsbereiche an stadtebaulich integrierten Standorten zulassig. Aus-

nahmsweise diirfen Vorhaben in stddtebaulicher Randlage angesiedelt werden, wenn nach-
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weislich keine geeigneten Standorte in integrierten Lagen vorhanden sind. Voraussetzung fir
die Ansiedlung in stadtebaulicher Randlage ist eine Anbindung an das OPNV-Netz und an
das Radwegenetz.

Zentrenrelevante Randsortimente innerhalb der Einzelhandelsgrof3projekte sind zulassig,
sofern keine schadlichen Auswirkungen auf die Innenstadt / das Ortszentrum und auf sonsti-
ge Zentrale Versorgungsbereiche zu befiirchten sind (Einzelfallprifung erforderlich).

(5) Zukunftsfahige Zentren- und Nahversorgungsstrukturen der Zentralen Orte sind auf der
Grundlage von Einzelhandelskonzepten zu entwickeln. Dabei sind auch die Nahversor-
gungsstrukturen im Nahbereich der Zentralen Orte zu berticksichtigen. In den kommunalen
Einzelhandelskonzepten sind die Zentralen Versorgungsbereiche festzulegen.

(6) Ausnahmsweise koénnen Einzelhandelsgro3projekte in Umlandgemeinden der Stadt-
Umland-Raume angesiedelt werden.

Voraussetzung hierfur ist ein interkommunal abgestimmtes Einzelhandelskonzept fur den
jeweiligen Stadt-Umland-Raum. Bei der Aufstellung der Einzelhandelskonzepte fir den je-
weiligen Stadt-Umland-Raum sind die in (2), (3) und (4) formulierten Ziele zu berticksichti-

“

gen.

In der Zielstellung des B-Planes Nr.35 werden die Zielvorstellungen des LEP 2016 wie folgt

bertcksichtigt:

e Zu (1): Bei Heringsdorf handelt es sich um einen zentralen Ort (gemafd LEP) und ein
Grundzentrum (gemafR RROP VP), sodass Einzelhandelsgrol3projekte in Heringsdorf zu-
lassig sind.

e Zu (2): Das Vorhaben dient als Grundversorgungsstandort zur Versorgung der Einwoh-
ner sowie der Touristen. Das Einzelhandelsgro3projekt entspricht von der Grof3e, der Art
und der Zweckbestimmung der Versorgungsfunktion eines Grundzentrums. Diese An-
nahme wird vom ARL in der Stellungnahme vom 01.08.2018 bestatigt.

e Zu (3): Das Einzelhandelsprojekt ist in einer stddtebaulichen integrierten Lage geplant,
nicht aber in einem zentralen Versorgungsbereich. Daher sind Kernsortimente nur aus-
nahmsweise zuléassig. Von der Ausnahme wird bei dem Vorhaben Gebrauch gemacht.
Bei bis zu 10% der Sortimente kann es sich um Kernsortimente handeln. Dies entspricht
Punkt (3), da das Vorhaben zur Sicherung der verbrauchernahen Versorgung beitragt.
AulRerdem werden andere Versorgungsbereiche nicht wesentlich beeintrachtigt, da das
Kernsortiment auf max. 10% festgelegt wird.

Die Sortimente werden entsprechend der zentrenrelevanten Kernsortimente in Abbildung
21 des LEP und der Heringsdorfer Sortimentsliste als der ortsspezifischen Sortimentsliste

ausgewahlt.
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Zu (4): Bei dem Einzelhandelsstandort handelt es sich um eine stadtebaulich integrierte
Lage, da dessen direktes Umfeld an mind. zwei Seiten von zusammenhangenden Wohn-
siedlungen gepragt ist (dies entspricht der Definition einer stadtebaulich integrierten Lage
des EZK). Eine Anbindung an das OPNV- und Radwegenetz ist zuséatzlich gegeben. Da-
her bestehen die zulassigen Sortimente zum gro3ten Teil aus nicht zentrenrelevanten
Kernsortimenten. Ein zentrenrelevantes Randsortiment wird nur auf 10% der Verkaufs-
flache zugelassen. Die Auswirkungen dieser Zulassigkeit auf bestehende Einzelhandels-
standorte wurden im Rahmen des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts fur die Gemeinde
Heringsdorf geprift, welches die Erweiterung des Grundversorgungsstandortes Labahn-
stralRe explizit vorsieht.

Zu (5): Ein Einzelhandels- und Zentrenkonzept fur die Gemeinde Heringsdorf wurde im
Marz 2019 beschlossen. Darin sind die zentralen Versorgungsbereiche festgelegt. Die
Nahversorgungsstrukturen im Nahbereich der zentralen Orte werden darin ebenfalls dar-
gestellt. Der vorliegende B-Plan nimmt Bezug auf das EZK.

Zu (6): Da es sich um ein Grundzentrum handelt ist eine Ausnahmeregelung fir die

Stadt-Umland-Raume nicht notwendig.

3.1.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RROP VP)

Das Regionale Raumordnungsprogramm Vorpommern (2010) trifft Aussagen zur Siedlungs-

entwicklung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf, die im Folgenden zusammengefasst

werden:

Das RROP VP definiert Zentrale Orte, die gemaf Kapitel 3.2.1 Punkt (1) ,als Schwer-
punkte der wirtschaftlichen Entwicklung, der Versorgung, der Siedlungsentwicklung, der
sozialen und kulturellen Infrastruktur sowie als Verwaltungszentren vorrangig gesichert
und ausgebaut werden sollen® (RROP VP, S. 32). Heringsdorf ist gemal Kapitel 3.2.4
Punkt (1) ein Grundzentrum: ,Grundzentren sollen die Bevolkerung ihres Nahbereiches
mit Leistungen des qualifizierten Grundbedarfs versorgen. Sie sollen als tberértlich be-
deutsame Wirtschaftsstandorte gestarkt werden und Arbeitsplatze fir die Bevolkerung ih-
res Nahbereiches bereitstellen“ (RROP VP, S. 33). Heringsdorf nimmt au3erdem ausge-
wahlte mittelzentrale Funktionen wahr, weshalb eine Entwicklung des Ortes unterstitzt
wird. Dies ist fur die Region wichtig, ,da Arbeitsplatze in der Region gesichert, neue ge-
schaffen und Versorgungsangebote fir die Bevolkerung bereitgestellt werden® (RROP
VP S. 34).

Gemald Kapitel 3.1.3 zahlt Heringsdorf zu den Tourismusschwerpunktraumen und damit
zu den Vorbehaltsgebieten Tourismus. ,In den Vorbehaltsgebieten Tourismus (Touris-

musraume) hat die Entwicklung ihrer Eignung und Funktion fir Tourismus und Erholung
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eine besondere Bedeutung. [...] In den Tourismusschwerpunktrdaumen stehen die Ver-
besserung der Qualitat und der Struktur des touristischen Angebotes sowie Maflihahmen
der Saisonverlangerung im Vordergrund. Das Beherbergungsangebot soll in seiner Auf-
nahmekapazitat nur behutsam weiterentwickelt und erganzt werden. [...] Die traditionel-
len Kur- und Erholungsorte mit ihrer speziellen Infrastruktur sind bedarfs- und funktions-
gerecht auszubauen“ (RROP VP, S. 24, 26).

o GemalR Kapitel 4.1 soll die historisch gewachsene dezentrale Siedlungsstruktur der Re-
gion in ihren Grundziigen erhalten werden. ,Sie soll entsprechend den wirtschaftlichen
und sozialen Bedurfnissen der Bevolkerung weiterentwickelt und den Erfordernissen des
demographischen Wandels angepasst werden. [...] Schwerpunkte der Wohnbauflachen-
entwicklung sind die zentralen Orte. Sie sollen sich funktionsgerecht entwickeln“ (RROP
VP, S. 45). Die Erhaltung und die Entwicklung der Siedlungen sollen im Einklang mit Na-
tur und Landschaft stehen. Hierbei soll ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden
hinsichtlich der Beeintrachtigungen der naturlichen Potenziale vorgenommen werden.
Darlber hinaus kdnnen durch energieoptimierte Bauweisen und die Minimierung von
Emissionen die natirlichen Ressourcen geschont werden (vgl. RROP VP, S. 46).

e Einzelhandelsgrof3projekte i.S. des § 11 Abs. 3 der BauNVO sind gemal’ Kapitel 4.3.2
nur in Zentralen Orten zulassig. ,Einzelhandelsgro3projekte mit zentrenrelevanten Sorti-
menten sind nur an stadtebaulich integrierten Standorten zuldssig. Bei Standortentwick-
lungen auBBerhalb der Innenstadt ist unter Berlicksichtigung der Entwicklung des Zentra-
len Ortes (Gesamtstadtisches Einzelhandelskonzept) nachzuweisen, dass diese die
Funktionsentwicklung und Attraktivitat der Innenstadt nicht gefahrden“ (RROP VP, S. 50).

e Ein Teil der Gemeindeflache Ostseebad Heringsdorf liegt im FFH-Gebiet. Diesbeziiglich
sind Kompensationsmafinahmen und Mafinahmen zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft schwerpunktméfig in den NATURA 2000-Gebieten auszuweisen (vgl. RROP VP
Kapitel 5.1).

o GemalR Kapitel 5.3 sollen in den Vorbehaltsgebieten Kiistenschutz alle Planungen und
Maflnahmen die Belange des Kistenschutzes berticksichtigen. ,Vorbehaltsgebiete Kus-
tenschutz an den Aul3en- und Boddenkiisten sowie in den tiefliegenden Flussmiindungs-
bereichen im Wirkungsraum der Ostsee umfassen die Gebiete, die nach fachplanerischer
Darstellung des Generalplanes Kisten- und Hochwasserschutz Mecklenburg-
Vorpommern unterhalb des jeweiligen Bemessungshochwasserstandes liegen. Diese
Gebiete sind, auch bei vorhandenen und funktionstiichtigen Kistenschutzanlagen, durch
Sturmfluten potenziell und real gefahrdet. Planungen und Maflinahmen in diesen Gebie-
ten mussen deshalb die von mdglichen Sturmfluten ausgehenden Gefahren fur Leben,
Gesundheit und Sachwerte in den Planungsprozess einbeziehen und entsprechende L6-

sungen finden. Dabei ist zu beachten, dass aufgrund des voraussichtlich ansteigenden




B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohngebiet* Seite 31
- Begrindung zum Entwurf -

Meeresspiegels an der Ostseekiiste die Aufwendungen der 6ffentlichen Hand fur den
Schutz von im Zusammenhang bebauten Gebieten zunehmen, wenn Belange des Kiis-

tenschutzes ungenigend bericksichtigt werden* (RROP VP, S. 69).

In der Zielstellung des B-Planes Nr. 35 werden die Zielvorstellungen des RROP VP wie folgt
bertcksichtigt:

e Der B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstralte und Wohnge-
biet* entspricht der erforderlichen Ausstattung eines Grundzentrums. Dies wird in der
Stellungnahme des ARL bestatigt.

o Die Erweiterung des Einzelhandelsstandortes beriicksichtigt auch die touristische
Nachfrage.

e Es handelt sich um die Erweiterung und Nachverdichtung eines bestehenden Einzel-
handels- und Wohnstandortes in einer stadtebaulich integrierten Lage.

¢ Die Flachen des Plangebietes liegen nicht im FFH-Gebiet. Ebenso liegt das Plange-

biet nicht innerhalb der Vorbehaltsflache Kiistenschutz.

3.2 Flachennutzungsplan

Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf verfligt seit April 2005 lber einen rechtskraftigen Fla-
chennutzungsplan (FNP), welcher sich auf Grundlage der gegenwértigen Gemeindeentwick-
lung in Neuaufstellung befindet.

Der Geltungsbereich des B-Planes Nr. 35 wird im wirksamen FNP als Wohnbauflache, als
gemischte Bauflache und als Sondergebiet Einzelhandel dargestellt.

Die neu zugefuihrten Nutzungen im B-Plan weichen von denen im aktuellen FNP ab, da sich
mit der Zeit im bebauten Bereich andere Nutzungen entwickelt haben, als 2005 festgesetzt.
Dementsprechend orientieren sich die festgesetzten Nutzungen im B-Plan nach den tatsach-
lichen Nutzungen in der Umgebung, nicht nach der Nutzung, die der aktuell wirksame FNP
vorgibt.

Durch die Erweiterung der bisherigen Nutzflachen fir den Einzelhandel kommt es zu einer
VergrofRerung der im FNP dargestellten Sondergebietsflache ,Einzelhandel” in die ndrdliche
und westliche Richtung. Im Norden betrifft es eine Teilflache der im wirksamen FNP darge-
stellten Wohnbauflache, im Westen eine Teilflache der im wirksamen FNP dargestellten ge-
mischten Bauflache. Dies fuihrt dazu, dass der B-Plan nicht aus dem FNP entwickelt worden

ist.
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Abbildung 15: Auszug FNP Ostseebad Heringsdorf
(Quelle: Ostseebad Heringsdorf 2005)

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 35 unterliegt nach derzeitiger Sach- und Rechts-
lage der Genehmigungspflicht. Wird der von der Landratin/dem Landrat des Landkreises
Vorpommern-Greifswald zu genehmigende Flachennutzungsplan zwischen Beschluss und
Veroffentlichung des Bebauungsplanes wirksam, beurteilt sich die Rechtmafigkeit des Be-
bauungsplanes in dem Fall zusétzlich nach dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1
BauGB.

Im Rahmen der Neuaufstellung des Flachennutzungsplans ist geplant, eine entsprechende

Flachenausweisung vorzunehmen.

Der Geltungsbereich des B-Planes liegt auR3erhalb von Landschaftsschutzgebieten, Natura
2000-Schutzgebieten sowie FFH-Gebieten, lediglich im Naturpark Insel Usedom. Im Plange-

biet sind keine Naturdenkmale und geschiitzte Biotope ausgewiesen.

3.3 Kommunale Satzungen und weitere rechtliche Bindungen

3.3.1 Denkmalschutz

Das in Jahrhunderten entstandene Stadt- und Landschaftsbild in seinem besonderen Zu-
sammenhang von Kulturlandschaft und Bebauung geniel3t Schutz nach dem Gesetz zur
Pflege und zum Schutz der Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern - Denkmal-

schutzgesetz (DSchG M-V; in der Fassung der Bekanntmachung vom 06. Januar 1998
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[GVOBI. M-V, S. 12], zuletzt geandert durch das Gesetz vom 12. Juli 2010 [GVOBI. M-V, S.
383, 392).

Denkmalbereich

Die Ausweisung des Denkmalbereiches Seebad Heringsdorf wurde gemaf der Verordnung
durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf vom 23.02.1999 auf
Grund des 8 5 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande
Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz DSchG M-V) vom 30.11.1993 in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 06. Januar 1998 im Einvernehmen mit dem Landesamt fir
Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern und der Gemeinde Seebad Heringsdorf verordnet
und im Amtlichen Mitteilungsblatt der Gemeinde Seebad Heringsdorf Nr. 5/99 verdéffentlicht.
Der teilweise im Plangebiet befindliche Denkmalbereich wird in seiner bestehenden Form
nach dem Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V) und der Verordnung tber den Denkmalbe-

reich Seebad Heringsdorf Landkreis Vorpommern geschitzt.
_ S ~

Abbildung 16: Lageplan Denkmalbereich und Werbeanlagensatzung
(Quelle: Seebad Heringsdorf 1999)

Die festgesetzten Auflagen sichern die Anlagen und Bereiche vor negativen Anderungen,
Nutzungsé&nderungen beziehungsweise Veranderungen des Erscheinungsbildes: ,Ziel der
Unterschutzstellung ist die Erhaltung des stadtebaulichen Grundrisses und des Erschei-
nungsbildes seiner baulichen Anlagen und Strukturen, die durch ihre historische Substanz

gepragt werden“ (§ 2 Abs. 1 der Verordnung).

Soweit eine Erneuerung von Bauteilen, Gruppen von Bauteilen oder ganzen Gebauden we-
gen irreparabler Schaden der Bausubstanz unumgénglich ist, ist unter Berticksichtigung des
Verhéltnisses zwischen zu erneuernder und zu erhaltender originaler Substanz abzuwégen,
inwieweit eine originalgetreue oder eine freiere Gestaltung umgesetzt werden kann. Die Fla-
che, das Straf3ensystem, die Platzrdume und die Baufluchten sowie die Silhouette, die Mal3-
stablichkeit der Bebauung, die stadtraumlichen Bezilige und die Frei- und Verkehrsflachen,

wie in 8 3 der Verordnung beschrieben, sind zu erhalten.
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Zu den schitzenswerten baulichen Anlagen gem. § 3 a) zahlt das Baudenkmal in der Neu-
hofer Stralle 64 (Wohnhaus). Gem. 8§ 3 b) zahlt auch die Mal3stablichkeit der Bebauungs-
strukturen als schitzenswert. Das Gebaudevolumen in der Umgebung liegt Uberwiegend bei
zwei bis drei Geschossen, die Breite der Verkehrsflachen liegt etwa bei 5-6 m bei den Ne-
benstrallen (z.B. TriftstraBe) und bei 14 m bei den HauptstraBen (Neuhofer StrafRe). Im
Plangebiet und im Umkreis von 300 m sind viele Baumbestande vorhanden. Die Bebauung
ist von der Ausrichtung her gleichmafig an der Topographie (den Hohenlinien) orientiert.

Insgesamt vermittelt die Maf3stablichkeit ein Ruhe vermittelndes Bild.

Gem. § 3 ¢) der Verordnung tiber den Denkmalbereich Heringsdorf sind auch die raumlichen
Beziige zu schitzen. Die Wahrnehmung der raumlichen Beziige erfolgt Giberwiegend durch
das Zusammenspiel aus Ortsgrundriss, Trauf- und Firsthbhen-, Dachformen, Gauben, Gie-
beln, Risaliten, Veranden, Zwerchhéusern sowie den Stral3enprofilen. Im Umkreis von 300 m
um das Plangebiet wird der Ortsgrundriss insbesondere Uber die Gliederung des Raums
durch die Neuhofer StralR3e gepréagt. In blockartiger, lockerer und offener Bebauung schmie-
gen sich die Gebaude, Uberwiegend als punktartige Einzelhauser an die StralRenflhrung
(Neuhofer StralRe, Labahnstral3e) an. Die Abstande zwischen den Gebauden wirken sym-
metrisch. Die heutige EDEKA/ALDI-Markte bilden mittig des Plangebietes einen Solitar im
Geflige der Uberwiegend punktartigen Gebaude. Nordlich der Einzelhandelskubatur finden
sich Grinstrukturen und Freirdume, in denen einzelne Gebaude errichtet worden sind. Noch
weiter nordlich befinden sich parallel in Nord-Siid-Richtung ausgerichtete Zeilenbauten. Be-
sonders pragend fir den Ortsgrundriss im abgegrenzten Teilbereich ist daher die Kleinteilig-
keit, verbunden mit einer wenig bis stark aufgelockerten Bebauungsstruktur. Als Dachformen
zeigen sich Sattel-, Walm- und Flachdacher, teilweise versehen mit Gauben und Zwerch-

hausern.

Gem. § 3 d der Verordnung Uber den Denkmalbereich Heringsdorf zahlt zu den schutzwerten
Gegenstanden auch die historisch gepragte Gestaltung der nach auf3en sichtbaren Bauteile.
Im Plangebiet selbst befindet sich ein Baudenkmal, welches eine entsprechend historische
Pragung mit Gliederung und Gestaltung der Fassade aufweist. Der EDEKA/ALDI-Markt

selbst weist ein Walmdach auf, jedoch keine besondere historische Pragung der Fassade.

Unter § 3 e) werden auch die Frei- und Verkehrsflachen in ihrer Ausformung als Schutzge-
genstand aufgefihrt. Das Plangebiet zeigt diesbeziiglich einen besonders griingepragten

Charakter, da im Norden viel Griinland sowie Baumbestande vorhanden sind.
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Die Silhouette des Ortes vom Strand und vom Wasser her ist gem. § 3 f) ebenfalls schit-

zenswert.

(Quelle: GAIA M-V 2018)

Baudenkmal
In der Denkmalliste nach § 5 DSchG M-V ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes (B-
Plan) ein Baudenkmal erfasst. Bei dem Denkmal handelt es sich um ein einzelnes Geb&aude.

Das Baudenkmal befindet sich im Denkmalbereich.

Gem. 8§ 3 d) der Verordnung uber den Denkmalbereich ist besonders die historisch gepragte
Gestaltung der nach auBRen sichtbaren Bauteile zu schiitzen. Das Baudenkmal zeigt in der
Fassadengliederung eine klare Struktur. Das Haupthaus und das Zwerchhaus unterscheiden
sich insbesondere in der kleinteiligen Gestaltung der Fassade und der Fenster. Die Fassade
besteht aus weiRem Putz und ist insbesondere am Zwerchhaus mit Stuckelementen verse-
hen. Bei der Dachform handelt es sich um ein leicht geneigtes Satteldach.

Das Gebaude spiegelt die Baderarchitektur Ende des 19. und Beginn des 20. Jahrhunderts
wider und stellt eine eher schlichtere Auspragung dar.




B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohngebiet* Seite 36
- Begruindung zum Entwurf -

Abbildung 18: Baudenkmal Neuhofer Strae 64
(Quelle: IPO 2015)

Bodendenkmaler

Bodendenkmaler oder Bodendenkmalverdachtsflachen sind nicht bekannt. Fir den Fall von
Funden sind die entsprechenden Bestimmungen zu beachten und die zustdndigen Behdrden
zu benachrichtigen.

3.3.2 Stellplatzsatzung

Die Satzung Uber die Schaffung, Gestaltung, Anzahl und GroRRe notwendiger Stellplatze fir
Kraftfahrzeuge gemall 8 86 Abs. 1 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern
(LBauO M-V) (Stellplatzsatzung Seebad Heringsdorf), gemal der Beschlussfassung durch
die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf 12.10.2006, bildet den Rah-
men, um stadtebauliche Fehlentwicklungen, die durch die Anforderungen des ruhenden Ver-
kehrs hervorgerufen werden kdnnen, zu vermeiden. Die Stellplatzsatzung regelt die erforder-
liche Anzahl, die GroRRe sowie die Gestaltung von Stellplatzen. Fur den grof3flachigen Einzel-
handel ist ein Stellplatz je 20 m? Verkaufsnutzflache erforderlich (Stellplatzsatzung Anlage 1,
S.2).

3.3.3 Satzung Uber den Gehdlzschutz Seebad Heringsdorf

Den Schutz der Baumbestande innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sowie
im Geltungsbereich des Plangebietes regelt die ,Satzung Uber den Geholzschutz Seebad
Heringsdorf‘ vom 23.12.2004. Demnach sind alle Baume mit einem Stammumfang ab 50 cm

(entspricht 16 cm Durchmesser) gemessen in 1,30 m Hoéhe geschiitzt. Ausnahmen und Be-
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freiungen von den Verboten des § 4 der Gehdlschutzsatzung sind bei der Gemeinde zu be-

antragen.

3.34 Werbeanlagensatzung

Zur Wahrung und Pflege des Ortsbildes verfligt die Gemeinde Uber eine Satzung zur aulie-
ren Gestaltung von Werbeanlagen, Warenautomaten und Markisen (Werbeanlagensatzung).
Die Satzung wurde gemal der Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Ge-
meinde Seebad Heringsdorf vom 01.06.1999 gefasst und bildet den Rahmen zum Schutz
der architektonischen, geschichtlichen und kulturellen Eigenart des Ostseebades Herings-

dorf. Die Satzung stellt auch im Geltungsbereich des B-Planes besondere Anforderungen an

die Gestaltung von Werbeanlagen.

Abbildung 19: Lageplan Werbeanlagensatzung
(Quelle: Seebad Heringsdorf 1999)

3.35 Bergbauberechtigungen

Im Rahmen der Beteiligung der Behorden teilte das Bergbauamt Stralsund am 28.06.2017
mit, dass der Bebauungsplan Nr.35 ,Einzelhandelsstandort Ostseebad Heringsdorf Labahn-
strale und Wohngebiet” teilweise im Bereich von Bergbauberechtigungen liegt. Die Eigen-
tiimer der Bergbauberechtigungen wurden im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung gem. §
3 Abs. 1 BauGB um Stellungnahme gebeten. Die Eigentimer legten keine Einw&nde gegen

die Planung dar.

3.3.6 Grenznaher Raum

Das Plangebiet befindet sich im grenznahen Raum. Es wird daher darauf hingewiesen, dass
gem. 8 14 Abs.2 ZollVG Zollbedienstete im grenznahen Raum Grundstiicke mit Ausnahme

von Gebauden betreten und befahren dirfen. Das Hauptzollamt kann verlangen, dass
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Grundstiickseigentimer und -besitzer einen Grenzpfad freilassen, an Einfriedungen Durch-
lasse oder Ubergange einrichten oder Wassergraben tberbriicken. Das Hauptzollamt kann
dariiber hinaus auf eigene Kosten Grenzpfade, Durchlasse, Ubergange oder Briicken ein-

richten oder verbessern.

3.3.7 Angrenzende festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungspléane

Folgende Bebauungsplane betreffen das Umfeld des Plangebiets des B-Plans Nr. 35:

- Vorhabensbezogener B-Plan Nr. 1 ,Caravanstellplatz an der Triftstral3e zum Sackka-
nal im OT Heringsdorf* der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf

- B-Plan Nr. 4 ,TriftstraBe — Im Bereich der ehemaligen Gartenanlage im OT
Heringsdorf‘ der Gemeinde Seebad Heringsdorf

- B-Plan Nr. 12 ,Wohngebiet Triftstralle / Dunenweg in Heringsdorf*
der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf

- B-Plan Nr. 14 ,Im Muhlenkamp®“ der Gemeinde Seebad Heringsdorf

- B-Plan Nr. 52 ,Wohngebiet Triftstral3e - ehemalige Gartnerei“ der Gemeinde Ostsee-

bad Heringsdorf

Abbildung 20 Angrenzende B-Plédne (Quelle: IPO, GeoBasis-DE/M-V 2019)

3.4 Planfeststellungs- / genehmigungsverfahren

Im Geltungsbereich sowie angrenzend befinden sich keine planfestgestellten Anlagen. Die
Gemeinde plant parallel zur Erweiterung des Einzelhandelsstandortes den Umbau des vor-
handenen Knotenpunktes ,L266/Schulstralle” sowie die Wiederherstellung des ,Hauptregen-
sammlers Ortslage Neuhof“. Beide Vorhaben werden durch gesonderte Plangenehmigungen
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planungsrechtlich gesichert. Bei der Erweiterung des Einzelhandelsstandortes mit einer an-
grenzenden Wohnbebauung sind die Belange der gemeindlichen Projekte zu bertcksichti-
gen. FUr den Umbau des Knotenpunktes L266/Schulstrale wird im B-Plan eine entspre-
chende Verkehrsflache vorgesehen. Fir die geplanten ,Hauptregensammler Ortslage Neu-
hof“ werden entsprechende Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (GFL) im Geltungsbereich des

B-Plans vorgesehen.

3.5 Sonstige Planungen

3.5.1 Larmaktionsplan

Die EG-Umgebungslarmrichtlinie wurde mit dem Ziel verabschiedet, schadliche Auswirkun-
gen, einschlief3lich Belastigungen, durch Umgebungslarm zu verhindern, ihnen vorzubeugen
und/ oder sie zu mindern. Mit der Umgebungslarmrichtlinie rickt der Schutz des Auf3en-
raums von Larmeinwirkungen in den Fokus der Betrachtung. Ziel der Larmaktionsplanung ist
die Minderung des Umgebungslarms, d.h. der Larmbelastungen im AufRenraum. Geschutzt
werden soll der gesamte Aufenthaltsraum der Bevdlkerung einschlielich des Wohnumfel-
des. Die Strategie der Larmaktionsplanung setzt daher auf Vorbeugung und Sanierung an
der Quelle durch Verkehrsbeeinflussung. Da Verkehr in der Gemeinde Ostseebad Herings-
dorf der Hauptverursacher von Larm ist, soll mit der Umsetzung und Entwicklung eines
Larmaktionsplanes diese Umweltbelastung vermindert werden. Im Larmaktionsplan 3. Stufe
der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf wird die L 266 im Bereich des Geltungsbereichs als
Hot Spot — Belastungsschwerpunkt Heringsdorf Nordwest — aufgefiihrt. Die Kreuzung L 266 /
Labahnstraf3e / Schulstral3e stellt den 6stlichen Beginn eines stark verlarmten Bereichs dar.
Aufgrund der geschwindigkeitsdampfenden und verstetigenden Wirkungen wird aus Griinden
der Larmminderung die Realisierung eines Kreisverkehrs empfohlen. (vgl. PGT 2019, S. 14,
21).
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Abbildung 21: MaBnahmenkonzept - Heringsdorf L 266 (Neuhofer StraRe) (Quelle: PGT 2019, S. 28)

3.5.2 Einzelhandels- und Zentrenkonzept

Das Einzelhandels- und Zentrenkonzept fir die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf beinhaltet
die stadtebaulichen Zielvorstellungen der Gemeinde in Bezug auf die Einzelhandels- und
Zentrenentwicklung und fungiert daher als Abwagungsgrundlage fir bauplanerische Malf3-
nahmen. Es stellt ein stadtebauliches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB

dar und ist fur die weitere Aufstellung von B-Planen zu berlicksichtigen.

Das Planvorhaben, den Ausbau des Einzelhandelsstandortes an der Labahnstralle, zielt auf
eine rdumliche und qualitative Verbesserung der Angebotssituation in der Gemeinde Ost-
seebad Heringsdorf ab. Das Hauptziel des B-Planes ist es, die Nahversorgungsangebote fir

die ortliche und touristische Nachfrage zu erweitern und den Standort zu starken.

Der Standort LabahnstralRBe zéhlt zu den Grundversorgungsstandorten: ,Unter Nahversor-
gung beziehungsweise wohnungsnaher Grundversorgung wird in diesem Zusammenhang
die Versorgung der Birger mit Gutern und Dienstleistungen des kurzfristigen (téaglichen) Be-
darfs verstanden, die in rAumlicher Nadhe zum Konsumenten angeboten werden® (EZK S.75).
Als Grundstandorte qualifizieren sich Standorte in (vornehmlich) stadtebaulich integrierter
Lage, an denen ein Verbund von zwei sich erganzenden Einzelhandelsbetrieben lokalisiert
ist und die in funktionaler und stadtebaulicher Hinsicht nicht die Kriterien eines zentralen
Versorgungsbereiches erfillen. Sie dienen der erganzenden (ful3laufigen) Nahversorgung

der Heringsdorfer Bevdlkerung, die nicht allein durch die zentralen Versorgungsbereiche
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geleistet werden kann. Sie stellen grundsatzlich ein bauplanungsrechtliches Schutzgut dar
(EZK, S.98). Der Standort an der Labahnstral3e fungiert daher als Grundversorgungsstandort

und dient dazu eine raumliche Versorgungslicke zu schlieBen (EZK, S. 110).

Im Rahmen des EZK wurden dazu folgende Zielvorstellungen fur den Grundversorgungs-
standort an der Labahnstral3e als Entwicklungsraum festgehalten:

e Sicherung und Starkung des Grundversorgungsstandortes

e Vermeidung negativer Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche

¢ Raumliche und qualitative Verbesserung der Angebotssituation
Wie in Kapitel 1 erlautert wird die Zielstellung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes im
B-Plan berticksichtigt.

Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept werden Hinweise und Maflhahmen dargelegt, die
durch eine bauplanerische Festsetzung zur Unterstiitzung vorhandener Einzelhandelsstruk-
turen beitragen sollen. Eine Schwachung vorhandener Einzelhandelsstrukturen soll zwin-
gend vermieden werden. Die GroRe der Einzelhandelsvorhaben gefahrdet den Versor-
gungsbereich der Innenstadt nicht, sondern erganzt ihn. Daher sind sowohl der Lebensmit-
teldiscounter als auch der Lebensmittelsupermarkt an die entsprechende Sortimentsstruktur
gebunden, damit keine Konkurrenzeffekte gegentiber dem zentralen Versorgungsgebiet der
Innenstadt entstehen. Die nahversorgungsrelevanten Sortimente dienen der kurzfristigen
und taglichen Bedarfsdeckung und der wohnungsnahen Grundversorgung. Dahingegen die-
nen die zentrenrelevanten Sortimente eher dem mittelfristigen Bedarf. In der Heringsdorfer
Sortimentsliste (Anlage 3) sind die verschiedenen Warengruppen aufgefuhrt, die zu den
kurzfristigen/mittelfristigen und langfristigen Bedarfen gehdren. Ihr sind die nahversorgungs-
relevanten und somit zulassigen Sortimente und Warengruppen zu entnehmen. Insgesamt
soll durch die Bereitstellung und Erweiterung des nahversorgungsrelevanten Sortiments die

Nahversorgungsfunktion fur die ortliche und touristische Nachfrage gestarkt werden.

3.5.3 Klimaschutzkonzept

Das Klimaschutzkonzept der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf dient als Handlungsgrundla-
ge fur das Agieren der Kommune in allen klimarelevanten Handlungsfeldern. Es umfasst die
Sektoren Verkehr, offentliche Gebaude, private Gebdude und Haushalte, Tourismus und
Gesundheit. Es werden kurz-, mittel- und langfristige MalRnahmen aufgezeigt, mit denen die
CO;-Emissionen in der Gemeinde je nach Umsetzungsstand um 15 % (erschlieBbar) bis 60

% (theoretisch) gesenkt werden kénnen (vgl. Klimaschutzkonzept, S. 172). Die vorgesehe-
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nen MalBhahmen umfassen die folgenden Themenfelder, von den insbesondere die gebau-
de- und verkehrshezogenen Malinahmen in der Bauleitplanung zu beachten sind:
,Energetische Sanierung / Instandsetzung von bestehenden Geb&uden

- Neuerrichtung von Gebauden tber den Standard der EnEV hinaus

- Erarbeitung von Bestandskatastern

- Fortschreibung von Bestandskatastern

- Verkehrsvermeidung / -verlagerung und umweltfreundliche Antriebe

- Anreizsystem flr klimafreundliche MalRnahmen

- Warmeruckgewinnung

- Stéarkung der 6kologischen Landwirtschaft

- Energieeffiziente StraRenbeleuchtung

- Tarif- / Vertragsédnderung beim Energieversorger

- Forderung der Vernetzung der Ver- und Entsorgung

- Konzepte und Fortschreibungen mit Klimaschutzbezug / konzeptionelle Ansétze

- Offentlichkeitsarbeit* (Klimaschutzkonzept, S. 143)

4 Entwicklung der Planungstiberlegungen

4.1 Ziele der Planung

Basierend auf den in den vorherigen Kapiteln ermittelten Grundlagen werden mit dem B-Plan
Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstral’e und Wohngebiet* insbesondere
folgende Planungsziele verfolgt:

- Neuordnung des bestehenden Einzelhandelsstandortes sowie Schaffung von baupla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung des Einzelhandelsstandortes in
seiner Funktion als Grundversorgungsstandort

- Nachverdichtung eines innerdrtlichen, giinstig erschlossenen Wohngebietes

- Sicherung, Ausbau und Neuordnung der verkehrstechnischen Anbindung

- LOsung der Regenwasserproblematik

4.2 Art des Verfahrens

Der Beschluss zur Aufstellung des B-Planes Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf La-
bahnstrale und Wohngebiet* wurde durch die Gemeindevertretung Ostseebad Heringsdorf
am 28.11.2013 gefasst.

Der B-Plan Nr. 35 wird als qualifizierter B-Plan (8 30 Abs. 1 BauGB) erstellt. Die Festsetzun-

gen erfolgen sowohl zur Art der baulichen Nutzung als auch zum Maf der baulichen Nut-
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zung, zu Uberbaubaren Grundstucksflachen und 6rtlichen Verkehrsflachen. Das Planverfah-
ren wird nach 8§ 2 BauGB durchgefinhrt.

Fur die Belange des Umweltschutzes wird eine Umweltprifung durchgefihrt. Unter Berlck-
sichtigung des Planungszieles wird der B-Plan als zweistufiges Verfahren und nach § 2
BauGB durchgefihrt. In Zusammenhang mit der Umweltprifung wird ein Umweltbericht ge-
mafl § 2a Nr. 2 BauGB erstellt. Zu den Belangen der Umwelt hat am 23.06.2016 ein Sco-
pingtermin stattgefunden.

Als weitere Fachgutachten wurden eine Verkehrstechnische Untersuchung, ein Schalltechni-
sche Beurteilung sowie eine Gutachtliche Stellungnahme zu verkehrsbedingten Immissionen
erstellt.

Die Beteiligung der Offentlichkeit und der Behorden erfolgt nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1
(frihzeitige Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung) sowie § 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB.

4.3 Entwickelbarkeit aus dem Flachennutzungsplan

Im Laufe der Zeit hat sich der Ort vor allem im bebauten Bereich anders entwickelt als der
FNP von 2005 vorgibt. Die ausgewiesenen Mischflachen sind heute vorwiegend mit Ferien-
hausern und -wohnungen versehen. Das Sonstige Sondergebiet Einzelhandel entspricht in
seiner GrofRe nicht mehr den heutigen Flachenanforderungen an den Einzelhandel.

Mit Ausnahme des Sonstigen Sondergebiets Einzelhandel entsprechen die Nutzungen kei-
nem der normierten Baugebiete der BauNVO. Die fiur das Plangebiet angestrebten Auswei-
sungen als Allgemeine Wohngebiete im Westen sowie die Vergro3erung des Sonstigen
Sondergebietes grof3flachiger Einzelhandel entsprechen eher der Struktur der umliegenden

Bereiche des Ortes.

Parallel zur Aufstellung des B-Planes Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahn-
strale und Wohngebiet* wird seit 2014 bereits der FNP der Gemeinde Ostseebad Herings-
dorf fortgeschrieben (Entwurfsstand 2016). Im Rahmen der Neuaufstellung des FNP ist ge-

plant, eine entsprechende Flachenausweisung vorzunehmen.
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Abbildung 22: Auszug FNP-Entwurf 05/2017 Ostseebad Heringsdorf
(Quelle: Ostseebad Heringsdorf 2016)

Wird der von der Landratin/dem Landrat des Landkreises Vorpommern-Greifswald zu ge-
nehmigende Flachennutzungsplan zwischen Beschluss und Veréffentlichung des Bebau-
ungsplanes wirksam, beurteilt sich die RechtmaRigkeit des Bebauungsplanes in dem Fall
zusatzlich nach dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB; der Bebauungsplan
bedarf dann keiner Genehmigung nach § 10 Abs. 2 BauGB mehr. Andernfalls unterliegt der
Bebauungsplan der Genehmigungspflicht.

4.4 Stadtebauliche Konzeption

Bei dem Planungsstandort handelt es sich um einen Grundversorgungsstandort in stadte-
baulich integrierter Lage, die sowohl einer fuRlaufigen, als auch einer PKW-Erreichbarkeit
der Bevdlkerung und Touristen gerecht wird. Eine Anbindung an angrenzende Verkehrsach-
sen ist gegeben. Die Erweiterung des Einzelhandelsstandortes Labahnstral3e basiert auf den
Zielvorstellungen des Einzelhandels- und Zentrenkonzept und soll zur Starkung des beste-
henden Grundversorgungsstandortes beitragen.

Wie in Kapitel 2.3 erlautert, lasst die vorhandene stéadtebauliche Ordnung derzeit bedeuten-
de Defizite erkennen, die es durch eine Neuordnung zu beheben gilt:

- Eingeschrankte Funktionalitat und Attraktivitat des Einzelhandelsstandortes

- Nutzbarmachung einer innerértlich gelegenen, untergenutzten Flache
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- Nicht funktionierende Entwéasserung
- Unzureichende VerkehrserschlieBung des Einzelhandelsstandortes
Auf Grundlage dieser Bestandsanalyse und -bewertung haben sich aus stadtebaulicher Sicht

diverse Pramissen fir eine nachhaltige Entwicklung ergeben.

Bebauungsstruktur

Mit dem B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstralle und Wohngebiet*
soll der bestehende Einzelhandelsstandort an der Labahnstral3e zur Starkung der Nahver-
sorgungsfunktion fir die Ortliche und touristische Nachfrage durch eine zeitgemafie Entwick-
lung des grof3flachigen Einzelhandels neu geordnet und erweitert werden. Die Gesamtattrak-
tivitat und -funktionalitat soll durch eine Maximierung der Verkaufsflache auf insgesamt 3.400
m2 erhdht werden.

Bei dem geplanten Einzelhandelsvorhaben handelt es sich im Sinne von § 11 Abs. 3 S. 1 Nr.
2 BauNVO i.V.m Urteil vom 24.11.2005 BVerwG 4 C 10.01 um zwei grof3flachige Einzelhan-
delsbetriebe, da die Verkaufsflache bereits im Bestand jeweils gréRer als 800m2 ist. Die Er-
weiterung der Verkaufsflachen auf 3.400m2 am Standort Labahnstral3e ist im Einzelhandels-

und Zentrenkonzept als Planungsvorhaben vorgesehen.

Mdgliche Erweiterung Einzelhandelsstandort Bestand in m2 Planung in m2
BGF VK. BGF VKkfl.
ALDI 910 688 2.150 1.400
EDEKA 1.360 946 2.500 2.000
gesamt 2.270 1.634 4.650 3.400

Tabelle 2 Erweiterung des Einzelhandelsstandortes

Die neuen Gebaudekubaturen der Einzelhandelsbetriebe werden, wie auch die aktuellen
Gebaudekubaturen der Markte, als Solitéare in staddtebaulich integrierter Lage geplant. Fir die

Erweiterungen wird lediglich Baurecht fuir grof3ere Kubaturen tber den B-Plan geschaffen.

Die umliegenden baulich nicht genutzten Flachen im Westen des Plangebietes, sollen zur
Ergdnzung des Wohnbauflaichenangebotes der Gemeinde uberplant und nachverdichtet
werden. Die Verdichtung entspricht der zentral6rtlichen Funktion der Gemeinde Ostseebad
Heringsdorf als Grundzentrum. Die Wohnbebauung soll sich in den Dimensionen den umlie-

genden ein- bis zweigeschossigen Bebauungen anpassen.
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Entsprechend dieser Eigenschaften ist der Einzelhandelsstandort angemessen zu entwi-
ckeln, um eine abgerundete und gewachsene stadtebauliches Ordnung zu erhalten, die dem

Quartier angemessen ist.

Stadtebauliche Gebaudeanordnung

Die Planung des neuen Einzelhandelsstandortes in Heringsdorf liegt in einer Nord/Sud-
Ausrichtung, welche sich zum einen aus den erforderlichen Abstanden zu der bestehenden
Bebauung und zum anderen durch die Lage der Gemeinschaftsstellplatze im SO3 ergibt. Die
Lage wird aus Grinden der optimalen ErschlieBungsmoglichkeit des Parkplatzes nicht ver-
andert. Des Weiteren orientieren sich die Baugrenzen der Neubauten grundsatzlich an der
Anordnung der Wohnhauser der Nachbarbebauung. Durch diese Anordnung integriert sich
die geplante Bebauung an den umliegenden Strukturen und schafft somit eine Weiterflihrung
der Blickachse Nord/Sud.

4.5 Entwasserung

Die Regenentwasserung hat auf dem Grundstiick selbst zu erfolgen. Es ist aufgrund der zu
erwartenden hohen Versiegelung nicht davon auszugehen, dass die Entwasserung vollstan-
dig durch Versickerung auf den privaten Flachen erfolgen kann. Fir die privaten Flachen
kann ein Antrag zur Einleitung in die offentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen
gestellt werden.

Mit der geplanten Entwicklung besteht die Notwendigkeit die vorhandenen Entwasserungs-
probleme am Einzelhandelsstandort und im direkten Umfeld langfristig zu lI6sen. Die o6ffentli-
che Oberflachenentwasserung ist kommunale Aufgabe. Die Kommune hat im Rahmen des
Generalentwéasserungsplanes und weiteren Variantenuntersuchungen im Grundsatz festge-
legt, dass das Prinzip der historischen Grabenfihrung wieder Uber einen leistungsféhigen
Hauptregensammler hergestellt wird, welcher in einem eigenstandigen Plangenehmigungs-
verfahren geplant wird. Damit eine Erneuerung und Unterhaltung fir den Hauptregensamm-
ler vorgenommen werden kann, sind Flachen vorgesehen, die aufRerhalb von Baufeldern und
am Gelandetiefpunkt liegen. Hierfir sind insbesondere dstlich des Einzelhandelsstandortes
ausreichende Leitungsrechte notwendig und vorzusehen. Um die erforderlichen Gefélle und
Uberdeckungen fur die Entwasserungsanlagen gewahrleisten zu kénnen, ist die Gelandeho-
hensituation in der Planung zu beachten. Die Entwasserung der geplanten Erweiterung des
Einzelhandelsstandortes ist nur in Verbindung mit der Neuerstellung eines Hauptregen-

sammlers maglich.
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4.6 Verkehr

Mit der geplanten Erweiterung des Einzelhandelsstandortes entsteht mehr Kfz-Verkehr. Fol-
gende Tagesbelastungen der Kfz-Verkehre (gemald Bosserhoffverfahren) fir den Bestand
und die Erweiterung des Einzelhandelsstandortes sind im Rahmen einer verkehrstechni-
schen Untersuchung (Oktober 2018, Quelle IPO Unternehmensgruppe GmbH) ermittelt wor-

den:

Nutzung Kundenver- Beschéftigtenver- Guterverkehr Summe
kehr kehr [Lkw- [Kfz-
[Pkw- [Pkw-Fahrten/Tag] Fahrten/Tag] Fahrten/Tag]

Fahrten/Tag]

ALDI (heutiger Zustand) 1.251 12 7 1.270

ALDI (Erweiterung) 2.593 29 17 2.639

Differenz 1.342 17 10 1.369

EDEKA (heutiger Zustand) 1.012 18 11 1.041

EDEKA (Erweiterung) 1.861 33 20 1.914

Differenz 849 15 9 873

zus. Verkehrsaufkommen 2.191 32 19 2.242

Tabelle 3: Tagesbelastungswerte Kfz-Verkehr
(Quelle: IPO 2018)

Die durch die Erweiterung der Supermarkte zusatzlich zu erwartenden und Uber das vorhan-
dene StralRennetz abzuwickelnden Verkehre wirken sich allgemein negativ auf die Qualitat
des Verkehrsablaufes aus und fuhren ohne verkehrsplanerische Mal3nahmen zu einem An-
stieg der mittleren Wartezeiten und der Rickstaulangen. Das im Rahmen des B-
Planverfahren durchgefuihrte verkehrstechnische Gutachten aus dem Jahr 2018 zeigt auf,
dass bei Beibehaltung der aktuellen Signalsteuerung die Leistungsféahigkeit des Knotenpunk-
tes gefahrdet und die zuséatzlichen Verkehrsmengen geh&uft zu Uberstauungen der Ver-
kehrsanlage fuhren. Der Knotenpunkt erzielt unter den zu erwartenden Randbedingungen
nur die Qualitatsstufe E in der Bewertung der Verkehrsqualitat mit mittleren Wartezeiten von
um die 84s. Der Knoten ist damit nach Definition des Handbuches fiir die Bemessung von
Stral3enverkehrsanlagen (HBS) nicht mehr leistungsféhig. Um eine vertragliche Verkehrsab-
wicklung mit zumutbaren Wartezeiten zu gewahrleisten, wurden im Rahmen der verkehrs-
technischen Untersuchung verschiedene MalRnahmen geprift, wie die Verkehrsqualitat ver-
bessert werden kann. Auf der einen Seite wurde die Modifizierung der Signalsteuerung mit
einer Umverteilung der Freigabezeiten, auf der anderen Seite eine Umgestaltung des Kno-

tens zu einem Kreisverkehrsplatz untersucht.
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Das Gutachten kommt bei der MalRnahmenbetrachtung zu dem Ergebnis, dass mit dem Um-
bau des Knotenpunktes zu einem Kreisverkehrsplatz die beste Verkehrsqualitdat und damit
die geringsten Wartezeiten erzielt werden kdnnen. Wahrend beim Aufrechterhalten und mo-
difizieren der Lichtsignalanlage (LSA) immer noch mittlere Wartezeiten von ca. 30s zu erwar-
ten sind, reduzieren sich diese bei Anlage eines Kreisverkehres auf ca. 15s und betragen
damit im Vergleich zur LSA nur noch die Halfte. Bei der Bewertung des Verkehrsablaufes
nach dem Handbuch fir die Bemessung von StraRenverkehrsanlagen zeigt sich, dass mit
Beibehaltung und Modifizierung der LSA maximal die Qualitatsstufe C erzielt werden kann.
Der Umbau des Knotenpunktes zu einem Kreisverkehr ermoglicht es bei konfliktfreier Fih-
rung mit dem FuRverkehr, die Qualitatsstufe B zu erzielen. Bei Aufrechterhaltung der Ful3-
verkehre direkt in den Kreisverkehrszufahrten wiirde der Kreisverkehr ebenfalls die Quali-
tatsstufe C erzielen. Dabei ist allerdings zu beachten, dass das Verfahren des HBS bei nicht
signalisierten Knotenpunktformen deutlich héhere Anforderungen stellt als bei signalisierten
Knotenpunkten. Der tatsachliche Vorteil des Kreisverkehres wird deswegen erst in der Ge-
genuberstellung der Wartezeiten erkennbar. Hier zeigt sich, dass insbesondere auf der Lan-
desstrafl’e L266 mit ihrer hohen regionalen Verkehrsbedeutung bei der Anlage eines Kreis-
verkehrs sichtliche Einsparungen bei der mittleren Wartezeit erzielt werden kdnnen. Hier

besteht Potential zwischen 6s und 21s bei der mittleren Wartezeit einzusparen.

Gleichzeitig profitiert auch der nicht motorisierte Verkehr vom geplanten Umbau des Knotens
zu einem Kreisverkehr mit héhenfreier Ful3- und Radverkehrsfiihrung. Wahrend an einer
LSA insbesondere bei groRen Unterschieden in der Verkehrsbhelastung von Haupt- und Ne-
benrichtung lange Wartezeiten an den Furten auftreten, entstehen infolge der héhenfreien
Verkehrsfiihrung keine zuséatzlichen Wartezeiten. Eine hohengleiche Fihrung des nicht mo-
torisierten Verkehrs an Kreisverkehrszufahrten, die ebenfalls untersucht und in Erwégung
gezogen wurde, wirde die Anlage von Ful3gangeriberwegen bedingen, die die Wartezeiten
im FuR3verkehr ebenfalls gering halten wirden. Die vorhandenen Belastungen im Kfz-, Ful3-
und Radverkehr Uberschreiten allerdings die nach den Richtlinien fir FuRgangeriberwege
und den Richtlinien fir die Anlage von Stadtstral3en festgelegten Einsatzkriterien fir einen
FuRgangeriberweg, sodass hier negative Auswirkungen im Kfz-Verkehr zu erwarten waren.

Mit den Erkenntnissen aus dem Verkehrsgutachten wird fur die vertragliche Anbindung der
zu erweiterten Einzelhandelsbetriebe an das Hauptverkehrsstraf3ennetz ein Kreisverkehrs-

platz mit weitestgehend hohenfreier Ful3géngerverkehrsfihrung favorisiert.

Die Planung des Knotenpunktumbaus erfolgt in einem gesonderten Plangenehmigungsver-

fahren. Der B-Plan bertcksichtigt die hierfur erforderliche Verkehrsflache.
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Abbildung 23: Flachenausweisung fiir Neuordnung der Verkehrsflachen
(Quelle: IPO 2019)

4.6.1 Stellplatzflachen

Das Plangebiet wird Gber den neu geplanten Knotenpunkt verkehrstechnisch erschlossen.
Der ostlich gelegene Anbindepunkt wird dabei verkehrstechnisch so ausgebaut, dass die
Zufahrt als Ein- und Ausfahrt dienen kann. Bei den Berechnungen fur die erforderlichen
Stellplatze ergibt sich aus der Stellplatzsatzung Seebad Heringsdorf in der Anlage 1, dass
ein Stellplatz je 20 m? Verkaufsflache benétigt wird. Das ergibt eine erforderliche Kfz-
Stellflache von min. 170 Stellplatzen fir den ruhenden Verkehr. Raumgliedernde Baumpflan-
zungen sind entsprechend der Stellplatzsatzung mit einzubeziehen. Im Bebauungsplan ist
ein entsprechendes Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Gemeinschaftsstellplatze fur

den Einzelhandel vorzusehen.
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4.6.2 Lieferverkehr

Der Lieferverkehr fur die Einzelhandelsbetriebe kann tber die Offentliche Verkehrsflache und
die Labahnstral3e und Uber die Flache der Gemeinschaftsstellplatze zu den Ein- und Ausla-
derampen der Méarkte gelangen. Die Fahrbahnbreiten sind so dimensioniert, dass Sattelziige
diese mit den entsprechenden Schleppkurven passieren kénnen. Dies ist im Rahmen der
Ausfuhrungsplanung weiterhin zu gewahrleisten. Der Lieferverkehr fur die Wohngeb&aude
kann Uber die Ein- und Ausfahrt der Méarkte und dessen Parkplatze zu den Flachen der
Wohngebaude gelangen. Entsprechende Fahrrechte sind im B-Plan zu bertcksichtigen.

4.6.3 FuR- und Radverkehr

Innerhalb des Knotenpunktumbaus ,L266/Schulstra3e“, der im Rahmen eines separaten
Plangenehmigungsverfahren erfolgt, ist ein Ausbau der Ful3- und Radwegenetze Uber Tun-
nelsysteme und separate Wegefiihrungen vorgesehen. Im B-Plan wird daftr die erforderliche
Verkehrsflache berticksichtigt. Da es sich bei dem geplanten Einzelhandelsstandort um ei-
nen Grundversorgungsstandort handelt, fir den eine fu3laufige Erreichbarkeit entsprechend
von Bedeutung ist, wird das Einzugsgebiet sowie die geplante Ful3- und Radwegefiihrung im

Folgenden erlautert.

Im Rahmen des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes wurde das Einzugsgebiet der fulRlau-
figen Erreichbarkeit definiert. Dadurch zeigt sich, dass durch das unmittelbare und mittelbare
Einzugsgebiet fur FulRganger ein hohes Fullgangeraufkommen zustande kommt, welches

einen entsprechend dimensionierten Ausbau der Ful3gangerwege erforderlich macht.

Im Rahmen des Konzeptes wird die fuBlaufige Erreichbarkeit im Einzugsgebiet der Markte
aufgrund der spezifischen Situation und Siedlungsstruktur in Heringsdorf tber ein Entfer-
nungsmafll von 600 Meter fur FulRganger als Entfernungsmal} fur die akzeptierte Distanz
angenommen. Diese Distanz wird als kritische Zeit-Wege-Schwelle fir Ful3gangerdistanzen
wahrgenommen, d.h. es handelt sich hier um die maximal fu3laufig zurtickgelegte Strecke
zwischen Wohn- und Angebotsstandort. Zur genaueren Definition des Einzugsgebietes wur-
den anstelle von Einzugsradien Isodistanzen zur Darstellung des Einzugsgebietes gewahlt.
Es handelt sich dabei um die tatsachlichen Wegestrecken, die zurtickgelegt werden. Auf-
grund der topographischen und siedlungsraumlichen Gegebenheiten in Heringsdorf liegt da-
bei der nachfolgenden Darstellung die Annahme zugrunde, dass die strukturpréagenden Le-
bensmittelbetriebe in einer Entfernung von 600 bis maximal 800 m zu Ful3 aufgesucht wer-

den. Das entsprechende Einzugsgebiet wird in der nachfolgenden Karte aufgefihrt.
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B Supermarkt (=800 - 1.45% m?)
£ Lebensmitteldiscounter (bis 800 m?)

Einzugsgebiet 800 m
0, Einzugsgebiet 800 m

Abbildung 24: Einzugsgebiet der Markte
(Quelle: Junker + Kruse 2018)

Im Einzugsgebiet von 600m finden sich ca. 300 Gebaude, im Einzugsgebiet von 800m finden
sich ca. 520 Gebéaude. Es handelt sich uberwiegend um Wohngebéaude, teilweise auch um
Ferienwohnungen. Ausgehend von einer durchschnittlichen Haushaltsgrof3e von 2 Personen
pro Haushalt (vgl. Zensus 2011) und einem geringen Anteil an Mehrfamilienhausern ergibt
sich daher ein Einzugsgebiet von ca. 1.200 Personen, die sich im fuBlaufigen Einzugsgebiet
des Marktes befinden. Hierbei handelt es sich lediglich um eine Schéatzung, da es sich bei
der tatsachlichen Anzahl der im Haushalt lebenden Personen um eine unbekannte Grof3e
handelt.

Separat gefuhrten Wegesysteme erhéhen die Verkehrssicherheit dieser Verkehrsteilnehmer.
Anstelle von Uberfiihrungen im Kreisel werden die Wege unterirdisch tiber Tunnelanlagen

gefuhrt, damit der Rad- und Fuf3gangerverkehr kontinuierlich flieRen kann und der Verkehrs-
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strom nicht durch Wartezeiten (wie z.B. durch FuRgangertberfihrungen im Kreisel oder eine

Lichtsignalanlage) unterbrochen wird.

Geplant ist, Radfahrer von Wolgast kommend mit einem Aufstellbereich fiir Linksabbieger
auf die geplante Radverkehrsanlage im 2-Richtungsverkehr zu fihren, durch die in der Fort-
fuhrung sowohl der Einkaufsmarkt als auch die LabahnstraRe erreicht werden kénnen. Eine
Weiterfahrt Richtung Ahlbeck kann durch ein Rechtsabbiegen in den Tunnel, der die Lan-
desstral3e quert, erfolgen. Radfahrer von Siiden kommend fahren in der Schulstral3e, die als
Fahrradstrale ausgewiesen werden soll, bis in Hohe des Ful3gangeriberweges, wo sie auf
den Gehweg geleitet werden, um Richtung Ahlbeck weiterzufahren. Eine Mitnutzung des
Gehwegs ist aus Platzgriinden unumganglich. Nach Passieren des Knotenpunktes erfolgt
wiederum die Ableitung in die Fahrbahn. Zum Erreichen des Marktes und nordlich gelegenen
Bereichen kann die Landesstral3e wiederum mittels Tunnel gequert werden. Fahrradfahrer
aus Richtung Ahlbeck kommend werden vor dem Kreisverkehr auf die Nebenanlagen aufge-
leitet und gelangen Uber den Radweg zum Einkaufsmarkt oder der nérdlichen Bebauung. Fir
eine Weiterfahrt in Richtung Wolgast wird der Radfahrer auf3erhalb des Knotenpunktes in die
Fahrbahn gelenkt. Das sudliche Teilstiick der Labahnstral3e (Flurstiick 24/2, Neuhof, Flur 3)
wird zuklnftig fir den motorisierten Verkehr nur noch als StichstralBe zur LandesstralRe zur
Verfligung stehen, um Schleichverkehr in diesem Bereich zu verhindern und diesen Bereich

verkehrlich zu beruhigen. Eine Durchlassigkeit fir Radfahrer ist jedoch gegeben.

46.4 Feuerwehr

Im Havariefall ist es der Feuerwehr méglich die Gebaude tber die Labahnstral3e anzufahren.
Uber die Flache der Gemeinschaftsstellplatze kénnen Feuerwehrfahrzeuge die Einzelhan-
delsgebdude von Siden erreichen. Es ist zudem tber Flachen mit Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechten zu erméglichen, dass die Einzelhandelsgebdude auch aus westlicher, ¢stlicher und
nordlicher Richtung im Brandfall erreicht werden kdnnen. Ebenso ist Uber Flachen mit Geh-,
Fahr- und Leitungsrechten sicherzustellen, dass die Baufelder in den Allgemeinen Wohnge-

bieten durch die Feuerwehr erreicht werden kdnnen.

4.7 Immissionsschutz

Der B-Plan Nr. 35 dient der Erweiterung eines Einzelhandelsstandortes. Zudem fuhrt eine
LandesstralRe durch das Plangebiet. In der unmittelbaren Umgebung befinden sich tberwie-
gend Wohnbebauungen. Ebenso ist im Plangebiet selbst auch eine Wohnbebauung vorge-

sehen. Vor diesem Hintergrund sind in der Planung die zu erwartenden Immissionen durch
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das Gewerbe und den Verkehr auf die zu schitzenden Wohnbebauungen zu bericksichti-
gen. Dazu wurde zum einen eine Schalltechnische Beurteilung und zum anderen eine Gut-
achtliche Stellungnahme zu verkehrsbedingten Schadstoffimmissionen im Rahmen des B-

Plan-Verfahrens erarbeitet.

4.7.1 Larmimmissionen

Die Schalltechnische Beurteilung untersucht den nach TA Larm zu beurteilenden Gewerbe-
larm im Plangebiet, den nach den Orientierungswerten der DIN 18 005 ,Schallschutz im
Stadtebau“ zu beurteilenden Stral3enverkehrslarm im Plangebiet sowie den gemaf der 16.
Bundesimmissionsschutzverordnung (BImSchV) zu beurteilenden und im Rahmen des Plan-
genehmigungsverfahrens zu berilicksichtigende StraRenverkehrslarm auf3erhalb des Plange-
biets. Die genauen Beurteilungsgrundlagen sowie die angewandte Methodik sind der Beur-
teilung zu entnehmen. Die durchgefihrten Berechnungen haben insgesamt ergeben, dass
der B-Plan Nr. 35 aus schalltechnischer Sicht aufgestellt werden kann. Es sind Festsetzun-

gen zum Larmschutz erforderlich.

Die durch die Beurteilung vorgeschlagenen Festsetzungen werden entsprechend in den B-
Plan ibernommen und im Folgenden zusammengefasst:
e StralBenverkehrslarm im Plangebiet
Die Orientierungswerte der DIN 18 005 werden im Allgemeinen Wohngebiet inner-
halb des Plangebiets durch die Larmimmissionen der Neuhofer Straf3e Uberschritten.
Als Malinahme des passiven Larmschutzes werden Larmpegelbereiche festgesetzt.
e Gewerbelarm im Plangebiet
Die Immissionsrichtwerte der TA Larm werden durch den geplanten Einzelhandels-
standort Uberschritten. Daher werden als Malnahme des aktiven Larmschutzes
Larmschutzwénde in der durch die Beurteilung errechneten Héhe festgesetzt.
Die Beurteilung benennt zudem folgende Auflagen fir die Baugenehmigung der Ein-
zelhandelsgebaude, die fur die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Larm an-
genommen werden:
o Zeitliche Begrenzung der Liefer- und Offnungszeiten
o (Teil-)Einhausung der Anlieferungszonen
o Asphaltierte Fahrgassen fur den Parkplatz
Die Einhausung der Anlieferungsrampen wird als Festsetzung in den B-Plan uber-
nommen. Die anderen Auflagen, insbesondere zu den Liefer- und Offnungszeiten,

kénnen aufgrund eines fehlenden bodenrechtlichen Bezugs nicht im Bebauungsplan
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festgesetzt werden und sind daher im Rahmen der Baugenehmigung oder eines

stadtebaulichen Vertrages zu regeln.

e StraRenverkehrslarm aulRerhalb des Plangebiets
Bedingt durch den StraRenverkehrslarm entsteht an drei Objekten auf3erhalb des
Plangebiets (LabahnstraBe 17, Neuhofer Straf3e 12, Neuhofer Straf3e 13) dem Grun-
de nach Anspruch auf Larmschutz. Dies ist au3erhalb des B-Planes im Plangeneh-
migungsverfahren, das als eigensténdiges Verfahren zum Knotenpunktumbau durch-

gefuhrt wird, zu regeln.

4.7.2 Schadstoffimmissionen

In der Gutachtlichen Stellungnahme wurde mit Hilfe von Emissionsfaktoren aus dem Hand-
buch flr Emissionsfaktoren im Stralenverkehr die Schadstoffemissionen durch den geplan-
ten Einzelhandelsstandort sowie die L266 ermittelt und die zu erwartenden Immissionen im
Bereich der benachbarten Grundstiicke Uber Ausbreitungsrechnung mit dem Ausbreitungs-
modell AUSTAL2000 ermittelt.

Die Gutachtliche Stellungnahme kommt zu dem Ergebnis, dass alle Immissionswerte fir die
Komponenten Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, PM10 und PM2,5 (Feinstaub), Benzol und
Kohlenmonoxid mit groRer Sicherheit eingehalten werden und die geplante Erweiterung des
Einzelhandelsstandortes somit aus Sicht der Schadstoffimmissionen vertretbar ist.

Im Bebauungsplan werden daher zu diesem Bereich keine gesonderten Mal3nahmen getrof-

fen.
5 Begriindung der Festsetzungen
5.1 Art der baulichen Nutzung

Der B-Plan setzt gemal 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB die Art der baulichen Nutzung fest. Die
Festsetzungen des B-Planes zur Art der baulichen Nutzung bestehen aus der Festsetzung
Allgemeiner Wohngebiete WA1 und WAZ2, unter Ausschluss unvertraglicher bzw. mit dem
Planungsziel nicht vereinbarer Nutzungen, zwei Sonstiger Sondergebiete groR3flachiger Ein-
zelhandel (SO1 und 2) sowie eines Sonstigen Sondergebietes SO3 Gemeinschaftsstellplatze

fur den Einzelhandel.

Im Geltungsbereich des B-Planes Nr. 35 werden entsprechend den Planungszielen zur Ent-

wicklung und zum Ausbau des Nahversorgungsstandortes LabahnstralRe ein Sonstiges Son-
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dergebiet SO1 und SO2 mit der Zweckbestimmung grof3flachiger Einzelhandel gemaf § 11
Abs. 3 BauNVO festgesetzt. Die Festsetzung zweier Sondergebiete ist erforderlich, da es
sich bei den beiden Markten zum einen um einen Lebensmitteldiscounter und zum anderen

um einen Lebensmittelsupermarkt mit unterschiedlichen Verkaufsflachen handelt.

Die Allgemeinen Wohngebiete WAL und WA2 unterscheiden sich hinsichtlich des Maf3es der

baulichen Nutzung, nicht jedoch hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung.

51.1 Allgemeine Wohngebiete mit Nutzungseinschrankungen

Die Allgemeinen Wohngebiete werden als WA 1 und WA 2 in der Planzeichnung festgesetzt.
Der westliche Teil des Plangebiets ist entsprechend dem Charakter der benachbarten Gebie-
te als WA gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Die Festsetzung ,Allgemeines Wohngebiet* basiert
auf einer Erfassung der im Gebiet vorhandenen Nutzungsstruktur, die in diesem Teil des
Plangebiets fortgefuihrt werden soll. Die Nutzung in diesem Teil des Plangebiets ist damit

eindeutig als WA im Sinne des § 4 BauNVO zu charakterisieren.

Es werden zur genaueren Regelung der baulichen Nutzung folgende textliche Festsetzungen
getroffen:
»,In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind folgende gem. § 4 Abs. 2 BauNVO all-
gemein zulassigen Nutzungen zulassig:

- Wohngebaude und
- Anlagen fur kulturelle und soziale Zwecke.

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind folgende gem. 8§ 4 Abs. 2 BauNVO all-
gemein zulassigen Nutzungen nicht zulassig:

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaf-
ten sowie nicht stérende Handwerksbetriebe.

In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind alle gem. § 4 Abs. 3 BauNVO aus-
nahmsweise zulassige Nutzungen nicht zuldssig. Ferienwohnungen gem. 8§13a
BauNVO sind nicht zulassig.*

Das WA soll vorwiegend dem Wohnen dienen, da das Baugebiet vorwiegend von Wohnen
umgeben ist und zusatzlicher Verkehr, der mit dariber hinaus gehenden Nutzungen entste-
hen konnte, aus stadtebaulicher Sicht zu vermeiden ist. Daher sind bis auf Wohngebaude
sowie kulturelle und soziale Anlagen samtliche gem. § 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 4 Abs. 2

und 3 BauNVO zulassigen bzw. ausnahmsweise zulassigen Nutzungen ausgeschlossen.
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Aus Grinden der Immissionsvermeidung sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes nicht
Bestandteil des B-Plans. Diese Betriebe wirden zeitlich nicht begrenzten zusatzlichen Ziel-
und Quellverkehr auslésen und kénnten die neue Wohnanlage und die Wohnnutzungen im
Umfeld durch Larmbelastungen beeintrachtigen. Ebenso sind Ferienwohnungen unzulassig.
Das dauerhafte Wohnen steht in diesem Bereich im Fokus der Planung und dient als Ergan-
zung an das bereits bestehende Wohngebiet im Westen. Mit der Unzulassigkeit sollen Kon-

flikte zum bestehenden Wohnbereich vermieden werden.

Der Ausschluss von der Versorgung dienenden Laden, Schank und Speisewirtschaften so-
wie nicht stérenden Handwerksbetrieben ist erforderlich, da diese Nutzungen nicht gebiets-
vertraglich und nicht in die angestrebte stadtebauliche Struktur zu integrieren sind.

Anlagen fur Verwaltung werden ausgeschlossen, um eine Umstrukturierung des Gebietes zu
Lasten der bisherigen Wohnfunktion auszuschlie3en. Ziel ist es, eine Verdichtung bezuglich
der Wohnnutzung zu ermdglichen. Anlagen der Verwaltung kdnnen dartber hinaus in erheb-
lichem Mal verkehrserzeugend wirken.

Gartenbaubetriebe sind unzulassig, weil sie in der Regel eine vergleichsweise grolie Be-
triebsflache bendtigen und in nutzungsstruktureller und stadtebaulicher Hinsicht nicht den

Planungszielen entsprechen.

Der Ausschluss von Tankstellen (nebst zugeordneten Shops und Werkstatten), die Uberwie-
gend im 24-Stunden-Betrieb arbeiten, hat zum Ziel, die stadtebauliche und die Wohnumfeld-
gualitat in diesem Bereich sicherzustellen und weiteren Zielverkehr in das Plangebiet, insbe-
sondere zur Nachtzeit, zu vermeiden. Eine ausreichende Versorgung mit Tankstellen ist au-
Rerdem entlang der umliegenden Hauptverkehrsstralen sichergestellt (z.B. Ahllbecker

Chaussee Bansin).

Durch den Ausschluss der ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen des 8 4 Abs. 2 Nr. 2 und
in Teilen Nr. 3 sowie Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO wird die Zweckbestimmung des WA nicht in

Frage gestellt und die eindeutige Bestimmung des Wohnens gestarkt.

51.2 Sonstige Sondergebiet gro3flachiger Einzelhandel SO1

Das sonstige Sondergebiet SO1 wird in der Planzeichnung festgesetzt. Es umfasst einen

Teilbereich des Grundversorgungsstandortes fur die wohnungsnahe Grundversorgung im
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Bereich Heringsdorf Neuhof geméaR Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Gemeinde Ost-

seebad Heringsdorf.

Es werden folgende textliche Festsetzungen getroffen:
,Im Sonstigen Sondergebiet SO1 ist ein grol¥flachiger Einzelhandelsbetrieb mit nah-
versorgungsrelevanten Sortiment zul&ssig.

Zulassig sind:

a) Ein Lebensmitteldiscounter mit einer maximalen Verkaufsflache von 1.400 m?2

b) Zentrenrelevante Sortimente gemafl Heringsdorfer Sortimentsliste der Ge-
meinde Ostseebad Heringsdorf (Anlage 3 der Begriindung) nur als Rand-
sortimente bis max. 10 Prozent (140 m? Verkaufsflache) der Verkaufsflache

c) Stellplatze,

d) Werbeanlagen®

Fur den GroR3flachigen Einzelhandel im Sondergebiet SO1 ist ein grofflachiger Lebensmit-
teldiscounter mit einer maximalen Verkaufsflache von 1.400 m2 mit einem breiten und tiefen
Sortiment an Nahrungs- und Genussmitteln sowie Verbrauchsgitern des kurz- und mittelfris-
tigen Bedarfs vorgesehen; der Schwerpunkt liegt hierbei auf der Nahversorgung. Mit der
Konkretisierung des Sortiments auf die Lebensmittelbranche und der Beschrankung der Ver-
kaufsflachengréRe werden im Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben zur Erweiterung
des bestehenden Marktes negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich
vermieden. Anderseits kann ein Discounter mit 1.400 m2 Vkfl. in einer modernen und kun-
denfreundlicheren Inneneinrichtung am selben Standort die Versorgung des Einzugsberei-

ches zum Teil Gbernehmen.

Zur Sicherung der derzeit vorhandenen Ladenstruktur bzw. zur Abrundung des Versor-
gungsangebotes soll eine begrenzte Verkaufsflache zugelassen werden. Die Einschrankung
bezieht sich auf die nahversorgungsrelevanten Sortimente.

Zentrenrelevante Sortimente sind gemald Heringsdorfer Sortimentsliste nur als Randsorti-

mente bis max. 10 Prozent (140 m? Verkaufsflache) der Verkaufsflache zulassig.

Als weitere zum Betrieb eines Lebensmitteldiscounters gehdrende Anlagen sind Stellplatze
und Werbeanlagen zulassig. Grundsatzlich soll zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes
ein Aufkommen von Werbeanlagen tber das fur die Eigenwerbung ansassiger Betriebe ubli-
che Mal3 hinaus unterbleiben. Dies gilt insbesondere aufgrund des werbewirksamen Stan-

dortes an der Hauptstraf3e (Neuhofer Straf3e).

Insgesamt konnen hierdurch die Voraussetzungen fir die Starkung eines wohnortnahen

Grundversorgungsstandortes geschaffen werden.
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5.1.3 Sonstiges Sondergebiet groRRflachiger Einzelhandel SO 2

Das sonstige Sondergebiet SO1 wird in der Planzeichnung festgesetzt. Es umfasst einen
Teilbereich des Grundversorgungsstandortes fur die wohnungsnahe Grundversorgung im
Bereich Heringsdorf Neuhof gemé&fR Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Gemeinde Ost-
seebad Heringsdorf.

Es werden folgende textliche Festsetzungen getroffen:
,Im Sonstigen Sondergebiet SO2 ist ein grol3flachiger Einzelhandelsbetrieb mit nah-
versorgungsrelevanten Sortiment zul&ssig.

Zulassig sind:

a) Ein Lebensmittelsupermarkt mit einer maximalen Verkaufsflache von 2.000 m?
inklusive eines separaten Backerei-Cafés mit maximal 30 m? Verkaufsfla-
che und maximal 70 m2 Sitzflache fir das Café

b) Zentrenrelevante Sortimente gemdall Heringsdorfer Sortimentsliste der Ge-
meinde Ostseebad Heringsdorf (Anlage 3 der Begriindung) nur als Rand-
sortimente bis max. 10 Prozent (200 m2 Verkaufsflache) der Verkaufsflache

c) Stellplatze

d) Werbeanlagen®

Fur den GrofR3flachigen Einzelhandel im Sondergebiet SO2 ist ein grof3flachiger Lebensmit-
telsupermarkt mit einer maximalen Verkaufsflache von 2.000 m2 mit einem breiten und tiefen
Sortiment an Nahrungs- und Genussmitteln sowie Verbrauchsgitern des kurz- und mittelfris-
tigen Bedarfs vorgesehen; der Schwerpunkt liegt hierbei ebenfalls auf der Nahversorgung.
Mit der Konkretisierung des Sortiments auf die Lebensmittelbranche und der Beschrénkung
der VerkaufsflachengréfRe werden im Zusammenhang mit dem geplanten Vorhaben zur Er-
weiterung des bestehenden Marktes negative Auswirkungen auf den zentralen Versor-
gungsbereich vermieden. Anderseits kann ein Verbrauchermarkt mit 2.000 m2 VKfl. in einer
modernen und kundenfreundlicheren Inneneinrichtung am selben Standort die Versorgung

des Einzugsbereiches zum Teil tibernehmen.

Zur Sicherung der derzeit vorhandenen Ladenstruktur bzw. zur Abrundung des Versor-
gungsangebotes soll eine begrenzte Verkaufsflache zugelassen werden. Die Einschrankung
bezieht sich auf die nahversorgungsrelevanten Sortimente. Zentrenrelevante Sortimente sind
gemal Heringsdorfer Sortimentsliste nur als Randsortimente bis max. 10 Prozent (200 m?

Verkaufsflache) der Verkaufsflache zulassig.

Im SO2 ist auch ein Backerei-Café zulassig, um im Zusammenhang mit dem Einzelhandel
ein weiteres Nahversorgungsangebot bindeln zu kénnen. Die Backerei mit Café ist mit ma-
ximal 30 m2 Verkaufsflache (in der Gesamtverkaufsflache inbegriffen) und maximal 70 m2

Sitzflache flir das Café zulassig.
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Als weitere zum Betrieb eines Lebensmittelsupermarktes gehérende Anlagen sind Stellplatze
und Werbeanlagen zulassig. Grundsatzlich soll zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes
ein Aufkommen von Werbeanlagen Uber das fir die Eigenwerbung ansassiger Betriebe hin-
aus unterbleiben. Dies gilt insbesondere aufgrund des werbewirksamen Standortes an der

HauptstralRe (Neuhofer Straf3e).

Insgesamt kdnnen hierdurch die Voraussetzungen fur die Starkung eines wohnorthahen

Grundversorgungsstandortes geschaffen werden.

514 Sonstiges Sondergebiet Gemeinschaftsstellplatze fur Einzelhandel SO3

Das sonstige Sondergebiet SO3 wird in der Planzeichnung festgesetzt. Es wird dazu folgen-
de textliche Festsetzung getroffen:

,Im Sonstigen Sondergebiet SO3 mit der Zweckbestimmung Gemeinschaftsstellplatze
fur Einzelhandel sind nur die erforderlichen Stellplatze zulassig, die zur Abdeckung
des Bedarfs an Stellplatzen fur die Einzelhandelsbetriebe des SO1 und SO2 erforder-
lich sind.*

Die Einzelhandelsbetriebe bendtigten ein der Nutzung entsprechendes Angebot an Stellplat-
zen. Das Sonstige Sondergebiet SO3 mit der Zweckbestimmung Gemeinschaftsstellplatze
fur Einzelhandel wird zur Abdeckung des Bedarfs an Stellplatzen fiir die Einzelhandelsbe-
triebe des SO1 und SO2 ausgewiesen. Die Anzahl und der Nachweis der entsprechenden
Stellplatzanzahl wird durch die Stellplatzsatzung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf ge-
regelt. Das SO3 wird stdlich und dstlich der Sonstigen Sondergebiete Groliflachiger Einzel-
handel SO1 und 2 festgesetzt, um eine raumliche Nahe zu der erschlieRenden Verkehrsfla-
che sicherzustellen und Larmemission nordlich der Einzelhandelsgebaude zum angrenzen-

den Wohngebiet zu vermeiden.

5.2 MaR der baulichen Nutzung
Der B-Plan setzt gem&R § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO das Mal}

der baulichen Nutzung fest. Die Bestimmung des zuldssigen Mal3es erfolgt durch die Fest-
setzung der Hohenlage, der H6he baulicher Anlagen (8 18 BauNVO) in Verbindung mit der
zulassigen Zahl der Vollgeschosse (820 Abs. 1 BauNVO) sowie der zuldssigen GRZ (8§ 19
Abs. 1 BauNVO).
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5.2.1 Hohenlage

Fur die sonstigen Sondergebiete SO1 und SO2 wird in der Planzeichnung sowie im Text
(Teil B) folgende Hohenlage festgesetzt:

,FUr das SO1 und das SO2 wird die Oberkante FertigfuRboden (OKFF) auf 5,30 m
Uber Normalhéhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 festgesetzt.”

Die Festsetzung zur Hohenlage im SO1 und SO2 tragt zur Einflgung der Gebaude in die
Umgebung bei. Insbesondere die Zulassigkeit einer hheren OKFF wirde die stadtebauliche
Vertraglichkeit zur Umgebung erschweren. Berlcksichtigt ist auRerdem die erforderliche Ho-

he und Uberdeckung des Abwasseranschlusses.

Fur die allgemeinen Wohngebiete WAL und WA2 wird in der Planzeichnung sowie im Text
(Teil B) folgende Hohenlage festgesetzt:

.Fur das WA1 und WA2 wird die Oberkante FertigfuRboden (OKFF) auf 4,20 m Uber
Normalhéhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 festgesetzt.”

Die Festsetzung zur Hohenlage im WAL und WAZ2 tragt zur Einflgung der Gebéaude in die
Umgebung bei. Die festgesetzte OKFF liegt in ihrer Hohe zwischen den &stlich geplanten
Einzelhandelsgebauden des SO1 und SO2 und den westlich angrenzenden Wohngrundstii-
cken. Beriicksichtigt ist zudem die erforderliche Hohe und Uberdeckung des Abwasseran-

schlusses.

Als Festsetzungen zur Gelandehdhe werden in der Planzeichnung entlang der Grenze zwi-
schen dem Sondergebiet SO3 und der StraBenverkehrsflache Hohenpunkte als Soll-
Gelandehohe festgesetzt. Dadurch wird der Anschluss der Stellplatzflachen an die Stral3e
sichergestellt.

5.2.2 Zahl der Vollgeschosse und Hohe baulicher Anlagen

Fur das SO1 und SO2 wird in der Planzeichnung sowie in den textlichen Festsetzungen eine
maximale Anzahl von einem Vollgeschoss sowie folgendes Mal3 zur Gebaudehthe festge-
setzt:

,FuUr das SO1 und das SO2 wird eine maximale Gebaudehdhe von 13,00 m uber
Normalhéhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 festgesetzt. Die Gebaudehthe
bemisst sich bei Flachdach von Normalhéhennull als unterer Bezugspunkt bis Ab-
schluss Attika. Die Gebaudehdhe bemisst sich bei anderen Dachformen von Nor-
malhéhennull als unterer Bezugspunkt bis Oberkante First.”

In Kombination mit der Festsetzung zur Oberkante FertigfuBboden bedeutet dies, dass das

Gebéaude oberhalb des FertigfuBbodens maximal 7,70 m hoch sein darf. Die Geb&udehthe
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ergibt sich einerseits aus den Anforderungen eines Einzelhandelsgebaudes und andererseits

aus der umliegenden Bebauungsstruktur in Zusammenhang mit der Geléandetopographie.

Fur das WA1 wird in der Planzeichnung eine maximal eingeschossige, fir das WA2 eine
maximal zweigeschossige Bebauung festgesetzt. Zudem werden folgende Mal3e zur Gebau-
dehdhe in den textlichen Festsetzungen festgesetzt:

,Fur das WA1 wird die maximale Firsthohe auf 8,70 m tiber Normalhéhennull im Be-
zugssystem DHHN92 festgesetzt. Fur das WA2 wird die maximale Firsthohe auf
11,70 m tber Normalhdhennull im Bezugssystem DHHN92 festgesetzt.”

In Kombination mit der Festsetzung zur Oberkante FertigfuBboden ermdglicht dies eine Ge-
baudehdhe von 4,50 m im WAL und von 7,50 m im WA2. Geht man von einer Geschossho-
he von 3 m aus, bleibt bei einer eingeschossigen Bebauung im WA1 und einer zweigeschos-
sigen Bebauung im WA2 noch Raum zur Ausgestaltung des Daches. Die Festsetzung unter-
schiedlicher Geb&udehohen dient in Verbindung mit der GroRRe der Baufelder der Bertick-
sichtigung verschiedener Wohnformen.

5.2.3 Grundflachenzahl und Uberschreitung der Grundflachenzahl

Im Sonstigen Sondergebiet SO1 und SO2 wird gem. 8 17 BauNVO die GRZ in der Plan-
zeichnung auf 0,8 festgesetzt. Es ist hotwendig die Obergrenze der BauNVO zu wéhlen, um

eine zeitgemale und nachhaltige Bebauungsstruktur umsetzen zu kénnen.

Im WAL und WA2 wird gem. § 17 BauNVO die GRZ in der Planzeichnung auf 0,4 festge-
setzt. Die Festsetzung der GRZ sichert eine Entwicklung der baulichen Dichte, die den stad-
tebaulichen Zielen der Entwicklung eines Wohnquartiers mit hohen Grinanteilen entspricht.
Die sich aus den Festsetzungen zum Mal3 der baulichen Nutzung insgesamt ergebende
Vorgaben zur stadtebaulichen Kubatur gewahrleisten eine Neubebauung, die sich harmo-
nisch in die stadtebauliche Situation des Umfeldes einfligt. Im westlich angrenzenden Teil ist

eine ahnliche Baukorperstruktur vorhanden.

Erganzend zur Grundflachenzahl wird folgende Uberschreitungsméglichkeit fir das WA1 und
WA2 textlich festgesetzt:

,Die zuladssige Grundflache darf im WA1 und WA2 durch die Grundflachen von Ga-
ragen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauN-
VO bis zu 50 von Hundert tUberschritten werden.”

Die sich aus der GRZ rechnerisch ergebene zulassige Uberschreitung durch die nach § 19

Abs. 4 BauNVO zulassigen baulichen Anlagen lage mit 50 vom Hundert bei einer GRZ von
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0,6 im WA. Dies dient dazu in Anlehnung an die umgebende Wohnbebauung neben dem
Hauptgebaude weitere baulich nutzbare Flachen zu ermdglichen und so einen grbéReren

Spielraum fiir die Gestaltung des Wohnumfeldes zu ermdglichen.

5.3 Bauweise und liberbaubare Grundstiicksflache

Gemal 89 Abs. 1 Nr. 2 BauGB setzt der Bebauungsplan die Bauweise sowie die Uberbauba-
re Grundstiucksflache fest. Die Festsetzungen setzen sich zusammen aus der zeichneri-
schen Festsetzung von Baugrenzen sowie textlichen Festsetzungen zur Bauweise (822 Abs.
4 BauNVO) und zur tberbaubaren Grundsticksflache (823 Abs. 3 BauNVO).

5.3.1 Bauweise

Fir die Sondergebiete SO1 und SO2 wird in der Planzeichnung eine abweichende Bauweise
festgesetzt. Zudem wird im Text (Teil B) festgesetzt:

»In dem in abweichender Bauweise festgesetzten SO1 und SO2 gelten die Grenzab-
stande der offenen Bauweise. Baulangen von mehr als 50,00 m sind zul&assig.”

Die abweichende Bauweise wird festgesetzt, um innerhalb der Baufelder einen langgestreck-
ten Baukorper entsprechend den Anforderungen eines Einzelhandelsbetriebes errichten zu
kénnen.

Bei der Festsetzung der Bauweise und Baufelder fur die Sondergebiete sind ebenfalls Ab-
standsflachen bedacht. In westlicher Richtung liegen diese auf dem Gebiet des WA, Uber-
wiegend auf den dort festgesetzten GFL-Flachen. Da die Abstandsflachen nicht auf den
Grundsticken der Einzelhandelsbetriebe liegen, ist eine privatrechtliche Regelung zur Ab-
standsflachenbaulast zu treffen. Diese muss bis zum Satzungsbeschluss des B-Plans vorlie-

gen.

Fur das WAL und das WA2 wird in der Planzeichnung eine offene Bauweise festgesetzt. Es
gilt die offene Bauweise entsprechend den umliegenden Geb&udestrukturen im Westen. Der
3 m Mindest-Grenzabstand gem. 8 6 Abs. 5 LBauO M-V sichert ein Mindestmal3 an Belich-
tung und Belliftung, aber auch den Brandschutz. Generell sind gem. 8 6 Abs.5 LBau-O M-B
Grenzabstande mit 0,4h einzuhalten, mindestens aber mit 3m. Die erforderlichen Grenzab-

stéande sind in jedem Fall einzuhalten.
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5.3.2 Baugrenzen und Uberbaubare Grundsticksflache

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen werden im WA1, WA2, SO1 und SO2 durch Bau-
grenzen entsprechend der stadtebaulichen Konzeption in der Planzeichnung festgesetzt. Fur
die Einzelhandelsgebaude wird als stadtebaulicher Solitar ein grof3flachiges Baufeld festge-
setzt, welches die zugelassene Verkaufsflache ermoglicht. Fur die Allgemeinen Wohngebiete
werden drei Baufelder festgesetzt, die sich in ihrer Grof3e und Anordnung in die Strukturen
der Umgebung einfiigen. Das Baufeld im WAL ist aufgrund der nur eingeschossigen Bebau-
ung etwas groRRer angelegt. Hier kann beispielsweise seniorengerechtes, ebenerdiges Woh-
nen realisiert werden. Erganzend wird folgende textliche Festsetzung zur Uberbaubaren
Grundstuicksflache getroffen:

»Als Ausnahme dirfen die festgesetzten Baugrenzen wie folgt tiberschritten werden:

WAL und WA2:

— durch Treppenanlagen und Balkone in einer Tiefe von max. 1,50 m

— durch Terrassenflachen in einer Tiefe von max. 3,00 m
— durch Dachuberstande in einer Tiefe von max. 0,70 m

SO1 und SO2:

— durch Dachuberstande in einer Tiefe von max. 0,70 m

— durch Eingangstiberdachungen auf einer Breite von max. 18 m und in eine Tiefe
von max. 5 m*

Die erweiterte Baukorperausweisung soll einen ausreichenden Gestaltungsspielraum fir die

kunftige Bebauung bieten.

5.4 Nebenanlagen

In den allgemeinen Wohngebieten WA1 und WA2 sind gem. 8§14 BauNVO Nebenanlagen,
die dem Nutzungszweck der in dem Baugebiet gelegenen Grundstiicke oder des Baugebiets
selbst dienen und die seiner Eigenart nicht widersprechen, allgemein zulassig. Fiur die sons-
tigen Sondergebiete SO1, SO2 und SO3 werden gem. 89 Abs. 1 Nr. 4 BauGB Festsetzun-
gen zur Zulassigkeit von Nebenanlagen sowie von Werbeanlagen und Stellplatzen und Ga-

ragen getroffen.

54.1 Zulassigkeit von Nebenanlagen im SO1, SO2 und SO3

Es wird folgende textliche Festsetzung getroffen:
.Folgende Nebenanlagen sind aul3erhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflachen zu-
lassig:

— Einkaufswagenabstellplatze mit Einhausung
— Parkplatzschranken
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— Kinderspielgerate

— Zisternen

— Sichtschutz fur bewegliche Abfallbehalter
— Abstellplatze fur Fahrrader

— Ladestationen fur Elektromobilitat

Einrichtungen und Anlagen fur die Tierhaltung, einschlie3lich der Kleintierhaltungs-
zucht, sind innerhalb der Sondergebiete SO1, 2 und 3 unzulassig.”

Die zulassigen Nebenanlagen unterstiitzen die Ziele der Planung im SO1, SO2 und SO3
oder sind fur dessen Funktionsfahigkeit und Nutzung erforderlich. Es wird mit der Regelung
der Zulassigkeit eine geordnete Nutzung und Gestaltung der Freiflachen des SO1, SO2 und
SO3 Rechnung getragen.

Die Ladestationen fir Elektromobilitat entsprechen dem Klimaschutzkonzept der Gemeinde
Ostseebad Heringsdorf, auf dem Gemeindegebiet eine Infrastruktur fir Elektromobilitat zu
schaffen.

Da es sich um einen Einzelhandelsstandort fir Lebensmittel handelt und Anlagen fur die
Tierhaltung nicht dem Planungsziel entsprechen, sind gemaf § 14 Abs. 1 BauNVO Einrich-
tungen und Anlagen fir die Tierhaltung, einschliel3lich der Kleintiererhaltungszucht innerhalb
der Sondergebiete SO1, SO2 und SO3 unzulassig.

5.4.2 Werbeanlagen

Zur Zulassigkeit von Werbeanlagen wird folgende textliche Festsetzung getroffen:

.Innerhalb des SO3 ist ein Werbepylon mit einer max. Hohe von 12 m tber Normal-
héhennull (NHN) im Bezugssystem DHHN92 zulassig.*

Die Festsetzung zu Werbeanlagen dient der Vermeidung von optischen Beeintrachtigungen
und stérender Haufung. Die exponierte Lage des Plangebiets nahe der L 266 macht ein ab-
gestimmtes und ausgewogenes Werbekonzept erforderlich. Hierzu zahlt auch ein geplanter
Werbepylon fur eine zeitgemalie Aul3endarstellung der grol3flachigen Einzelhandelsbetriebe.
Daher ist der Werbepylon an dieser exponierten Lage zulassig.

Es gilt das Gesamtbild des Ortes zu wahren, weshalb der Werbepylon in seiner Héhe an die
umgebende Bebauung anzupassen ist. Er ist im Sinne der Verkehrssicherheit zudem aul3er-
halb der Sichtdreiecke der Labahnstral3e zu errichten. Da die Sichtdreiecke ausschlief3lich
innerhalb der Verkehrsflache liegen, ist eine Beeintrdchtigung ausgeschlossen, da ein Wer-
bepylon nur innerhalb des Sondergebiets SO3 errichtet werden darf.

Fur die weitere Gestaltung ist zur Wahrung und Pflege des Ortsbildes die Werbeanlagensat-

zung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf vom 01.06.1999 zu beachten.
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5.4.3 Stellplatze und Garagen

In der Planzeichnung werden im SO3 Flachen flir Gemeinschaftsanlagen mit der Zweckbe-
stimmung Gemeinschaftsstellplatze festgesetzt. Diese dienen der Strukturierung des Son-
dergebiets. Die Festsetzung erganzt zum einen die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte, in dem
die Stellplatze nur entlang der notwendigen Zuwegungen vorgesehen werden. Zum anderen
tragt die Festsetzung zur Vertraglichkeit des Einzelhandels gegentber den Wohngebieten
bei. Der Uberwiegende Teil der Stellplatze wird zwischen der Labahnstrale bzw. Neuhofer
Stral3e und den Baugrenzen der Einzelhandelsgebdude angeordnet. Die mit den Stellpléatzen
einhergehenden La&rmimmissionen werden so auf die Sidseite der Einzelhandelsgebaude
fokussiert und westlich sowie nordlich der Gebaude vermieden.

Es wird folgende textliche Festsetzung getroffen:

,Im SO3 sind Uberdachte Stellplatze nur ausnahmsweise zulassig, wenn die Dacher
der Erzeugung von Solarenergie dienen.*

Die Zulassigkeit von Uberdachten Stellplatzen (sowohl als Garage als auch als Carport) wird
eingeschrankt, da eine flachendeckende Uberdachung die Sichtbarkeit der Einzelhandelsge-
baude einschranken und die stadtebaulichen Strukturen beeintrachtigen wiirde. Eine Uber-
dachung wird jedoch nicht ganzlich ausgeschlossen, um im Sinne des Klimaschutzes die

Erzeugung von Solarenergie, insbesondere an Ladesaulen fir E-Autos, zu ermdglichen.

Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf verfiigt Uber eine Stellplatzsatzung mit Datum vom
13.10.2006. Der Hinweis gilt fur alle Gebiete des Bebauungsplans. Der Inhalt dieser Satzung
ist bei der Gestaltung der Anlagen fir den ruhenden Verkehr zu beachten.

55 Verkehrsflache

Im B-Plan wird eine Verkehrsflache gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB mit einer ent-
sprechenden StralRenbegrenzungslinie in der Planzeichnung festgesetzt. Es handelt sich um
eine Offentliche Verkehrsflache. Diese bericksichtigt die im Rahmen des Plangenehmi-
gungsverfahrens zum Knotenpunktumbau ,L266 / SchulstraRe® geplanten Fahrbahnen, Rad-
und Gehwege und dazugehoérige Nebenflachen. Die Flache des SO3 schlief3t im Norden an
die Verkehrsflache an.

Bei der Ein- und Ausfahrt ist darauf zu achten, dass ausreichend Sicht vorhanden ist. Durch
(auch zu einem spateren Zeitpunkt entstehende) Bebauung, Bepflanzung, parkende Fahr-
zeuge oder Werbeanlagen durfen keine Sichtbehinderungen fir Verkehrsteilnehmer entste-

hen.
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5.6 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen

Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flachen sind in der Planzeichnung
festgesetzt. Im Text (Teil B) ist zudem folgendes festgesetzt:

In Flachen, die mit dem GFL, GL oder GR belastet sind, sind Nebenanlagen und Be-
pflanzungen unzulassig.

Die Festsetzung stellt eine Befahrbarkeit und Zugéanglichkeit der entsprechenden Flachen
sicher. Im Folgenden werden die textlichen Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB

zur Widmung der einzelnen Flachen benannt und erlautert:

Die mit dem GFL1 besetzten Flachen in den Allgemeinen Wohngebieten umfassen das
Recht der Anlieger des WA1 und WA2 die Flachen zu befahren und zu begehen sowie der
Versorgungstrager, unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten. Da sich die
Wohngebaude im WA ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer 6ffentlichen Verkehrs-
flache entfernt befinden, sind entsprechende Feuerwehrzufahrten zu gewahrleisten. Die
riackwartigen Wohngebaude sollen dabei tber den Einzelhandelsstandort erreicht werden.
Uber die Flache GFL1 kann die Feuerwehr die Gebaude im WA sowie die Riickseite des
SO1 und SO2 erreichen. Die Befahrung der Kurven durch Feuerwehrfahrzeuge wurde mit-
tels Schleppkurven fir dreiachsige Fahrzeuge geprift und féallt daher entsprechend breiter

als 3,50 Meter aus.

Die mit dem GFL2 besetzten Flachen umfassen das Recht der Allgemeinheit die Flachen zu
befahren und zu begehen sowie der Versorgungstrager, unterirdische Leitungen zu verlegen
und zu unterhalten. Die Errichtung von Stellplatzen ist innerhalb des GFL2 nicht zulassig.
Der Ausschluss der Stellplatze dient dazu, die Gemeinschaftsstellpléatze stdlich der Einzel-
handelsgebaude zu konzentrieren und somit Larmimmissionen noérdlich der Einzelhandels-
gebaude zu reduzieren. Das GFL2 sichert die Flache fur den Regensammler sowie die Zu-
wegung zum Regensammler fir die Bewirtschaftung derselben. Au3erdem kann die Feuer-
wehr im Havariefall Uber die Flachen des GFL2 die riickwartige Seite der Gebaude des SO1

und SO2 sowie das nordliche Baufeld des WA erreichen.

Der Verlauf des Hauptregensammlers ist aus hydraulischen sowie wirtschaftlichen Griinden
immer am Geléndetiefpunkt anzulegen. Da der Einzelhandelsstandort am Gelandetiefpunkt
liegt und dort erweitert werden soll, miussen ausreichend breite GFL bericksichtigt werden.
Der Hauptregensammler darf nicht unterhalb der privaten Bauflachen liegen, um zu jeder

Zeit eine Erneuerung oder Unterhaltung vornehmen zu kénnen. Daher ist im Geltungsbe-
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reich des B-Planes, entlang der nérdlichen und 6stlichen Bebauungsgrenze des Einzelhan-

delsstandortes, ein ausreichendes Leitungsrecht einzurichten.

Die mit dem GFL3 besetzten Flachen umfassen das Recht der Anlieger des WA die Flachen
zu befahren und zu begehen. Durch das GFL3 wird eine ErschlieRung der Baufelder im WA
sowie die Befahrbarkeit fir den Havariefall gesichert. Die Anlieger des WA kdnnen somit
Uber die Zufahrten der Gemeinschaftsstellplatze im SO3 zu den Geb&auden im WA gelangen.
Weiterhin umfasst das GFL3 das Recht fir Versorgungstrager Leitungen auf den Flachen zu

verlegen und zu warten.

Die mit Geh- und Leitungsrechten besetzten Flachen (GL1, GL2, GL3) umfassen das Recht
der Versorgungstrager unterirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten. Damit wer-
den die bestehenden und kiinftigen Leitungen sowie deren Unterhaltung auch zukinftig ge-
sichert. Das GL1 umfasst zusatzlich das Recht der Anlieger des WAL und WA2, die Flache
zu gehen und ermdglicht dadurch einen Zugang von der Verkehrsflache in Richtung der

Grundstiicke in den Allgemeinen Wohngebieten.

Die Flache GR1 ist mit einem Gehrecht (und einem Fahrrecht flr Fahrradfahrer) zugunsten
der Allgemeinheit belastet. Uber diese Teilflache konnen Fahrradfahrer und FuRgénger von
den offentlichen Verkehrsflachen zu den Flachen des Einzelhandels gelangen. Die Breite
von finf Metern erlaubt aufgrund des erhdhten FuRganger- und Radverkehrsaufkommens
einen Begegnungsfall von zwei Ful3gdngern und einem Radfahrer. Durch die getrennte Zu-
wegung fur Radfahrer und Ful3ganger fernab von der Zufahrt fur Kfz. wird eine hohere Ver-

kehrssicherheit fur diese Verkehrsteilnehmer gewdahrleistet.

5.7 Griinordnung

5.7.1 Private Grinflache

In der Planzeichnung wird eine private Grunflache festgesetzt. Dazu wird folgende textliche
Festsetzung getroffen:

»Auf der gemaR zeichnerischer Festsetzung als private Grunflache mit der Zweckbe-
stimmung Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 und 25 BauGB) gekennzeichneten Flache
ist zur Begrinung eine Mischung aus strauch- und baumartigen Geholzen im Ver-
haltnis 20/1 in den Mindest-Qualitaten .Str. 80-100 bzw. Hei. 150/175 zu pflanzen.
Dabei ist jeweils 1 Pflanze pro 4 m? zu setzen.”
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Eine Durchgriinung des Plangebiets wird angestrebt. Zur Abgrenzung des Sondergebiets
gegenlber den angrenzenden Wohngebieten wird ein Grinstreifen als private Grinflache
festgesetzt. Dieser tragt durch die Anpflanzung von Baumen und Strduchern entlang der
Larmschutzwand zu einer besseren Einfligung der Larmschutzwand in die Umgebung bei.
Die Anpflanzung von Strauchern und Heistern fuhrt zu einer Eingriinung der Sondergebiete.
Dur die Festsetzung der Pflanzqualitaten und Pflanzdichte werden die Voraussetzungen fir

eine optimalen Entwicklung der Bepflanzung geschaffen.

5.7.2 Vermeidungs-, Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen

Eingriffe in Natur und Landschaft sind so weit wie mdglich zu vermeiden oder zu minimieren.
Vermeidbare Beeintrachtigungen sind zu unterlassen. Unter Vermeidung ist jedoch nicht der
Verzicht auf das Vorhaben als solches zu verstehen. Zu untersuchen ist jedoch die Vermeid-
barkeit einzelner seiner Teile und die jeweils mdgliche Verringerung der Auswirkungen auf
die Schutzgiter. Durch die Nutzung weitgehend bereits versiegelter Flachen wird dem

Grundsatz der Vermeidung und Minimierung Rechnung getragen.

Zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft werden die Vermeidungs-, Ausgleichs-
und Ersatzmaflinahmen innerhalb der Eingriffsflache wie folgt festgesetzt:

Vermeidungsmalnahme 1 (V1)

Zur Vermeidung baubedingter Totungen oder Verletzungen von Brutvdgeln im Zuge
der Baufeldfreimachung ist der Abbruch von Gebéuden sowie die Rodung von Ge-
holzen nur auRerhalb der Brutzeit betroffener Vogelarten, d.h. im Zeitraum zwischen
dem 11. September und 01. Marz, zulassig. Auf Grund des groR3flachig verbuschten
bzw. ruderalisierten und damit z.T. schwer zuganglichen Geléndes ist ein vorzeitiger
Beginn von Rodungsarbeiten nach vorheriger Kontrolle nicht mdglich.

Vermeidungsmalnahme 2 (V2)

Zur Vermeidung baubedingter Toétungen oder Verletzungen von Fledermusen im
Tages-/Winterquartier im Zuge der Baufeldfreimachung und unter Beachtung der
zeitlichen Vorgaben in Malihahme V1 ist der Abbruch der Gebaude nur im Zeitraum
zwischen dem 11. September und 11. Oktober moglich. Unmittelbar vor Beginn der
Abbrucharbeiten sind die Gebaude, insbesondere die Neuhofer Str. 65, durch eine
fachlich geeignete Person auf anwesende Flederm&use zu kontrollieren. Anwesende
Flederm&use sind zu bergen und in den im Rahmen der MalRnahme CEF weiter op-
timierten Fledermausbunker in Ahlbeck zu verbringen.

AusgleichsmalRnahme (A1)

Gemal § 2 Abs. 2 der Stellplatzsatzung der Gemeinde Heringsdorf sind im Sonder-
gebiet SO3 zur Abschirmung der Stellplatze 21 Stck. Hochstamme mit Qualitat 3xv,
mDB, 18-20 zu pflanzen. Weiterhin sind in den Allgemeinen Wohngebieten 4 Stck.
Hochstamme mit Qualitdt 3xv, mDB, 18-20 zu pflanzen, wobei pro Grundstiick mit
einer Neubebauung je ein Baum zu pflanzen ist. Ab einer GrundstticksgréR3e von 700
m2 ist pro 100 m?2 zusatzlicher Grundstiicksflache ein weiterer Baum zu pflanzen. Die
mit Anpflanzgebot festgesetzten Baume sind auf Dauer zu erhalten und bei Abgang
durch Ersatzpflanzungen derselben Art und Qualitdt entsprechend der Pflanzlisten
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zu ersetzen. Der durchwurzelbare Bodenraum der neu zu pflanzenden Baume darf
12 m2 nicht unterschreiten.

ErsatzmafRnahme 1 (E1)

Fur den B-Plan Nr. 35 sind KompensationsmalRnahmen auf3erhalb des betroffenen
Raumes vorzunehmen. Dazu wird das Okokonto VG-023 "Moorwald und Biotopver-
netzung bei Ludwigsburg" in Anspruch genommen. Das Okokonto umfasst eine Fla-
che von ca. 25,84 ha und liegt mit der Teilflache | innerhalb des FFH-Gebiets DE
1747-301 ,Greifswalder Bodden, Teile des Strelasundes und Nordspitze Usedom®.
Es umfasst 476.048 m2 Kompensationsflachenaquivalent (KFA) von denen fiir die
Deckung des Kompensationsbedarfs insgesamt 15.535 m2 KFA in Anspruch ge-
nommen werden.

CEF-MalRnahme (Continuous Ecological Function)

Zur Sicherung der Uberwinterungspopulationen von Braunem Langohr (Plecotus au-
ritus) und Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) ist der bereits als Winterquartier
von Fledermausen genutzte Bunker in der Swineminder Chaussee in Ahlbeck
(ehem. Bunker der GUS) vor Beginn der Abrissmaflinahmen der Gebaude weiter zu
optimieren. Insgesamt sind acht Hangsteine fir Deckenmontage anzubringen:

— 4 Stk. mit 6 Kammern

— 4 Stk. mit 4 Kammern

Die MalRnahmen V1, V2 und CEF dienen dazu, artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande
zu vermeiden und den ermittelten Lebensraumverlust zu kompensieren. Die MaRnahmen Al

und E1 dienen dazu, den Eingriff in Natur und Landschaft zu kompensieren.

5.7.3 Pflanzliste

Zu den im Plangebiet zu verwendenden Pflanzen wird folgende Festsetzung getroffen:

Fur die Pflanzgebote sind heimische, standortgerechte Baume und Straucher, ent-
sprechend nachfolgender Pflanzliste zu verwenden:

Hochstamme (Auswabhl)

Acer campestre Feld-Ahorn
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn
Aesculus hippocastanum Ross-Kastanie
Betula pendula H&ange-Birke
Carpinus betulus Hainbuche
Crataegus laevigata Rotdorn
Fagus sylvatica Rotbuche
Juglans regia Walnuss
Quercus robur Stieleiche
Pinus sylvestris Waldkiefer
Quercus petrea Trauben-Eiche
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche

Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere
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Straucharten (Auswahl)

Carpinus betulus
Cornus sanguinea
Corylus avellana
Crataegus monogyna
Euonymus europaeus
Ligustrum vulgare
Lonicera xylosteum

Hainbuche

Blutroter Hartriegel
Gemeine Hasel
Eingriffliger WeiRdorn
Pfaffenhiitchen
Gewohnlicher Liguster
Heckenkirsche

Malus sylvestris Wildapfel

Prunus avium Vogel-Kirsche
Prunus spinosa Schlehe

Ribes rubrum Rote Johannisbeere
Rosa canina Hunds-Rose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Salix caprea Sal-Weide

Salix cinerea Grau-Weide
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Die Auswahl der Pflanzen begriindet sich durch das ¢kologische Erfordernis, standortge-
rechte und heimische Pflanzen zu setzen.

5.8 Larmschutz

Im Rahmen einer Schalltechnischen Beurteilung wurden mdgliche Larmbelastungen in Form
von Gewerbelarm und Stra3enverkehrslarm Gberprift und entsprechende Larmschutzmal-
nahmen unterbreitet. Das Gutachten kommt aufgrund der durchgefiihrten Berechnungen
abschliel3end zu dem Ergebnis, dass der B-Plan aus schalltechnischer Sicht aufgestellt wer-

den kann. Festsetzungen zum Larmschutz sind erforderlich.

In der Planzeichnung werden Larmschutzwénde (als MaBhahmen des aktiven Larmschut-
zes) sowie Larmpegelbereiche (als MaRnahmen des passiven Larmschutzes) als Flachen fur
besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes festgesetzt. Die Lage dieser Flachen beruht

auf den Berechnungen der Schalltechnischen Beurteilung.

Im Text (Teil B) werden dazu folgende Festsetzungen getroffen:

LAktiver Larmschutz:
1. Auf den mit A bis H bezeichneten Flachen sind durchgehende Larmschutz-
wande mit folgenden maximal zulassigen Hohen zu errichten:

A:250m E (1und?2):3,00m
B:3,50m F: 3,50 m
C:3,00m G:321m
D: 2,50 m H:2,71m

Die Hohen der Flachen A, B, C, E2, F, G und H beziehen sich auf die Oberkan-
te der jeweils angrenzenden, zu errichtenden Gemeinschaftsstellplatzanlage.
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Die H6he der Flache D bezieht sich auf die OKFF von 5,30 m 4. NHN des SO1.
Die Hohe der Flache E1 bezieht sich auf die Oberkante der angrenzenden
Verkehrsflache.

2. Im SO1 und SO2 sind die Anlieferungsrampen einzuhausen. Das Schalldamm-
Mal der Wande und des Daches missen mind. 25 dB betragen.

Passiver Larmschutz:

Die AulRenteile von Gebauden oder Gebaudeteilen, in den nicht nur zum vortberge-
henden Aufenthalt von Menschen bestimmten Raumen, sind in die in den folgenden
Tabellen genannten Larmpegelbereiche gem. DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau*
einzustufen.

Teilbereich passiver Larmschutz
TB1 B2

. . N Vorder- und Seitenfassaden
Einstufung in Larm- - )

egelbereich (LPG) der Gebaude in Bezug auf 1] Il
Peg die Neuhofer StraRe*
*Erlauterung / Definition:
Vorderfassaden zur Neuhofer Str. = Fassaden die einen Winkel von 0 bis 60 Grad zur StraRenachse der

Neuhofer StralRe bilden
Seitenfassaden = Fassaden die einen Winkel von 60 bis 120 Grad zur StraRenachse der
Neuhofer StralRe bilden

Rickseiten der Gebaude = Fassaden die einen Winkel von 120 bis 180 Grad zur StraRenachse der

Neuhofer StralRe bilden

Um fur die bei SchlafrAumen notwendige Bellftung zu sorgen, ist in den Teilberei-
chen mit Festsetzungen aus Grinden des Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kin-
derzimmern der Einbau von schallgedammten Liiftern vorgeschrieben, soweit keine
Liftung Uber eine rickseitige Gebaudefassade mdoglich ist. Gleiches gilt fir Raume
mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen.

Im Obergeschoss des Bestandsgebaudes durfen bei genehmigungs- oder anzeige-
pflichtigen Anderungen Auf3enwohnbereiche nicht auf der Sudseite des Gebaudes
vorgesehen werden.

Die Einhaltung der erforderlichen Schalldammwerte ist bei der genehmigungs- oder
anzeigepflichtigen Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von Geb&uden o-
der Geb&udeteilen nachzuweisen.”

Die MaRnahmen zum aktiven Larmschutz sind aufgrund der Uberschreitungen der Grenz-
werte durch den Gewerbelarm erforderlich. Die festgesetzte Lage und Hohe beruht auf den
Berechnungen der Schalltechnischen Beurteilung. Der HOhenbezug wird in Abh&ngigkeit zu
der LArmquelle festgesetzt. So sind die Larmschutzwéande entsprechend ihrer Lage oberhalb
der Gemeinschaftsstellplatzanlage, der Oberkante Fertigfullboden des SO1 oder der Ver-

kehrsflache zu errichten.
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Abschnitt Lange Hbohe Hohenbezug

A 11,9 m 2,50 m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

B 125 m 3,50m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

C 9.4 m 3,00 m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

D 41,8 m 2,50m Im SO1 festgesetzte OKFF von 5,30 m . NHN

E1l 175m 3,00 m Oberkante der angrenzenden Verkehrsflache

E2 15,3 m 3,00 m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

F 99m 3,50m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

G 11,9 m 3,21m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

H 11,0m 2,71 m Oberkante der angrenzenden, zu errichtenden
Gemeinschaftsstellplatzanlage

Tabelle 4 Ldange und Hohe der Larmschutzwénde (Quelle: IPO, beruhend auf IPW 2019)

In der Schalltechnischen Beurteilung wurden die aufgrund der Prognose des maximal zu
erwartenden Larms erforderlichen Abmessungen ermittelt. Die maximale Hohe der Larm-
schutzwénde ist dann erforderlich, wenn die Festsetzungen des Bebauungsplans bei der
Erweiterung des Einzelhandelsstandortes voll ausgeschopft werden. Da es sich nicht um
einen vorhabenbezogenen B-Plan, sondern um einen Angebots-B-Plan handelt, ist es jedoch
auch maoglich, dass der Einzelhandelsstandort in einem geringeren Umfang erweitert wird.
Dann ware entsprechend ein geringerer Larmschutz erforderlich. Daher wird im B-Plan ent-
sprechend der Schalltechnischen Beurteilung die maximal zuldssige Hohe festgesetzt. Die
Festsetzung dient dazu, die Errichtung des ggf. erforderlichen Larmschutzes zu erméglichen.
Entscheidend bei der baulichen Umsetzung ist die Einhaltung der vorgeschriebenen Grenz-
werte. Ein entsprechender Nachweis ist im Rahmen der Baugenehmigung zu erbringen. Eine
maximale Héhe wird festgesetzt, um die Larmschutzwénde stadtebaulich, unter anderem im

Hinblick auf Abstandsflachen, einbinden zu kénnen.

Technische Vorgaben zur Ausfiihrung der Larmschutzwand erfolgen im Rahmen des B-
Plans nicht. Bei einer vollstandigen Ausnutzung der Festsetzungen des B-Plans und einer
entsprechenden Erforderlichkeit der maximal zuldssigen Hohe der Larmschutzwénde, ist die
Ostliche Larmschutzwand in einer abgeknickten Bauweise gemaR der nachfolgenden Abbil-

dung auszufihren.
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Ansicht:
2,71 m 3,21 m 3,50 m 3,00 m
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Abbildung 25 Ausfiihrung der 6stlichen Larmschutzwand bei maximal erforderlichen Larmschutz (Quelle:
IPW 2020)

Diese abgeknickte Ausfihrung wird durch die Breite der fir den Larmschutz festgesetzten
Flache ermdglicht. Da es sich wie erlautert um einen Angebots-B-Plan handelt, wird eine

solche bauliche Ausflihrung nicht festgesetzt, aber durch den B-Plan erméglicht.

Die 6stliche Larmschutzwand (Flachen E — G gemaR Planzeichnung) ist unter Berticksichti-
gung der erforderlichen Abstandsflachen zum angrenzenden Wohngrundstiick festgesetzt.
Zwischen der Larmschutzwand und den Wohngrundstiicken wird eine private Grinflache
inklusive eines Anpflanzungsgebot festgesetzt. Durch die Anpflanzungen in der Grinflache

entlang der Larmschutzwand wird die Einfligung dieser in die Umgebung verbessert.

Die westliche Larmschutzwand (Flachen A — D gemaR Planzeichnung) verlauft auf den
Grundstiicken des Sondergebiets, jedoch unmittelbar angrenzend an die Grundstiicke des
Wohngebiets. Dies erfordert eine privatrechtliche Einigung der Eigentimer, um fur die Ab-
standsflachen der Larmschutzwand Flachen des Wohngrundstiicks im Verlauf der durch das
GFL1 festgesetzten Zufahrt in Anspruch nehmen zu kénnen. Diese muss bis Satzungsbe-

schluss vorliegen.

Als weitere aktive LarmschutzmalRnahme wird die Einhausung der Anlieferungsrampen im
SO1 und SO2 im Textteil B festgesetzt. Das Schalldamm-Maf der Wande und des Daches
muassen mind. 25 dB betragen. Die Einhausung der Anlieferungsrampen ermdéglicht es, den
Larmschutz in die Bebauung zu integrieren und somit die Erforderlichkeit von zusatzlichen
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Larmschutzwénden an diesen Stellen zu vermeiden. Die Genehmigung der baulichen Aus-

fuhrung erfolgt im Baugenehmigungsverfahren.

Die passive LarmschutzmalRnahme dient dem Schutz der Allgemeinen Wohngebiete vor
Verkehrslarm. Es werden Larmpegelbereiche festgesetzt, in denen die AuBRenteile von Ge-
bauden oder Gebaudeteilen, in den nicht zur zum voriibergehenden Aufenthalt von Men-
schen bestimmten Raumen, gem. DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau“ auszustatten bzw.

zu errichten sind. Die genauen Anforderungen sind der genannten DIN-Norm zu entnehmen.

Erganzend zu der Festsetzung wird im Text (Teil B) folgender Hinweis gegeben:

,Das Plangebiet wird von der vorhandenen LandesstralRe 266 (Neuhofer Stral3e) im
Suden beeinflusst. Von den genannten Verkehrsflachen gehen Immissionen aus. Fir
die in Kenntnis dieser Verkehrsanlage errichteten baulichen Anlagen kénnen gegen-
Uber dem Baulasttrager keinerlei Entschadigungsanspriche hinsichtlich weitergehen-
den Immissionsschutzes geltend gemacht werden.

Die Orientierungswerte fir Wohngebiete der DIN 18005 von 55 dB(A) am Tag und 45
dB(A) in der Nacht werden uberschritten. Es werden (im Bereich des Bestandsgebau-
de Neuhofer StraRe 64) maximal rd. 61/ 51 dB(A) (Tag / Nacht) erreicht.”
Der Hinweis dient der Klarstellung der Erforderlichkeit der passiven Larmschutzmal3nahmen,
die in den Allgemeinen Wohngebiet bei der Errichtung oder baulichen Anderung von Gebé&u-

den durch die Eigentimer vorzunehmen sind.

Die Schalltechnische Beurteilung geht dartiber hinaus von folgenden, weiteren Mal3hahmen
aus, um die berechneten Werte des Larmschutzes zu erhalten:
e Anlieferung mit Lkw und Kleintransporter sind im Zeitraum von 22.00 bis 06.00
Uhr nicht zulassig.
e Offnungszeiten der Markte sind auf den Zeitraum von 06.30 Uhr bis 21.30 Uhr zu
beschranken.
e Asphaltierte Fahrgassen fur den Parkplatz des Sondergebietes SO3.
Aufgrund eines fehlenden bodenrechtlichen Bezugs kénnen diese MalRnahmen nicht im Be-
bauungsplan festgesetzt werden, sondern sind auf der nachfolgenden Ebene der Bauge-

nehmigung oder im Rahmen eines stadtebaulichen Vertrags zu regein.
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5.9 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

59.1 Dachgestaltung

Neben Solaranlagen sind aus stadtebaulichen Griinden heraus gem. 8 9 Abs.1 Nr.25 BauGB
auch begriinte Flachen auf den Dachern der Haupt- und Nebengebaude, als Teile baulicher
Anlagen, zulassig. Dazu wird folgende bauordnungsrechtliche Festsetzung getroffen:

,Dachbegrinung und Solaranlagen sind auf dem Dach der Gebaude zulassig.*

Dachbegriinungen haben eine stabilisierende Wirkung auf das Kleinklima. Da sich begriinte
Dachflachen weniger stark aufheizen, bieten Griindacher im Sommer Schutz vor Hitzebelas-
tungen. Im Winter tragen Grindacher zu einer erhéhten Warmedammung bei. Sie binden
auBerdem Staub und fordern die Wasserverdunstung. Dachbegriinungen leisten einen Bei-
trag zur dezentralen Rickhaltung und verzoégerten Ableitung des Oberflachenwassers. Dar-
Uber hinaus bieten Dachbegrinungen einen Lebensraum fir Insekten und Végel und bele-
ben das Erscheinungsbild der Gebaude, insbesondere von benachbarten héheren Gebau-

den aus.

Solaranlagen werden auf den Dachern der Haupt- und Nebengebaude zugelassen, um die
Belange der Nutzung erneuerbarer Energien gem. 8 1 Abs.6 Nr.7f BauGB bei der Aufstel-

lung des B-Planes zu integrieren.

5.9.2 Ordnungswidrigkeiten

Es wird folgende weitere bauordnungsrechtliche Festsetzung getroffen:

,Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach 8§ 84 Abs. 1 Nr. 1 LBauO M-V sowie § 5 Abs. 3 der Kommunal-
verfassung M-V handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig, ohne eine Ausnahmege-
nehmigung zu besitzen, von den bauordnungsrechtlichen Festsetzungen nach § 86
LBauO M-V abweicht.

(2) Diese Ordnungswidrigkeiten konnen geman 8§ 84 Abs. 3 LBauO M-V mit einer Geld-
buRe geahndet werden.”

5.10 Ver- und Entsorgung

5.10.1 Leitungsbestand und Medienanbindung

Aufgrund der bestehenden Bebauung ist das Plangebiet bereits durch Ver- und Entsor-
gungsleitungen erschlossen. Gemal Auskunft der Medientrager wird der Leitungsbestand in

der Planzeichnung nachrichtlich dargestellt.
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Fur den Anschluss weiterer Medien bieten sich Abzweige vom Bestand im 6ffentlichen Stra-
Benraum an. Sowohl Energie- und Gasversorgungsstrange als auch Telekommunikations-

kabel liegen im Bereich der Neuhofer Stral3e sowie der Labahnstral3e.

5.10.2 Trinkwasserbedarf

Die im B-Plangebiet geplante Bebauung ist an das Bestandsnetz des Zweckverbandes Was-
serversorgung & Abwasserbeseitigung Insel Usedom anzuschlieRen. Der Trinkwasserbedarf
fur den Einzelhandelsstandort wird den Einschatzungen des Zweckverbandes Wasserver-
sorgung & Abwasserbeseitigung Insel Usedom nach nur geringfiigig steigen. Ebenso wird
der Trinkwasserbedarf fir das WA durch die vorhandenen Trinkanlagen gedeckt, sodass die
auRere ErschlieBung gesichert ist. Anlagen, die der ErschlieBung des Baugebietes selbst

dienen, die innere ErschlieBung, wird vom Vorhabentréger geplant.

Das Plangebiet befindet sich in einer rechtskraftigen Trinkwasserschutzzone IIl der Wasser-
schutzfassung Ahlbeck (Kreistag Wolgast, Beschluss Nr. 17-2/74 vom 25.07.1974), darauf
wird in den Hinweisen im Textteil B entsprechend hingewiesen. Gemal § 52 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) in Verbindung mit dem DVGW-Regelwerk Arbeitsblatt W 101 sind in
Wasserschutzgebieten bestimmte Handlungen verboten bzw. fir beschrankt zuldssig erklart

worden.

5.10.3 Léschwasserbedarf

Der B-Plan sieht eine ein- bis zweigeschossige Bebauung vor. Die Gefahr der Brandausbrei-
tung wird fir massive Gebaude mit ,klein“ bewertet. Hieraus ergibt sich gemall DVGW-W
405 fur das Wohngebiet ein Léschwasserbedarf von 48 m3/h. Fiur die Sondergebiete grof3fla-
chiger Einzelhandel ergibt sich ein Loschwasserbedarf von 96 m3h. Gebaudeinterne Erst-

I6schsysteme sind hiervor ausgenommen.

Die Bereitstellung von Léschwasser kann nach Aussage des zustandigen Versorgungstra-
gers Zweckverband Wasserversorgung & Abwasserbeseitigung Insel Usedom nicht direkt
Uber das drtliche Trinkwasserversorgungsnetz erfolgen. Die Léschwasserversorgung ist da-

her durch geeignete technische Lésungen sicherzustellen.

Das Léschwasserversorgungssystem ist im Bereich des SO3 angeordnet. Es sind gem. § 9
Abs. 1 Nr. 14 BauGB zwei Flachen fir Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung

.Loschwasser” festgesetzt.
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5.10.4 Regenentwésserung

Die Regenentwasserung hat auf dem Grundstuck selbst zu erfolgen. Gemal § 49 Abs. 3 des
Stral3en- und Wegegesetzes ist die Ableitung von Oberflachenwasser in oder auf die 6ffentli-
chen Stral’en unzulassig. Im Sinne des naturlichen Wasserkreislaufes ist die Versickerung
des anfallenden Niederschlagswassers zu bevorzugen. Unzumutbare Bel&stigungen durch
Niederschlagswasser auf den Nachbargrundstiicken sind dabei auszuschliel3en.

Sollte die Niederschlagsentwasserung auf einem privaten Grundstiick durch die Versicke-
rung nicht vollstandig sichergestellt werden kénnen, ist ein Antrag zur Einleitung in die 6ffent-
liche Regenwasserkanalisation zu stellen. Inshesondere auf den Flachen der Sondergebiete
ist davon auszugehen, dass eine Versickerung aufgrund des hohen Versiegelungsgrades
nicht moglich ist. Es gilt die Niederschlagswassergebiihrensatzung der Gemeinde Ostsee-
bad Heringsdorf, auf die im Text (Teil B) hingewiesen wird. Darin ist in 81 Abs. 4 festgesetzt:
,Die Ableitung von Niederschlagswasser in oder auf die dffentliche StraRen durch angren-
zende Privatgrundstiicke ist gemafl 849 Abs. 3 des StraRBen- und Wegegesetzes Mecklen-
burg-Vorpommern grundsétzlich unzuldssig. Sollte die Mdglichkeit, das Niederschlagswasser
auf dem jeweiligen Grundstlick zu beseitigen, nicht bestehen, ist im Einzelfall die Einleitung
in die offentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen zu beantragen. Die Gemeinde

wird diesen Antrag prifen und bescheiden.”

Das auf der 6ffentlichen Verkehrsflache anfallende Oberflachenwasser wird Giber den neu zu
errichtenden Hauptregensammler Neuhof abgeleitet. Um die neu geplante Regenentwasse-
rung rechtlich abzusichern, sind im Bebauungsplan entsprechende Geh- und Leitungsrechte
gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festgesetzt worden. Die genannten Flachen sind zugunsten
der Versorgungstrager zu belasten.

Vor Nutzung und Inbetriebnahme der baulichen Anlagen im B-Plan Nr. 35 ist der neue
Hauptregensammler in der Ortslage Neuhof funktionsfahig herzustellen. Der Anschluss aller
Regenentwasserungsleitungen im Zuge der Errichtung des neuen Einzelhandelsstandortes
Heringsdorf an den neuen Regenwasserkanal muss erfolgt sein. Fir den Anschluss an den
Hauptregensammler ist bei der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf ein Einleitantrag zu stel-

len.

5.10.5 Schmutzwasserentsorgung

Die im B-Plan-Gebiet geplante Bebauung ist an das Bestandsnetz des Zweckverbandes

Wasserversorgung & Abwasserbeseitigung Insel Usedom angeschlossen. Der Abwasserbe-
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darf fur den Einzelhandelsstandort wird den Einschatzungen des Zweckverbandes Wasser-
versorgung & Abwasserbeseitigung Insel Usedom nach nur geringfligig steigen. Anlagen, die
der ErschlieBung des Baugebietes selbst dienen, die innere ErschlieBung, wird vom Vorha-
bentrager geplant. Die Vorgaben der Wasserversorgungssatzung und der Abwasseran-
schluss- und die Beseitigungssatzung des Zweckverbandes Wasserversorgung & Abwas-

serbeseitigung Insel Usedom werden beachtet.

5.10.6 Transformatorenstation

Im Zuge der Aufstellung des B-Planes Nr. 35 wird der ehemalige Trafo zugunsten der Errich-
tung neuer Verkehrsflachen abgerissen. Daher ist eine Verlagerung erforderlich. Der Trafo
ist auf der im B-Plan festgesetzten Flache, sudlich der Neuhofer StralRe, zu errichten. Der
Standort wurde mit dem entsprechenden Versorgungstrager abgestimmt. Fir die Aufstellfla-
che ist It. Auskunft des Versorgungstragers eine Flache von 3 m x 2,40 m zzgl. einer Um-
pflasterung von 1m vorgesehen. Die Versorgungsflache im B-Plan ist daher auf eine Flache
von 5,0 m x 4,4 m dimensioniert. Die an die erforderliche Versorgungsflache angrenzenden

Flachen gelten als Verkehrsflache.

5.10.7 Abfall

Die Beseitigung des anfallenden Hausmiills erfolgt durch die ortliche Mullabfuhr. Eventuell
anfallender Sonderabfall ist einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Entsorgung

zuzufihren.

Im SO3 ist im Osten eine Flache fir Wertstoffcontainer und entsprechende Haltebuchten
vorgesehen. Ein Standort fir Wertstoffcontainer wird daher innerhalb der Planung integriert.
Durch die Lage des Wertstoffcontainers wird einerseits die angrenzende Flache fur Larm-
schutzanlagen, andererseits die Zufahrt fur die Stellplatze dstlich des Baufeldes beriicksich-
tigt. Weiterhin wird bei der Festsetzung der Aufstellflache fir den Wertstoffcontainer beriick-
sichtigt, dass eine entsprechende Wendemdaglichkeit fir PKW direkt vor dem Container noch

gegeben ist.

5.11 Artenschutzrechtliche Belange, Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung

Um Verbotsverletzungen in Bezug auf § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG aus-
zuschlieRBen, wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag erstellt. Dieser wird der Begrun-

dung als Anhang (Anlage 2) beigefugt.
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5.12 Altlasten

Im Rahmen der Behdrdenbeteiligung ist die untere Bodenschutzbehorde des Kreises betei-
ligt worden. Das Plangebiet ist dort und seitens der Gemeinde nicht als Altlast-, Altlastver-
dachtsflache oder kampfmittelbelasteter Bereich bekannt.

Derartige Bodenfunde kénnen in Mecklenburg-Vorpommern jedoch nicht ganzlich ausge-
schlossen werden, daher wird ein Hinweis in den Text (Teil B) aufgenommen, dass Bauar-
beiten mit entsprechender Vorsicht durchzufiihren sind. Fir den Fall von Funden sind die
entsprechenden Bestimmungen zu beachten und die zustandigen Behoérden zu benachrich-

tigen. Gegebenenfalls sind die Arbeiten dann zu unterbrechen.

Vor Baubeginn sind durch den jeweiligen Bauherren Erkundungen lber eine konkrete und

aktuelle moégliche Kampfmittelbelastung des Baufeldes einzuholen.

Hinsichtlich des Bodenschutzes ist entsprechend § 7 BBodSchG Vorsorge gegen das Ent-
stehen schadlicher Bodenverdnderungen zu treffen. Im Textteil B wird daher der Hinweis
aufgenommen, dass soweit im Rahmen von BaumaRnahmen Uberschussboden anfallen
bzw. Bodenmaterial auf dem Grundstiick auf- oder eingebracht werden soll, Vorsorge gegen
das Entstehen schadlicher Bodenveranderungen zu treffen ist. Die Forderungen der 88 9 bis
12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBI.
[. S. 1554); sind zu beachten. Ist ein Wiedereinbau des anfallenden Bodenaushubs nicht
maoglich, so ist die untere Bodenschutzbehdrde (Standort Anklam) Uber den Verbleib des

Bodens zu informieren.

5.13 Denkmalschutz und -pflege

5.13.1 Denkmalbereich (Gesamtanlage)

Das Plangebiet befindet sich teilweise in einem denkmalgeschuitzten Bereich. Dieser ist in
der Planzeichnung A als Gesamtanlage (Ensemble), die dem Denkmalschutz unterliegt, mit
dem Planzeichen 14.2. gem. 8§ 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich dargestellt. In diesem Bereich
steht die Erhaltung des staddtebaulichen Grundrisses und des Erscheinungsbildes seiner
baulichen Anlagen und Strukturen, die durch ihre historische Substanz geprégt werden, gem.
§ 172 Abs. 1 S. 1 unter Schutz. Dementsprechend muss sich die neue Planung in die Um-
gebung einfigen und besonderen Bezug auf die bestehenden Gegebenheiten und Schutz-

gegenstande, die Uber die Verordnung Uber den Denkmalbereich Seebad Heringsdorf,
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Landkreis Vorpommern festgelegt sind, nehmen. Fir die Einflgung in die Umgebung wurden

die Auswirkungen der neuen Planung auf die Umgebung in einem 300m Radius untersucht.

Gem. 8§ 3 a) zahlt zu den Schutzgitern eine bauliche Anlage, welche direkt im Plangebiet
liegt. Diese Einzelanlage (unbewegliches Kulturdenkmal), die dem Denkmalschutz unterliegt,
ist gem. 8 9 Abs. 6 BauGB mit dem Planzeichen 14.3 in der Planzeichnung A nachrichtlich

dargestellt.

Um die Mal3stablichkeit der Bebauung gem. § 3 b) der Verordnung im Plangebiet der umge-
benden Bebauung im Denkmalbereich anzupassen, sind die Baufelder im westlichen Bereich
ahnlich der Nachbarbebauung dimensioniert, um an die Ausdehnung der bestehenden
Punkth&user anzukntpfen. Zwischen den Baufeldern sind grofRere und &hnliche Abstands-
flachen geplant, um an die lockere und offene Bebauungsstruktur anzuschlieen. Die neuen
Bauten werden in zweiter Reihe zur bestehenden Bebauung (westlich der Baufelder) entste-
hen und flgen sich so in die stadtebauliche Gestalt ein. Die Geschossigkeit im WA betragt |
bis Il Geschosse, die im SO1 und SO2 ein Geschoss. Damit fliigen sich die neuen Bauten in
die ndhere Umgebung ein, in der zweigeschossige Gebdude am meisten vertreten sind. Mit
diesen Festsetzungen und Planungen wird die kleinteilige und aufgelockerte Bebauung der

Umgebung mit den raumlichen Bezligen aufrechterhalten bleiben.

Die Arten der Dachformen im WA werden nicht eingeschrénkt, da auch in der direkten Nach-
barschaft differente Formen vorkommen. Eine pragende Wirkung kann sich aus den geplan-
ten zwei Baufeldern nicht entwickeln. Im SO1 und SO2 werden die Dachformen ebenfalls
nicht eingeschrankt, da es sich bei den Neubauten weiterhin um Solitare im Stadtgefilige
handelt, die in ihrer Gestaltung von der umgebenden Bebauung abweichen kdénnen, um die

Eigenart des Solitars aufrechtzuerhalten.

Es erfolgt weiterhin eine Anpassung der Verkehrsfihrung, wobei die ungefahre Lage der
bestehenden Verkehrsflache aufrechterhalten bleibt. Zusammen mit der Lage und Ausrich-
tung der Baufelder sowie der Festsetzung der Gebaudehdhen (lUber First- und Traufhéhen)
soll die neue Planung die bestehenden raumlichen Bezilige Uberwiegend aufrechterhalten

(gem. & 3 ¢) der Verordnung).

Die historisch gepragte Gestaltung der nach auf3en sichtbaren Bauteile (gem. § 3d) der Ver-
ordnung) muss beim Einzeldenkmal geschiitzt werden. Der bestehende EDEKA/ALDI- Markt
verfugt Uber keine besondere historische Gestaltung. Da die Einzelhandelsbetriebe einen

Solitér bilden und tber keine besondere historische Gestaltung verfigen, werden fir die Ge-
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staltung der geplanten Einzelhandelsbetriebe keine engeren Festsetzungen zur Gestaltung

getroffen.

Die Verkehrsflache im Stden des Plangebietes wird Uber eine neue Stral3enplanung im wei-
teren Verfahren umgestaltet werden. Eine entsprechende Begriinung wird vorgenommen.
Somit werden die Verkehrsflachen in ihrer Ausformung zwecks besserer Verkehrsfiihrung
und Verkehrssicherheit umgeformt. Die Verkehrsflache bleibt weiterhin im Stiden bestehen,
sodass sich die Ausformung, nicht aber die Lage verandert (Bezug zu & 3 e) der Verord-
nung). Die Stellplatzanlagen werden im SO3 untergebracht, sudlich der Baufelder SO1 und
SO2. Damit wird die Lage der Stellplatzanlagen nicht verandert, nur die innere Anordnung.
Der grofdte Teil der ndrdlich tangierenden Grunstrukturen liegt auf3erhalb des Plangebietes,
sodass diese im Rahmen der Planung groR3tenteils nicht umstrukturiert werden.

Jegliche MaRnahme, welche den Denkmalbereich betrifft, bedarf gem. 8 4 Abs. 2 der Ver-
ordnung Uber den Denkmalbereich Seebad Heringsdorf, Landkreis Ostvorpommern, einer
Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehérde. Bauliche MalRnahmen im Denkmalbe-
reich bedirfen gem. 8 7 Abs. 1 DSchG M-V einer denkmalrechtlichen Genehmigung der un-
teren Denkmalschutzbehérde. Soweit eine andere Genehmigung fiir 0. g. Vorhaben gesetz-
lich vorgeschrieben ist, ersetzt diese Genehmigung gem. § 7 Abs. 6 DSchG M-V die denk-

malrechtliche Genehmigung.

5.13.2 Baudenkmal

In der Denkmalliste nach 8§ 5 DSchG M-V ist im Geltungsbereich des B-Planes ein Bau-
denkmal erfasst (Neuhofer StraRe 64). Bei dem Denkmal handelt es sich um ein einzelnes
Gebaude, welches unter der Positionsnr. 893 OVP in der Liste der Baudenkmale des Land-
kreises Vorpommern-Greifswald aufgefiihrt ist. Das Denkmal ist in der Planzeichnung nach-

richtlich dargestellt.

Im Rahmen des Bebauungsplans ist am denkmalgeschiitzten Gebaude kein Gebaudeab-

bruch vorgesehen.

Bauliche MaRnahmen am Baudenkmal bedirfen gem. § 7 Abs. 1 DSchG M-V einer denk-
malrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehdrde. Soweit eine andere Ge-
nehmigung fir o. g. Vorhaben gesetzlich vorgeschrieben ist, ersetzt diese Genehmigung
gem. 8 7 Abs. 6 DSchG M-V die denkmalrechtliche Genehmigung. Die Arbeiten am Neben-

gebaude sind mit auRBerster Vorsicht durchzufihren. Fur die Mallnahmen im Umfeld des Ein-
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zeldenkmals muissen gem. § 7 Abs. 1 Nr. 2 DSchG M-V Genehmigungen von der unteren
Denkmalschutzbehoérde eingeholt werden, wenn diese das Erscheinungsbild oder die Sub-
stanz des Denkmals stark beeintrachtigen (Umgebungsschutz). Der Antrag auf Erteilung

einer Genehmigung hat gem. § 7 Abs. 2 in Schriftform zu erfolgen.

6 Flachenbilanz

Flachenart FlachengrolRe (m?) Flachenanteil (%)
Allgemeine Wohngebieet 2748 11
Sondergebiete 14529 60
Verkehrsflachen 5945 25

Griunflachen 841 4

Gesamt 24063 100

Tabelle 5 Flachenbilanz
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Umweltbericht zum B-Plan Nr. 35

1 Beschreibung des Planvorhabens

1.1 Aufgabenstellung

Ziel der Aufstellung des B-Planes Nr.35 ist die Schaffung einer erweiterten Nahversorgung
fur die ortliche und touristische Nachfrage am Grundversorgungsstandort Labahnstral3e. Die
touristische Nachfrage bildet neben der 6rtlichen Nachfrage einen wesentlichen Anteil der
Kaufkraft. Daher ist diese fur den Ausbau des Angebotes ebenfalls zu bertcksichtigen. Ins-
gesamt soll die Angebotssituation rdaumlich und qualitativ verbessert werden.

Der Standort soll daher nicht nur gesichert, sondern durch die Erweiterung auch gestarkt
werden. Die Erweiterungsabsicht besteht primér fur die Schaffung von Verkaufsflachen fir
den kurzfristigen Bedarf. Durch den Ausschluss bzw. die Geringhaltung des Anteils des mit-
tel- und langfristigen Bedarfs sollen die Konkurrenzeffekte zum zentralen Bereich geringge-
halten bzw. vermieden werden. Negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbe-
reich sollen so génzlich vermieden werden. Vielmehr soll die Standorterweiterung an der
Labahnstral3e zur Starkung der Einzelhandelsstrukturen in Heringsdorf beitragen und nicht

andere innerkommunale Einzelhandelsstrukturen schwachen.

Weiterhin soll Uber den Ausbau des Verkehrsknotenpunktes eine Entlastung und erhdhte
Ubersichtlichkeit des Verkehrs geschaffen werden.

Uber die Ausweisung von Baufeldern erfolgt eine stadtebauliche Neugestaltung und Schlie-

Bung von Bauliicken.

Die Gemeinde verfolgt als Planungsziel die Beseitigung der stadtebaulichen Misssténde:

- Schaffung von bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung des Einzel-
handelsstandortes, verbunden mit der Entwicklung einer angrenzenden Wohnbebau-
ung

- Optimierung der verkehrstechnischen Anbindung

- Ldsung der Regenwasserproblematik

Der Geltungsbereich des B-Planes umfasst rd. 2,4 ha und liegt in der Gemarkung Neuhof
und umfasst folgende Flurstiicke:

Flur 3
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10/1, 10/2, 10/3, 11/1, 11/2, 12/1, 12/2, 13/1, 14/4, 14/5, 16, 17/2, 21/3, 21/5, 82/1, 83/1,
84/1, 91/1
Teilbereiche 8/7, 20/2, 52/15, 91/19

Flur 4
Teilbereiche 50/3

Nach 8 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung eines Bauleitplanes eine Umweltprifung
durchzufiihren (durch die Genehmigungsbehdrde). Der Vorhabentrager hat dazu die erfor-
derlichen genehmigungsfahigen Unterlagen (Umweltbericht) vorzulegen. Im Umweltbericht
(UB) sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln, zu beschrei-
ben und zu bewerten. Die genaueren Inhalte des Umweltberichtes sowie dessen Gliederung
ergeben sich aus der Anlage (zu 8 2 Abs. 4 und 8§ 2a BauGB) zum BauGB.

Mit den Festlegungen innerhalb des B-Planes werden Eingriffe in Natur und Landschaft vor-
bereitet. Der Eingriffsregelung nach der Naturschutzgesetzgebung (NatSchAG M-V § 12 in
Verbindung mit 88 13 bis 18 BNatSchG) ist Rechnung zu tragen. Diese wird in den Umwelt-
bericht integriert.

Im Rahmen der Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist zunachst der Bestand von Natur und
Landschaft hinsichtlich der 6kologischen Funktionen aktuell zu erfassen und zu bewerten.
Danach erfolgt eine Konfliktanalyse der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft.
Die mdglichen Vermeidungs- und Minderungsmafnahmen werden aufgefihrt. Ggf. vorhan-
dene Vorbelastungen werden hier berlicksichtigt. Der Umweltbericht bertcksichtigt zudem
die Festlegungen zur Grinordnung. Nach der Ermittlung des bauleitplanerisch vorbereiteten
Kompensationsumfanges erfolgt die Darstellung der erforderlichen landschaftspflegerischen

Gestaltungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen.

1.2 Angaben zum Standort

Das Plangebiet befindet sich im Landkreis Vorpommern-Greifswald im Siden der Insel Use-
dom in der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf. Der Geltungsbereich des B-Plans Nr. 35 be-
trifft einen zentralen Teil von Heringsdorf (Neuhof) zwischen LabahnstralRe, Neuhofer Straf3e
und Triftstral3e.

Struktur und Nutzung

Der Geltungsbereich des B-Planes umfasst tUberwiegend private und gewerbliche Grund-

stuicks-/Siedlungsflachen. Es besteht eine randliche Bebauung aus zumeist freistehenden
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Ein- und Mehrfamilienhdusern, teilweise mit Nebengebauden in den rickwartigen Grund-
stucksbereichen. Dominiert wird das Gebiet vom Grundstiick der Gartnerei Karl Klimm sowie
dem EDEKA/ALDI-Markt mit den zugehorigen Verkehrsflachen. Nordlich innerhalb des Plan-
gebietes befinden sich Grunflachen ohne Bebauung. Fast alle Grundstlicke besitzen groRere
Grin- und Geholzflachen. An die Grundsticksflachen anschlieRend befinden sich im Rand-
bereich des Geltungsbereiches weitere Wohnflachen als Einzel- und Reihenbebauung,
norddstlich auch als villenartige Bebauung. Als wesentliche Verkehrsflachen sind die Neu-
hofer StraRe/L 266, die LabahnstraRe sowie der Parkplatz des EDEKA/ALDI-Markt zu nen-

nen.

Vegetation

Die Vegetation des Plangebiets ist hauptsachlich von straenbegleitenden Grinflachen so-
wie von privaten und gewerblichen Garten gepragt. Im Norden des Plangebietes befinden
sich Griunflachen ohne erkennbare Nutzung, die mit groReren Gehodlzbestanden bewachsen
sind. Einzelne Baume im Plangebiet unterliegen dem gesetzlichen Schutz gemal § 18
NatSchAG M-V. Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf verfligt Uber eine Baumschutzsat-
zung vom 08.08.2008. Geschutzte Biotope sind im Gebiet nicht vorhanden.

1.3 Art und Umfang des Vorhabens, Angaben zum Bedarf an Grund und

Boden sowie Festsetzungen des Bebauungsplanes

1.3.1 Art und Umfang des Vorhabens

Auf der benannten Flache werden Bauflachen ausgewiesen. Es werden ein Lebensmitteldis-
counter und ein Lebensmittelsupermarkt mit einem gemeinsamen Parkplatz auf dem bisheri-
gen Standort des EDEKA/ALDI-Marktes und dem zugehdrigen Parkplatz errichtet. Zwei
Wohngebaude an der Neuhofer Stral3e westlich des Parkplatzes werden abgebrochen. Wei-
terhin wird die Kreuzung Neuhofer Straf3e/LabahnstralRe umgebaut.

Die Erschliel3ung erfolgt Uber die vorhandenen Stral3en Neuhofer Stra3e und Labahnstralie

sowie Uber die Planstralle.

Angaben zum Bedarf an Grund und Boden
Der Geltungsbereich des B-Planes umfasst insgesamt ca. 2,4 ha. Die Bebauung erfolgt im

Bestand, also sowohl auf bereits bebauten als auch auf nicht versiegelten Flachen.

1.3.2 Wesentliche Festsetzungen des Bebauungsplanes

Der B-Plan regelt die bauliche und sonstige Nutzung der Flachen im Geltungsbereich und

dient der Planungssicherheit.
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Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete mit Nutzungsbeschrankungen

Die wohngepragten Teile des Geltungsbereiches werden gemall § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
i.V.m. § 4 der BauNVO als Allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt. Zulassig sind hier:

- Wohngebéaude

- Anlagen fir kulturelle und soziale Zwecke.
Alle gemal § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen gemal § 1
Abs. 6 BauNVO sind nicht zulassig.

Sonstige Sondergebiete groR¥flachiger Einzelhandel

Fur den Grof3teil des Geltungsbereichs erfolgt die Festsetzung eines Sonstigen Sonderge-
bietes in drei Teilgebieten. Im Sonstigen Sondergebiet 1 mit der Zweckbestimmung groR3fla-
chiger Einzelhandel gem. § 11 Abs. 3 BauNVO sind zulassig:
- Ein Lebensmitteldiscounter mit einer maximalen Verkaufsflache von 1.400 mz
- Zentralrelevante Sortimente gemalfd Heringsdorfer Sortimentsliste der Gemeinde Ost-
seebad Heringsdorf nur als Randsortimente bis max. 10 Prozent (140 m2 Verkaufsfla-
che) der Verkaufsflache
- Stellplatze
- Werbeanlagen.
Im Sonstigen Sondergebiet 2 mit der Zweckbestimmung grof3flachiger Einzelhandel gem. §
11 Abs. 3 BauNVO sind folgende Nutzungen zulassig:
- Ein Lebensmittelsupermarkt mit einer maximalen Verkaufsflache von 2.000 m? inklu-
sive eines separaten Backerei-Cafés mit maximal 30 m2 Verkaufsflache und maximal
70 m?2 Sitzflache fur das Café
- Zentralrelevante Sortimente gemald Heringsdorfer Sortimentsliste der Gemeinde Ost-
seebad Heringsdorf nur als Randsortimente bis max. 10 Prozent (200 m? Verkaufsfl&-
che) der Verkaufsflache
- Stellplatze
- Werbeanlagen.
Das Sonstige Sondergebiet 3 mit der Zweckbestimmung Gemeinschaftsstellplatze fur Ein-
zelhandel wird zur Abdeckung des Bedarfs an Stellplatzen fur die Einzelhandelseinrichtung

des SO1 und SO2 ausgewiesen.

Malf3 der baulichen Nutzung
Das zulassige Mal3 der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung von Grundflachenzahl
(GRZ) sowie von maximal zulassigen Vollgeschossen und teilweise Gebaudehdhen (GH) de-

finiert. Unter Bericksichtigung des derzeitigen Baubestandes und des Umfeldes gilt es in
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den gewachsenen Strukturen entsprechende Festsetzungen zum Mafd der baulichen Nut-

zung zu treffen.

Das Plangebiet wird in 6 Bereiche unterteilt. Dies sind:

+ Zwei Allgemeine Wohngebiete mit Nutzungsbeschrankungen (WA1 und 2)
» Zwei Sonstige Sondergebiete grof3flachiger Einzelhandel (SO1 und 2)

* Sonstiges Sondergebiet Gemeinschaftsstellplatze fir Einzelhandel (SO3)
+ StralR3enverkehrsflachen

* Grunflachen

Bauweise, Uberbaubare und nicht iberbaubare Grundsticksflachen

Gemal 8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. 88 22 und 23 BauNVO wird eine offene Bauweise fur
das WA festgesetzt. Es gilt die offene Bauweise entsprechend den umliegenden Gebau-
destrukturen im Westen. Der 3 m Mindest-Grenzabstand gem. 8§ 6 Abs. 5 LBauO M-V sichert
ein Mindestmal? an Belichtung und Bellftung, aber auch den Brandschutz. Generell sind
gem. 8§ 6 Abs.5 LBau-O M-B Grenzabstande mit 0,4h einzuhalten, mindestens aber mit 3m.
Die erforderlichen Grenzabstande sind in jedem Fall einzuhalten. Diese missen gem. § 6
Abs. 2 LBau-O M-V auf dem Grundsttick selbst liegen.

Fur die Sondergebiete SO1 und SO2 ist eine abweichende Bauweise festgesetzt, um inner-
halb der Baufelder auch einen langgestreckten Baukdrper entsprechend den Anforderungen
einer Einzelhandelseinrichtung errichten zu kénnen.

Bei der Festsetzung der Baufelder fir die Sondergebiete sind ebenfalls Abstandsflachen
bedacht. In Richtung WA liegen diese auf den GFL-Flachen des WA-Gebietes. Dies stiitzt
sich auf 8§ 6 Abs.2 S.2 LBau-O M-V. Demnach dirfen sich Abstandsflachen auch ganz auf
andere Grundsticke erstrecken, sofern 6ffentlich-rechtlich gesichert ist, dass diese nicht be-
baut werden. Durch die Festsetzung des GFL auf den angrenzenden Grundstiicken ist dies
moglich. Ergadnzend ist eine privatrechtliche Regelung erforderlich. Im Weiteren gelten eben-

falls die rechtlichen Festsetzungen der LBau-O M-V zur Gestaltung von Abstandsflachen.

Die Uberbaubaren Grundstticksflachen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen kon-
kretisiert.

Zusatzlich wird festgesetzt, dass eine Uberschreitung der Baugrenzen fiir untergeordnete
Bauteile wie beispielsweise Balkone, Dachiberstande, Eingangsiuberdachungen, Treppen-

anlagen, Terrassenflachen als Ausnahmen zuldssig sind.
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Die erweiterte Baukorperausweisung soll einen ausreichenden Gestaltungsspielraum fir die
kunftige Bebauung bieten.
Die Baukorperausweisungen sollen den Bestand planungsrechtlich sichern sowie geplante

Gebaude so definieren, dass sich eine stadtebaulich angemessene Raumkante ergibt.

Nebenanlagen

Da es sich um einen Einzelhandelsstandort fir Lebensmittel handelt und Anlagen fir die
Tierhaltung nicht dem Planungsziel entsprechen, sind gemaR § 14 Abs. 1 BauNVO Einrich-
tungen und Anlagen fir die Tierhaltung, einschliel3lich der Kleintiererhaltungszucht innerhalb
der Sondergebiete SO1, SO 2 und SO3 unzulassig.

Die Ladestationen fur Elektromobilitét entsprechen dem Klimaschutzkonzept der Gemeinde
Ostseebad Heringsdorf, auf dem Gemeindegebiet eine Infrastruktur fir Elektromobilitat zu
schaffen.

Werbeanlagen

Den Werbeanlagen kommt im Plangebiet eine besondere Bedeutung zu. Ein Werbepylon ist
an dieser exponierten Lage ausnahmsweise im SO3 zulassig. Es gilt das Gesamtbild des
Ortes zu wahren, weshalb der Werbepylon in seiner Hohe an die umgebende Bebauung an-

Zzupassen ist.

Garagen/ Carport und Stellplatze

Im SO3 sind Gemeinschaftsstellplatze ausgewiesen. Flachendeckende Uberdachungen sind
im SO3 nur zuldssig, soweit sie der Erzeugung von Solarenergie dienen. Im SO1 und SO2
sind Stellplatze zulassig.

Im Wohngebiet diirfen Garagen, Carports und Stellplatze innerhalb und au3erhalb der Bau-
grenzen angelegt werden. Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf verfiigt Gber eine Stell-
platzsatzung mit Datum vom 13.10.2006. Der Inhalt dieser Satzung ist bei der Gestaltung der

Anlagen fur den ruhenden Verkehr zu beachten.

Verkehrsflachen

Im B-Plan wird eine oOffentliche Verkehrsflache gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB mit
einer entsprechenden StraRenbegrenzungslinie in der Planzeichnung festgesetzt. Die Flache
des SO3 schlief3t im Stden an die Verkehrsflache an.

Bei der Ein- und Ausfahrt ist darauf zu achten, dass ausreichend Sicht vorhanden ist. Durch
(auch zu einem spateren Zeitpunkt entstehende) Bebauung, Bepflanzung, parkende Fahr-
zeuge oder Werbeanlagen durfen keine Sichtbehinderungen fir Verkehrsteilnehmer entste-

hen.
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Grinflachen, Pflanzungen, Nutzungsregelungen und MalRnahmen zum Schutz,

zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, Anpflanzungs- und Erhal-
tungsgebote

Zur Eingriinung des Plangebietes wird auf der gemanR zeichnerischer Festsetzung als private
Grunflache mit der Zweckbestimmung Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Bau-
men, StrAuchern und sonstigen Bepflanzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 und 25 BauGB) gekenn-
zeichneten Flache eine Mischung aus strauch- und baumartigen Gehdlzen im Verhaltnis
20/1 in den Mindest-Qualitaten |.Str. 80-100 bzw. Hei. 150/175 zu pflanzen. Dabei ist jeweils

1 Pflanze pro 4 m? zu setzen.

Gemal der Stellplatzsatzung der Gemeinde Seebad Heringsdorf ist pro 8 Stellplatze ein
grol3kroniger Laubbaum gemal der Pflanzliste zu pflanzen. Die Baumstandorte sind im B-
Plan nicht ausgewiesen, da diese von der spateren Parkplatzgestaltung abhdngen. Die
Randbedingungen fir die Baumpflanzungen werden durch die Stellplatzsatzung vorgegeben.

2 Fachziele des Umweltschutzes

Die Ziele und Grundsétze der Raumordnung und Landesplanung werden im Landesraum-
entwicklungsprogramm (LEP) (MABL M-V 2005) und im Regionalen Raumentwicklungspro-
gramm der Region Vorpommern (RROP 2010; REGIONALER PLANUNGSVERBAND VOR-
POMMERN) festgelegt. Als Ubergeordnete naturschutzfachliche Planungen liegen das Erste
Gutachtliche Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (GLP) (Umweltministerium
Mecklenburg-Vorpommern, 2003) und der Gutachtliche Landschaftsrahmenplan fir die Re-
gion Vorpommern (GLRP) (LUNG 2009) vor.

Im Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern wird die Insel Use-
dom als Tourismusraum ausgewiesen. Aul3erdem gehort die Insel Usedom zu den beson-
ders attraktiven Landschaftsraumen (LEP) (MABL M-V 2016).

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm der Region Vorpommern legt die Gemeinde
Ostseebad Heringsdorf als Grundzentrum fest. ,Grundzentren sollen die Bevdlkerung ihres
Nahbereiches mit Leistungen des qualifizierten Grundbedarfs versorgen. Sie sollen als
Uberdrtlich bedeutsame Wirtschaftsstandorte gestarkt werden und Arbeitsplatze fur die Be-
volkerung ihres Nahbereiches bereitstellen.” (RROP 2010; REGIONALER PLANUNGSVER-
BAND VORPOMMERN). Die Gemeinden an der Aul3enkiste der Insel Usedom von Karls-
hagen bis Heringsdorf gehéren zu den Tourismusschwerpunktraumen. Die Gemeinde Ost-

seebad Heringsdorf stellt einen Schwerpunkt fur den Kultur- und Stadtetourismus dar.
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Dem Gutachterlichen Landschaftsprogramm Mecklenburg-Vorpommern sind fir das

Plangebiet keine Angaben zu entnehmen, es handelt sich um eine Siedlungsflache.

Entsprechend den Angaben im Gutachtlichen Landschaftsrahmenplan der Region Vor-

pommern sind fir die Siedlungsflache von Heringsdorf keine Ausweisungen vorhanden.

Der Entwurf des Landschaftsplans der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf weist einzelne
Bereiche des Plangebiets als Sondergebiet fur den Einzelhandel, als Wohn- und als Misch-

gebiet aus.

Schutzgebiete
Das Vorhabensgebiet liegt im Naturpark Insel Usedom. In einer Entfernung von ca. 800 m

stidwestlich liegen das FFH Gebiet ,Ostusedomer Hiugelland“ (DE 2050-303) sowie das NSG
,Gothensee und Thurbruch®. Eine NATURA2000-Vertraglichkeitsprifung ist aufgrund des
Abstandes, der vorhandenen Strukturen und der Planungsziele nicht vorgesehen.

Es ist davon auszugehen, dass durch die Festlegungen des B-Planes Eingriffe in Natur und
Landschaft vorbereitet werden. Der Verursacher des Eingriffs ist gem. § 15 BNatSchG ver-
pflichtet, vermeidbare Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes
Zu unterlassen sowie unvermeidbare Eingriffe durch KompensationsmalRnahmen auszuglei-

chen.

Das Plangebiet liegt in einer Schutzzone lll. des Wasserschutzgebietes Ahlbeck.

3 Bestandsbewertung, Wirkungsprognose, Umweltrelevante

MaRnahmen und Monitoring

Im Folgenden wird der Bestand, d.h. die natlrliche sowie anthropogene Ausstattung der Fla-

chen innerhalb des Plangebietes und des Wirkraumes betrachtet und bewertet.
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3.1 Tiere und Pflanzen sowie biologische Vielfalt (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a
BauGB)

3.1.1 Bestand und Bewertung

Naturraumliche Gliederung

Das Plangebiet erstreckt sich in der Landschaftszone “Ostseekistenland”. Innerhalb dieser
Landschaftszone ist es der GroRlandschaft ,Usedomer Higel- und Boddenland” zuzuordnen.

Die im Plangebiet zugehorige Landschaftseinheit wird als ,Insel Usedom*® betitelt.

Potentiell natirliche Vegetation

Die heutige potentielle natlrliche Vegetation ist die denkbare Vegetation, die unter den heu-
tigen Standortverhaltnissen ohne menschliche Eingriffe als hdchstentwickelte Pflanzenge-

sellschaft anzutreffen ware.

Fur das Plangebiet sind nach dem Kartenportal des LUNG keine Angaben vorhanden.

Biotoptypen:
Zur Beurteilung der vorhandenen Biotoptypen erfolgte eine Biotoptypenkartierung.

Die Beschreibung der Biotoptypen erfolgte nach der Anleitung fur die Kartierung von Bio-
toptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern (Schriftenreine des
LUNG 2010/Heft 2).

Ubersicht der vorhandenen Biotoptypen und ihre Wertstufen:

Code IKUrzeIIBezeichnung \ Status \Wertstufe

2. Feldgeholze, Alleen und Baumreihen

2.7.1 |BBA |Alterer Einzelbaum (818) 4

2.7.2 |BBJ |Jingerer Einzelbaum 1

10. Staudensdume, Ruderalfluren und Trittrasen

10.1.3 |RHU Ruderale Staudenflur frischer bis trockener Mi- 2
neralstandorte

13. Grunanlagen der Siedlungsbereiche

13.1.1 |PWX |Siedlungsgehdlz aus heimischen Baumarten (818) 2

13.2.1 |PHX |Siedlungsgebiisch aus heimischen Gehdlzarten 1

13.2.3 |PHZ Siedlungshecke aus heimischen Geholzen 1
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13.2.4 |PHW | Siedlungshecke aus nichtheimischen Gehdlzen -

13.3.2 |PER Artenarmer Zierrasen -

13.3.3 |PEB Beet / Rabatte -

13.3.4 |PEU |Nicht oder teilversiegelte Freiflache, teilweise 1
mit Spontanvegetation
13.4.2 |PPA |Strukturarme, altere Parkanlage (818) 2

14. Biotopkomplexe der Siedlungs-, Verkehrs-, und Industrieflachen

14.3.2 |OGF |Offentlich oder gewerblich genutzte GrofRform-
bauten

14.4.2 |OEL Lockeres Einzelhausgebiet -

14.4.3 |OER |Verdichtetes Einzel- und Reihenhausgebiet -

14.5.6 |ODS |Sonstige landwirtschaftliche Betriebsanlage -

14.7.2 |OVF |Versiegelter Ful3- und Radweg -

14.7.3 |OVU | Wirtschaftsweg, nicht oder teilversiegelt -

14.7.4 |OVW | Wirtschaftsweg, versiegelt -

14.7.5 |OVL Stral3e -

14.7.8 |OVP |Parkplatz, versiegelte Freiflache -

14.10.2 |OSM | Kleiner Mill- und Schuttplatz -

14.10.5 |OSS | Sonstige Ver- und Entsorgungsanlage -

14.11.1 |OBS |Brache der stadtischen Siedlungsgebiete 1

§
§18

gesetzlich geschitztes Biotop nach § 20 NatSchAG M-V
geschitzt nach NatschAG MV (geschutzte Baume)

Die Biotope des Plangebietes sind anthropogen beeintrachtigt und durch die vorherrschende
Nutzung gepragt. Grinanlagen sind durch angrenzende Verkehrsflachen vorbelastet, Gebu-
sche und Hecken werden regelméRigen Schnitten unterzogen. Der Grolteil der Biotope ist
kunstlich angelegt und in seinen Funktionen stark eingeschrénkt. Eine nattrliche Entwicklung

findet praktisch nicht statt.

Fauna

Aus dem Kartenportal des LUNG wird fir den betrachteten Rasterbereich ein positiver
Nachweis des Fischotters ausgewiesen. Da sich im Plangebiet jedoch keine offenen Gewas-

ser befinden, ist von einer Betroffenheit dieser Art nicht auszugehen.

In dem Messtischblatt-Quadranten des Plangebiets wurden bei der Kartierung 2013, laut
dem Kartenportal des LUNG (auch Stand 2019), je eine Brut des Rotmilans, des Seeadlers

sowie des Weil3storches nachgewiesen. Aufgrund der mangelnden Eignung des Plangebiets
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als Rast-, Brut- oder Nahrungshabitat ist von keiner Betroffenheit der genannten Arten aus-

zugehen.

Zur Ermittlung mdglicher artenschutzrechtlicher Konflikte wurde fiir das Plangebiet im Frih-
jahr 2014 eine Ubersichtskartierung zu Brutvégeln und Fledermausen durchgefiihrt. Das
Vorkommen der Ubrigen Artengruppen wurde anhand einer Potentialabschéatzung zur Eig-
nung des Lebensraumes bewertet. Weder im Rahmen der faunistischen Erfassungen noch
der Potentialabschatzung konnten fir das Vorhaben relevante Arten ermittelt werden. Im
Jahr 2019 wurden die Ergebnisse auf Grundlage einer Potentialeinschatzung verifiziert, da

sich seit 2014 keine wesentlichen Anderungen der Habitate ergeben haben.

Ergebnisse der Artenschutzrechtlichen Prifung

Da der B-Plan maf3geblich den Ausbau des Gebaudebestandes verfolgt und zukiinftig eine
SchlieRung von Bauliicken der Bebauungsstruktur zum Ziel hat, werden die bestehenden
Lebensraume weitgehend in Anspruch genommen. Bestandsb&ume, die innerhalb der fest-
gesetzten, die bestehende Bebauung Uberschreitenden Baugrenzen liegen, stellen allesamt
keine Hohlenbdume dar, so dass hier keine Beeintrachtigungen von Héhlenbritern oder Fle-
dermdausen zu erwarten sind. Zum Schutz von Baumbriitern ist bei der Entfernung von Ge-
holzen generell § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG zu beachten, d. h. die Fallung von Baumen und
die Beseitigung von Gebischen ist nur innerhalb des gesetzlichen Zeitraumes zwischen dem
11. September und dem 01. Mérz zulassig.

Die Keller der abzubrechenden Gebaude stellen potentielle Winterquartiere fir Fledermause

dar, die somit entfallen werden.

3.1.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei der Entwicklung des Gebietes ohne das Vorhaben bleiben die Gré3e und der Struktur-
reichtum der betroffenen Biotope maoglicherweise erhalten, ein naturnahes Entwicklungspo-

tential ist nicht anzunehmen

Grundlegende Anderungen in der floristischen oder faunistischen Artenzusammensetzung

sind nicht zu erwarten.

3.1.3 Auswirkungsprognose (Durchfihrung der Planung)

Biotope

Das Vorhaben stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft i.S.d. § 12 NatSchAG M-V dar.
Nach 8 13 BNatSchG ist der Verursacher des Eingriffs dazu verpflichtet, vermeidbare Beein-
trachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. In Hinblick dessen werden im Rah-
men des Umweltberichtes die moglichen Beeintrachtigungen aufgefihrt, welche durch das

Vorhaben bewirkt werden kdnnen. Nach 8§ 15 BNatSchG hat der Eingriffsverursacher alle
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unvermeidbaren Beeintrachtigungen durch MalRnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege (AusgleichsmalRinahmen) so auszugleichen, dass keine erheblichen oder
nachhaltigen Beeintrachtigungen zuriickbleiben. Ist dies nicht méglich, sind die beeintrach-
tigten Strukturen, Funktionen und Prozesse von Natur und Landschaft moglichst gleichwertig

oder ahnlich zu ersetzen (Ersatzmaf3nahmen).

Mit den Festlegungen innerhalb des B-Planes werden Eingriffe in Natur und Landschatft i.S.d.
§ 12 NatSchAG vorbereitet. Nach § 13 BNatSchG ist der Verursacher des Eingriffs dazu
verpflichtet, vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. In
Hinblick dessen werden folgend die mdglichen Beeintrachtigungen aufgefuhrt, welche durch
das Vorhaben bewirkt werden kénnen. Die erforderlichen Vermeidungs- und Minderungs-
maflnahmen werden im Kapitel 3.1.4 dargelegt.

Nach 8§ 13 BNatSchG hat der Eingriffsverursacher alle unvermeidbaren Beeintrachtigungen
durch MalRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege (Ausgleichsmal3nahmen)
so auszugleichen, dass keine erheblichen oder nachhaltigen Beeintrachtigungen zuriickblei-
ben. Ist dies nicht mdglich, sind die beeintrachtigten Strukturen, Funktionen und Prozesse
von Natur und Landschaft méglichst gleichwertig oder éhnlich zu ersetzen (Ersatzmaf3nah-

men).

Im Folgenden werden die durch das Vorhaben bewirkten Beeintrachtigungen konkret ermit-
telt und eine Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung vorgenommen. Im Ergebnis werden in Kapitel

3.1.4 die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen beschrieben.

Die Bewertung wurde mit Hilfe der ,Hinweise zur Eingriffsregelung Mecklenburg-Vorpom-
mern“ (LUNG 1999) durchgefuhrt. Dabei wurden als Kriterien die Regenerationsfahigkeit, die

Gefahrdung/Seltenheit sowie die typische Artenausstattung herangezogen.

Bei den vom Vorhaben betroffenen und somit zu bewertenden Biotopen gem. Kap. 3.1.1
handelt es sich hauptsachlich um anthropogen geschaffene und beeintrachtigte Biotope,
deren Regenerationszeiten unter 25 Jahren liegen, deren Gefahrdung/Seltenheit als nicht
gefahrdet zu bewerten ist und deren typische Artenausstattung Anteile bis max. 50 Prozent
aufweisen. Demnach besitzen die vorhandenen und von der MalBhahme direkt betroffenen

Biotope eine geringe naturschutzfachliche Bedeutung (vgl. Kap. 3.1.1).
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Bestimmung des Kompensationserfordernisses aufgrund betroffener Biotoptypen

Fur die Bilanzierung werden die Konfliktflachen aufgefuihrt, die durch das Planvorhaben
durch Versiegelung oder durch Inanspruchnahme ohne Versiegelung tberplant werden. Fla-
chen, die durch Vorhaben nicht veréandert werden, flieRen nicht mit in die Bilanzierung ein.
Dazu gehtren grundséatzlich bereits versiegelte oder durch Bebauung in Anspruch genom-
mene Flachen als auch Grundstiicke, die durch die Festsetzungen des B-Plans keine Ande-

rung erfahren.

Jedem vom Eingriff betroffenen Biotop wurde ein Kompensationserfordernis zugeordnet,
welches dazu dient, die betroffenen Werte und Funktionen des Naturhaushalts wieder her-

zustellen.
Fiar die verbleibenden angrenzenden Biotope sind keine erheblichen Beeintrdchtigungen
durch die Anderung zu erwarten. Da keine Wirkzonen auRerhalb des Plangebiets entstehen,

entfallt die Bilanzierung der Biotopbeeintrachtigung durch mittelbare Eingriffswirkungen.

Die Bilanzierung der Flachen wird gemaf den Festlegungen des B-Planes von der maximal

mdoglichen potentiellen Gesamtversiegelungsflache entsprechend der GRZ ausgegangen.

KV Verlust von Biotopstrukturen durch Versiegelung

Durch die Errichtung von Gebauden und Stellplatzen sowie von Verkehrsflachen kommt es
zu einem Totalverlust samtlicher 6kologischer Funktionen. Dabei werden ausschlielich die

bislang nicht versiegelten Flachen betrachtet.

Die maximal mdgliche Versiegelung im Bereich der vorgesehenen Baugebietsflachen um-
fasst je betroffenes Flurstiick den Anteil der Grundflache (GR), die innerhalb der Baugrenze
durch die GRZ vorgegeben ist, sowie die zulassige Uberschreitung der GRZ (gemaR § 19
BauNVO bis max. 0,8):

Allgemeine Wohngebiete WA 1 + WA2: GRZ 0,4 + 0,2 (= 60 % der Grundsticksflache)
Sonstige Sondergebiete SO1 + SO2: GRZ 0,8 (= 80 % der Grundstiicksflache)

e Sonstiges Sondergebiet SO3: keine GRZ, aber vollversiegelt

(100% Versiegelung, entspricht GRZ 1)
e StralRenverkehrsflachen: keine GRZ, aber vollversiegelt

(100% Versiegelung, entspricht GRZ 1)
¢ Pflanzflachen: keine GRZ, aber unversiegelt

(0% Versiegelung, entspricht GRZ 0)
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Als Flachenansatz wird also die Grundstiicksflache mit dem jeweiligen Anteil angesetzt. Da-

von abgezogen werden die bereits durch Bebauung vorhandenen versiegelten Flachen.

Es sind folgende Biotope betroffen:

Allgemeine Wohngebiete:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachenaquivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fur Kompensation
(m?) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
kungsfaktor
13.1.1 PWX 253 1 0,6 (1+0,5) x 0,75 x 1 171
13.2.4 PHW 18 1 0,6 (1+0,5) x 0,75 x 1 12
14.5.6 ODS 2.010 - 0,6 (0,7+0,5) x 0,75 x 1 1.085
14.11.1 OBS 234 1 0,6 (1+0,5) x0,75x 1 158
Gesamt: Gesamt: 1.426

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis wird mit dem Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Prégung
keine Hoherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt. Fir ODS wird ein Kompensationserfordernis von 0,7 angesetzt,
da es sich um Gartnereiflachen mit diversen Biotopen handelt. Der Zuschlag der Versiegelung mit 0,5 ergibt sich
aus der geplanten Flachenbefestigung. Der Anteil der Flachenbefestigung der ausgewiesenen Baufelder ergibt
sich aus der GRZ zuziglich der zulassigen Uberschreitung und liegt bei 0,6. Dabei sind Stellplatze und Garagen
bereits bertcksichtigt.

Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt,

dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.

Sonstige Sondergebiete SO1 und SO2:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachen&quivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fur Kompensation
(m2) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
kungsfaktor
10.1.3 RHU 1.008 2 0,8 (2+0,5) x 0,75 x 1 1.512
13.1.1 PWX 799 2 0,8 (2+0,5) x 0,75 x 1 1.199
13.2.1 PHX 722 1 0,8 (1+0,5) x0,75x 1 650
13.2.3 PHZ 69 1 0,8 (1+0,5) x0,75x 1 62
13.2.4 PHW 109 - 0,8 (0,5+0,5) x0,75x 1 65
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Biotoptyp Flachen- | Wert- | GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachenaquivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fur Kompensation
(m2) eintrachtigungsgrad x Wir- (m?)
kungsfaktor
14.5.6 ODS 2.089 - 0,8 (0,5+0,5) x 0,75 x 1 1.253
14.11.1 OBS 961 1 0,8 (1+0,5) x 0,75 x 1 865
Gesamt: 5.606

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis von PHW und ODS wird mit 0,5 bewertet, da sie trotz standortfremder Zusam-
mensetzung Trittsteinbiotope bilden. Das Kompensationserfordernis der restlichen Biotoptypen wird mit dem
Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Pragung keine Héherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt.
Der Zuschlag der Versiegelung mit 0,5 ergibt sich aus der geplanten Flachenbefestigung. Der Anteil der Flachen-
befestigung der ausgewiesenen Baufelder ergibt sich aus der GRZ und liegt bei 0,8. Dabei sind Stellpléatze bereits
beriicksichtigt.

Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt
dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.

Sonstiges Sondergebiet SO3:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachenaquivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fir Kompensation
(m?) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
kungsfaktor
10.1.3 RHU 508 2 1 (2+0,5) x0,75x 1 953
13.1.1 PWX 502 2 1 (2+0,5) x0,75x 1 941
13.2.3 PHZ 93 1 1 (1+0,5) x 0,75 x 1 105
13.2.1 PHX 19 1 1 (1+0,5) x 0,75 x 1 21
13.3.3 PEB 51 - 1 (0,5+0,5) x0,75x 1 38
14.4.2 OEL 449 - 1 (0,3+0,5) x0,75x 1 269
14.11.1 OBS 1.916 1 1 (1+0,5) x0,75x 1 2.156
Gesamt: 4.483

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis wird mit dem Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Prégung
keine Héherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt. PEB wird mit 0,5 bewertet, da es Uberwiegend aus nichtheimi-
schen Arten aufgebaut ist bzw. sehr starker Vorbelastung durch Tritt ausgesetzt ist. OEL wird mit 0,3 bewertet, da
die Grundstiicke vorwiegend bebaut sind, aber durch die Gartenflichen noch einen gewissen Biotopwert besit-

zen. Der Zuschlag der Versiegelung mit 0,5 ergibt sich aus der geplanten Flachenbefestigung. Es wurde keine
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GRZ festgelegt, da es sich jedoch um Parkplatzflachen handelt, wird ein Aquivalent entsprechend einer GRZ von
1,0 zugrunde gelegt.

Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt
dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.

StralRenverkehrsflachen:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachenaquivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fur Kompensation
(m?) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
kungsfaktor
13.2.3 PHZ 53 1 1 (1+0,5) x 0,75 x 1 60
13.2.4 PHW 8 0 1 (0,5+0,5) x0,75x 1 6
13.3.2 PER 388 0 1 (0,3+0,5) x 0,75 x 1 233
13.3.3 PEB 294 0 1 (0,5+0,5) x 0,75 x 1 221
13.3.4 PEU 90 1 1 (1+0,5) x0,75x 1 101
13.4.2 PPA 219 2 1 (2+0,5) x0,75x 1 411
14.4.2 OEL 37| 0 1 (0,3+0,5) x 0,75 x 1 22
14.4.3 OER 38 0 1 (0,2+0,5) x 0,75 x 1 20
14.5.6 ODS 3 0 1 (0,740,5) x 0,75 x 1 3
14.7.3 OVU 158 0 1 (0,2+0,5) x 0,75 x 1 83
14.11.1 OBS 237 1 1 (1+0,5) x0,75x 1 267
Gesamt: 1.427

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis wird mit dem Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Prégung
keine Hoherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt. PHW wird mit 0,5 bewertet, da es trotz standortfremder Zusam-
mensetzung ein Trittsteinbiotop bildet. PER wird mit 0,3 bewertet, da es durch angrenzenden Verkehr belastete
Grunflachen sind. PEB wird mit 0,5 bewertet, da es Uberwiegend aus nichtheimischen Arten aufgebaut ist bzw.
sehr starker Vorbelastung durch Tritt ausgesetzt ist. OEL wird mit 0,3 bewertet, da die Grundstiicke vorwiegend
bebaut sind, aber durch die Gartenflachen noch einen gewissen Biotopwert besitzen. OER wird mit 0,2 angesetzt,
da durch die verdichtete Bauweise nur geringe Grinflachen mit Biotopwert vorhanden sind. OVU wird mit 0,2
bewertet, da diese Flachen sehr durch Verkehr belastet sind, aber teilweise Spontanvegetation auftreten kann.
Der Zuschlag der Versiegelung mit 0,5 ergibt sich aus der geplanten Flachenbefestigung. Der Anteil der Flachen-
befestigung der ausgewiesenen Baufelder ergibt sich aus der GRZ und liegt bei 1.

Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt

dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.




B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohngebiet* Seite 99

- Begrindung zum Entwurf -

K1 Verlust von Biotopfunktionen durch Inanspruchnahme ohne Versiegelung

Durch die Uberplanung im Rahmen des B-Plan 35 kommt es auch zur Flacheninanspruch-
nahme von Biotoptypen ohne Versiegelung. Geringwertige Biotoptypen (Wertigkeit 0-1) wer-
den nicht mit bilanziert, da sie nach Abschluss der BaumafRnahmen als Griunflachen herge-

stellt werden und die Wertigkeit fur sie gleich bleibt.

Die maximal mdgliche Flacheninanspruchnahme ohne Versiegelung im Bereich der vorge-
sehenen Baugebietsflachen umfasst je betroffenes Flurstiick die verbliebene Flache ohne
den Anteil der GR, die innerhalb der Baugrenze durch die GRZ vorgegeben ist. Sie wird mit
einer GRZ von 1,0 berechnet.

Allgemeine Wohngebiete:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | 1-GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachenaquivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fur Kompensation
(m?) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
kungsfaktor
13.1.1 PWX 253 2 0,4 2x0,75x1 152
13.2.4 PHW 18 1 0,4 1x0,75x1 5
14.5.6 ODS 2.010 - 0,4 0,7x0,75x1 422
14.11.1 OBS 234 1 0,4 1x0,75x1 70
Gesamt: Gesamt: 649

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis wird mit dem Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Prégung
keine Hoherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt. Fir ODS wird ein Kompensationserfordernis von 0,7 angesetzt,
da es sich um Gartnereiflachen mit diversen Biotopen handelt. Der Anteil der Flacheninanspruchnahme der aus-
gewiesenen Baufelder ergibt sich aus 1 — (die GRZ + der zulassigen Uberschreitung) und liegt bei 0,4. Dabei sind
Stellplatze und Garagen bereits beriicksichtigt.

Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt

dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.

Sonstige Sondergebiete SO1 und SO2:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | 1-GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachen&quivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fur Kompensation
(m2) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
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kungsfaktor
10.1.3 RHU 1.008 2 0,2 2x0,75x 1 302
13.1.1 PWX 799 2 0,2 2x0,75x1 240
13.2.1 PHX 722 1 0,2 1x0,75x1 108
13.2.3 PHZ 69 1 0,2 1x0,75x1 10
13.2.4 PHW 109 - 0,2 0,5x0,75x1 8
14.5.6 ODS 2.089 - 0,2 0,5x0,75x1 157
14.11.1 OBS 961 1 0,2 1x0,75x1 144
Gesamt: 969

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis wird mit dem Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Pragung

keine Hoherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt. PHW und ODS werden mit 0,5 bewertet, da sie trotz standort-

fremder Zusammensetzung Trittsteinbiotope bilden. Der Anteil der Flacheninanspruchnahme der ausgewiesenen

Baufelder ergibt sich aus 1- der GRZ und liegt bei 0,2. Dabei sind Stellplatze bereits berlicksichtigt.

Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt

dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.

Pflanzflachen:

Biotoptyp Flachen- | Wert- | 1-GRZ | Kompensationserfordernis x | Flachenaquivalent
verbrauch | stufe Korrekturfaktor Freiraumbe- fir Kompensation
(m?) eintrachtigungsgrad x Wir- (m2)
kungsfaktor
10.1.3 RHU 75 2 1 2x0,75x1 113
13.1.1 PWX 557 2 1 2x0,75x1 836
13.2.3 PHZ 84 1 1 1x0,75x1 63
13.2.4 PHW 80 - 1 0,5x0,75x1 30
14.5.6 ODS 20 - 1 0,5x0,75x1 8
Gesamt: 1.050

Erlauterung zum Kompensationserfordernis:

Das Kompensationserfordernis wird mit dem Mindestsatz angesetzt, da aufgrund der anthropogenen Prégung

keine Hoherwertigkeit der Biotoptypen vorliegt. PHW und ODS werden mit 0,5 bewertet, da sie trotz standort-

fremder Zusammensetzung Trittsteinbiotope bilden. Der Anteil der Flacheninanspruchnahme der Pflanzflachen

entspricht mangels Versiegelungen (&quivalent einer fiktiven GRZ von 0) und liegt mit 1-GRZ bei 1.
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Der Korrekturfaktor Freiraumbeeintrachtigungsgrad wird mit 0,75 angesetzt, da es sich um einen Bereich handelt

dessen vorhandenen Vorbelastungen im Durchschnitt < 50 m entfernt sind.

Weiterhin kommt es im Rahmen der Baufeldfreimachung zum Verlust von insgesamt 34
Baumen, wobei 3 Badume als altere Einzelbaume deklariert werden (BBA) und 31 Baume als
jungere Einzelbaume (BBJ).

K2 Gefédhrdung von Gehdlzen

Im Zuge der Baudurchfiihrung besteht die Gefahr der Schadigung von Einzelb&umen und
Geholzen. Fir die gefahrdeten Einzelbaume und Gehdlze sind wéahrend der baulichen Um-

setzung bauzeitliche Schutzvorkehrungen vorzusehen.

Der Kompensationsflachenbedarf umfasst rund 1,56 ha KFA (15.610 m2 KFA).

3.14 Umweltrelevante MaRnahmen

Nach 8§ 15 BNatSchG sind unvermeidbare Beeintrachtigungen durch MaRnahmen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege (Ausgleichsmallnahmen) so auszugleichen, dass
keine erheblichen oder nachhaltigen Beeintrachtigungen zurtickbleiben. Ist dies nicht mog-
lich, sind die beeintrachtigten Strukturen, Funktionen und Prozesse von Natur und Land-

schaft moglichst gleichwertig oder ahnlich zu ersetzen (ErsatzmalRhahmen).

Zur Vermeidung bzw. Minimierung nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt wurden bereits

im Rahmen der Bebauungsplanung folgende MalBnahmen berlicksichtigt bzw. festgelegt:

e Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse in Anpassung an die vorhandene Be-
bauung

o Festsetzung der GRZ auf 0,4 (Wohngebiet) bzw. 0,8 (SO)

e Festsetzungen bezuglich der Neupflanzung von Baumen (nur Anzahl festgesetzt,
nicht Pflanzstandorte)

e Festsetzung von Pflanzflachen

e Bericksichtigung der zu erhaltenden denkmalgeschitzten Elemente

Um baubedingte Biotopverluste zu mindern, sind fir die bauzeitliche Flacheninanspruch-
nahme mdglichst Flachen zu nutzen, die anlagebedingt ohnehin versiegelt bzw. Uberbaut

werden. Baustelleneinrichtungen, Lagerplatze u. &. sollen nicht im Kronen- und Wurzelbe-
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reich von Geholzbestanden eingerichtet werden. Des Weiteren wird aus artenschutzrechtli-
chen Griinden eine Bauzeiteneinschrankung fir Baumfallungen vorgesehen.

Zur Kompensation des Verlustes bzw. der Beeintrachtigung von betroffenen Biotoptypen
wird die Pflanzung von Baumen im Plangebiet festgelegt. Diese fihren zu einem teilweisen
Ausgleich des Eingriffs. FUr die nicht innerhalb des Geltungsbereiches zu kompensierenden

Beeintrachtigungen werden externe MalRhahmen vorgesehen.

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmafnahmen

Avifauna

Betroffenheiten von Brutvégeln sind wahrend der Bauphase mdglich, da durch die baube-
dingten Flachenbeanspruchungen potentielle Teillebensrdume lberbaut werden bzw. ihre
avifaunistisch-6kologische Funktion verlieren. Bau- und betriebsbedingte optische und akus-
tische Storwirkungen konnen Veranderungen im Raumnutzungsverhalten von Brutvogeln
bewirken, was zu einem Vergramungseffekt fihrt. Dies wiederum kann zu nachhaltigen St6-
rungen im Brutgeschehen bzw. im Energiehaushalt der Vogel fihren, was sich negativ auf
den Reproduktionserfolg auswirken kann.

Bauzeiteneinschrankung fiur Baufeldfreimachung

Durch folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsmaflinahmen koénnen diese Beeintrachti-

gungen minimiert werden:

V1. Zur Vermeidung baubedingter Tétungen oder Verletzungen von Brutvdgeln im Zuge
der Baufeldfreimachung ist der Abbruch von Gebauden sowie die Rodung von Gehdol-
zen nur aufRerhalb der Brutzeit betroffener Vogelarten, d.h. im Zeitraum zwischen dem
11. September und 01. Mérz, zulassig. Auf Grund des grofR3flachig verbuschten bzw.
ruderalisierten und damit z.T. schwer zugénglichen Geléndes ist ein vorzeitiger Beginn

von Rodungsarbeiten nach vorheriger Kontrolle nicht méglich.

Fledermause

Durch den Abriss von Gebauden sind wahrend der Bauphase Betroffenheiten von Fleder-
mausen moglich, da durch die baubedingten Flachenbeanspruchungen potentielle Fleder-
mausquartiere entfallen. Dies wiederum kann zu nachhaltigen Beeintrachtigungen fir tber-

winternde Fledermause fuhren, was sich negativ auf die Population auswirken kann.
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Bauzeiteneinschrankung fiir Baufeldfreimachung

Durch folgende artenschutzrechtliche Vermeidungsmaflinahmen kénnen diese Beeintrachti-

gungen minimiert werden:

V2: Zur Vermeidung baubedingter Toétungen oder Verletzungen von Fledermausen im Ta-
ges-/Winterquartier im Zuge der Baufeldfreimachung und unter Beachtung der zeitli-
chen Vorgaben in Maflinahme V1 ist der Abbruch der Gebaude nur im Zeitraum zwi-
schen dem 11. September und 11. Oktober méglich. Unmittelbar vor Beginn der Ab-
brucharbeiten sind die Geb&ude, insbesondere die Neuhofer Str. 65, durch eine fach-
lich geeignete Person auf anwesende Flederméuse zu kontrollieren. Anwesende Fle-
dermé&use sind zu bergen und in den im Rahmen der Maf3nahme CEF weiter optimier-

ten Fledermausbunker in Ahlbeck zu verbringen.

AusgleichsmalRnahmen

Fiar den B-Plan Nr. 35 sind innerhalb des betroffenen Raumes folgende Ausgleichsmal3nah-
men geplant, die nachfolgend genauer aufgefiihrt und im MaRBnahmenplan dargestellt sind.
Die Ausgleichsmalinahmen dienen der Kompensation des Eingriffs. Die MalRnahmen ent-

sprechen dem Kompensationsschwerpunkt der Landschaftszone Ostseekiistengebiet.

A1l Anpflanzung von Baumen

Gemal § 2 Abs. 2 der Stellplatzsatzung der Gemeinde Seebad Heringsdorf sind zur Ab-
schirmung der Stellplatze Baume, Hecken oder Straucher zu pflanzen, wobei pro 8 Stellplat-
ze ein Baum zu pflanzen ist. Somit sind bei min. 170 nachzuweisenden Stellplatzen auf dem
Parkplatz des Sondergebiets SO3 min. 20 Baume zu pflanzen. Im Bereich der Allgemeinen
Wohngebiete wird die Anpflanzung von Hochstammen festgesetzt. Pro Grundsttick mit einer
Neubebauung ist je ein Baum zu pflanzen ist. Ab einer GrundsticksgrofRe von 700 m? ist
je100 m? zusatzlicher Grundstucksflache ein weiterer Baum zu pflanzen, was weitere 4
Baume ergibt. Die Baume sind gemal Pflanzliste zu wéhlen. Die genauen Pflanzstandorte
werden im Plan nicht festgesetzt, da diese von der spateren Gestaltung der Parkplatzflachen

sowie der Wohngrundstiuicke abh&ngig sind.

Diese Geholze erfillen verschiedene 6kologische Funktionen, wobei neben der Schaffung
von Lebensraum, der Forderung von Filterfunktionen und Frischlufterzeugung Trittsteinbioto-
pe geschaffen werden. Weiterhin stellen sie Gestaltungselemente fir das Landschaftsbild

dar.
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Es sind ausschlie3lich heimische Arten vorzusehen und mit einer Qualitat von 3x verpflanzt
(v.), mit Drahtballen (mDB) und einem Stammumfang von 18-20 cm zu pflanzen. Die Pflan-

zungen haben durch entsprechend geschultes Fachpersonal zu erfolgen.

Im Rahmen der Baufeldfreimachung kommt es zum Entfall von B&umen entlang von Ver-
kehrsflachen sowie auf Grundstiicksflachen. Diese stellen sich sowohl als jingere als auch
altere Einzelbaume dar und werden nach der Gehdlzschutzsatzung der Gemeinde Ostsee-
bad Heringsdorf sowie dem Baumschutzkompensationserlass vom 15. Oktober 2007 ausge-
glichen. Die Kirschbaume als Obstbaume sowie die gréReren Baume (mit Ausnahme einer
Birke in einem Hausgarten) fallen nicht unter die Gehdlzschutzsatzung der Gemeinde, son-

dern unter den Baumschutzkompensationserlass.

Biotop- | Baumart | Durchmesser | Umfang | Ausgleichs- | Ersatz- Ersatzzah-
typ [cm] [cm] verhaltnis pflanzung | lung
BBJ Birke 2x30 2x95 1:3 3 0
BBJ Larche 10 30 1:0 0 0
BBJ Tanne 10 30 1.0 0 0
BBJ Kirsche | 30 65 1:1 1 0
BBJ Kirsche | 15 50 1:1 1 0
BBJ Kirsche | 20 60 1:1 1 0
BBJ Kirsche | 15 45 1:0 0 0
BBJ Kirsche | 30 95 1:1 1 0
BBJ Tanne 15 45 1:0 0 0
BBJ Tanne 15 45 1:0 0 0
BBJ Tanne 15 45 1:0 0 0
BBJ Tanne 15 45 1:0 0 0
BBJ Tanne 20 60 1:1 1 0
BBJ Linde 20 60 1:1 1 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 20 60 1:1 1 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 10 30 1:0 0 0
BBJ Linde 15 45 1:0 0 0
BBJ Linde 40 125 1:1 1 0
BBA Ahorn 50 155 1:2 2 0
BBA Ahorn 50 155 1:2 2 0
BBA Ahorn 50 220 1:2 2 0
BBJ Ahorn 5x30 5x95 1:3 3 0
Gesamt: 20 0
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Insgesamt sind 20 Stlck der zu pflanzenden Baume als Ersatzpflanzungen zum Ausgleich
des Baumverlusts anzurechnen die weiteren 4 Baume werden fir den Gesamtkompensati-

onsbedarfs des B-Plans angerechnet.

Da die Baume in Bereichen von Verkehrsflachen des SO3 und der Wohngrundstiicke ge-
pflanzt werden und ihre Entwicklungsmaoglichkeiten daher eingeschréankt sind, wird die Wer-
tigkeit mit eins angesetzt. Pro Baum werden als Bezugsflache 25 m? angesetzt.

In der folgenden Tabelle werden die aufwertenden MalRnahmen bilanziert:

_ Leis- Flachen-
_ Flache | Wert- | Kompensati- _
KompensationsmalRnahmen tungsfak- | aquivalent
(m?) stufe onswertzahl

tor (m2)
Anpflanzung von 4 Baumen 100 1 1,5 0,5 75
Gesamt: 75

Der Leistungsfaktor wird mit 0,5 angesetzt, da es sich um Flachen innerhalb des Plangebietes handelt, die der

Kompensation dienen.

In der folgenden Tabelle werden die aufwertenden MaRnahmen bilanziert:

KompensationsmafRnahmen Flachenaquivalent (m2)
A 1 Baumpflanzung 75
Gesamt 75

Bilanzierung Gesamtkompensationsbedarf

In der Bilanzierung werden die Flachen&quivalente von Bedarf und Kompensationsmaf3nah-

men gegenubergestellt.

Gesamtbilanz

Flachenaquivalent Bedarf Flachenaquivalent Planung

1,56 ha (15.610 m?) KFA 0,01 ha (75 m?) KFA

Stellt man den Kompensationsbedarf dem Flachen&quivalent aus der Planung gegenuber,
wird deutlich, dass der erforderliche Ausgleich nur zu einem Teil innerhalb des betroffenen
Raumes umgesetzt werden kann und ein rechnerisches Defizit von rund 1,55 ha verbleibt.

Somit ist zuséatzlich eine Kompensation auf externer Flache notwendig.
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ErsatzmalRnahmen

Fur den B-Plan Nr. 35 sind weitere KompensationsmalRhahmen auf3erhalb des betroffenen
Raumes geplant, die nachfolgend genauer aufgefihrt und im MalRBnahmenplan dargestellt
sind.

Die Ersatzmallnahmen dienen der Kompensation des Eingriffs. Die MalRhahmen ent-

sprechen dem Kompensationsschwerpunkt der Landschaftszone Ostseekiistengebiet.

E1 Okokonto VG-023 ,Moorwald und Biotopvernetzung bei Ludwigsburg®

Das Okokonto befindet sich in der Gemeinde Loissin im Ortsteil Ludwigsburg. Es handelt
sich hierbei um einen Komplex aus mehreren EinzelmalRnahmen. Der Teil | umfasst einen
Teil des Ludwigsburger Forstes (das sogenannte ,Moorholz"), der bisher durch einen Graben
entwassert wurde. Dieser wurde aus der Nutzung genommen und an mehreren Stellen durch
Staue verschlossen. Somit kann in Verbindung mit einem Nutzungsverzicht des Waldes wie-
der eine natirliche Entwicklung eines bisher entwasserten Feuchtwald in verschiedenen
Verndssungsstufen mit entsprechender Vegetations- und Artenentwicklung stattfinden. Wei-
terhin wurde die Entwésserung eines Torfmoores im Teil Il durch den Verschluss eines Gra-
bens gestoppt und somit der Wasserstand angehoben. Dadurch kdnnen eine zunehmende
Degradierung des Torfs zum Stillstand gebracht und torfbildende Prozesse wieder in Gang
gesetzt werden. Der Teil lll umfasst eine ehemalige Kiesgrube in einer Ackerflache, welche
in einer KomplexmalBRnahme wieder als strukturreiches Habitat fiir verschiedene Arten her-
gestellt wurde. Darunter fallen die Herstellung von Rohbodenflachen mit Abbruchkante an
einer Steilwand, Entkusselung, Herstellung von Klein- und Kleinstgewassern, Anlage von
Strukturhabitaten (Reisighaufen, Steinhaufen) sowie die Bekdmpfung von Neophyten. Wei-
terhin werden Waldflachen erhalten und das Habitat mittels einer Waldpflanzung mit Suk-
zession an das vorhandene Torfmoor angeschlossen.

Das Okokonto umfasst eine Flache von ca. 25,84 ha und liegt mit der Teilflache | innerhalb
des FFH-Gebiets DE 1747-301 ,Greifswalder Bodden, Teile des Strelasundes und Nordspit-
ze Usedom*. Es umfasst 476.048 m2 KFA von denen fiir die Deckung des verbleibenden

Kompensationsbedarfs insgesamt 15.535 m2 KFA in Anspruch genommen werden.

CEF-MaRRnahme

CEF-MalRRnahmen (continuous ecological functionality-measures) sind Artenschutz-
Maflnahmen, die vor dem Eingriff in direktem funktionalem Zusammenhang umgesetzt wer-
den, damit 6kologisch-funktionale Kontinuitdt gewéahrleistet wird. Diese dienen als vor der

Umsetzung des Vorhabens auszufihrende MalRnahmen, um dkologische Funktionen durch-




B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohngebiet* Seite 107
- Begrindung zum Entwurf -

gangig zu erhalten oder umzulenken. Da mit der Umsetzung des B-Plans potentielle Fleder-
mausquartiere vollstandig entfallen, ist dieser 6kologische Funktionsverlust mittels einer

CEF-MafRnahme zu kompensieren

CEF: Zur Sicherung der Uberwinterungspopulationen von Braunem Langohr (Plecotus auri-
tus) und Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) ist der bereits als Winterquartier
von Fledermausen genutzte Bunker in der Swineminder Chaussee in Ahlbeck
(ehem. Bunker der GUS) vor Beginn der AbrissmalRnahmen der Gebaude weiter zu
optimieren. Die Entfernung per Luftlinie betrdgt ca. vier km, so dass der rdumliche
Zusammenhang noch gegeben ist. Das Braune Langohr (Plecotus auritus) wurde dort
bereits nachgewiesen; auf Grund der Grof3e und der damit vorhandenen unterschied-
lichen klimatischen Bereiche ist bei entsprechender Ausstattung auch die Uberwinte-
rung von Pipistrellus-Arten moglich; derzeit fehlen in den entsprechenden Bereichen
geeignete Hangmdoglichkeiten. Insgesamt sind acht Hangsteine fir Deckenmontage
anzubringen:

- 4 Stk. Fledermausstein mit 6 Kammern quer
- 4 Stk. Fledermausstein mit 4 Kammern langs.

Die Auswahl der Montageorte ist durch einen Sachverstandigen fir Fledermause
bzw. den Quartierbetreuer vorzunehmen.
Die Unterlagen der Fledermauskontrolle vor Abbruch sind der UNB vor dem Abbruch des
Gebaudes vorzulegen. Ebenfalls ist der UNB die Ausfiihrungsplanung der Optimierung des

Fledermausquartiers zur Bestétigung vorzulegen.

3.1.5 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Erhebliche Auswirkungen sind durch die Ausweisung des B-Planes nicht zu erwarten.
Die Umsetzung der vorgesehenen Vermeidung-, Schutz-, Ausgleichs- und Ersatzmaf3nah-
men hat im Zuge der baulichen Umsetzung sowie nach Fertigstellung des Vorhabens zu er-

folgen.

3.2 Boden/Relief (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB)

Laut LINFOS befinden sich im Plangebiet an der Oberflache Hochflachensande und Sande
in oder unter der Grundmorane (glazifluviatil-glazilimnisch) in den Bodengesellschaften
Sand- und Braunerde/ Braunerde- Podsol (Braunpodsol unter Wald, Rosterde unter Acker);

z.T. ist Grundwassereinfluss vorhanden, das Profil ist eben bis wellig

Als Bodenfunktionsbereich werden flr den Betrachtungsbereich Grundwasser bestimmte

Sande ausgewiesen.
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Die Karte der mittelmaf3stabigen landwirtschaftlichen Standortkartierung (MMK) weist fur das
Plangebiet als natlrliche Standorteinheiten grundwasserbestimmte Sande mit den Boden-
verhaltnissen Sand-Braungley und —Gley mit Sand-Rostgley aus.

Gemal der Karte der Rohstoffverbreitung finden sich im Plangebiet keine Rohstoffe, so dass

diesbezuglich auch keine Sicherungswiurdigkeit gegeben ist.

Es befinden sich laut LINFOS keine Geotope im Planungsgebiet.

3.2.1 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfihrung der Planung ergeben sich keine wesentlichen Unterschiede zum der-
zeitigen Zustand. Durch die schrittweise genehmigungsfreie Versiegelung kann es zur suk-

zessiven Beeintrachtigung und zum Verlust des Schutzgutes Boden kommen.

3.2.2 Auswirkungsprognose (Durchfihrung der Planung)

Durch das Vorhaben kommt es im Plangebiet durch den Bau von Parkplatzen, Stral3enfla-
chen und Gebauden zu einer gro3flachigen Versiegelung des Bodens.

Baubedingte Auswirkungen

Baubedingt kann es zu Beeintrachtigungen von Béden und deren Funktionen durch Struktur-
veranderungen (Verdichtung, Zerstorung des Bodengefliges) durch die Baustelleneinrich-
tung (Schaffung von Material- und Lagerflachen) und Befahren mit schwerem Baugerat
kommen. Diese Beeintrachtigungen kénnen voriibergehend (Einschrankung Bodenfunktion
durch Bedeckung auf Lagerflachen), aber auch dauerhafte Auswirkungen haben (Verdich-
tung). Des Weiteren kann es durch den Betrieb der Baugerate zu Schadstoffeintragen z.B.
bei Unféallen und Havarien kommen. Die Schadstoffeintrage und Staubimmissionen durch

den normalen Baubetrieb werden jedoch als geringfligig und nachrangig bewertet.

Anlagenbedingte Auswirkungen

Bedingt durch das Vorhaben kommt es zum Teil zu Neuversiegelungen im Bereich der aus-
gewiesenen Bau- und Verkehrsflachen. Dadurch ergeben sich vollstdandige Boden- und
Funktionsverluste. Die Inanspruchnahme von Boden ist im Zuge der Ermittlung des Eingriffs
in die Biotoptypen bilanziert und tiber geeignete Mal3nahmen auszugleichen.

Auch die Errichtung von Grinanlagen/Freiflachen fuhrt zu Bodenbeeintrachtigungen durch
Abgrabungen und Aufschittungen.

Aufgrund der Flachenanteile, die durch Geldndemodellierung, Abgrabungen und Aufschit-

tungen betroffen sind, ist der raumliche Aspekt der Beeintrachtigung raumlich begrenzt.
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Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Beeintrachtigungen von Bdden kdénnen durch verkehrsbedingte Schad-
stoffimmissionen, Unfalle oder Havarien entstehen. Dieses Risiko besteht teilweise bereits
aufgrund der Nutzung der vorhandenen Verkehrsflachen. Es sind keine erheblichen Auswir-

kungen Zu erwarten.

3.2.3 Umweltrelevante MalRnahmen

Zur Verminderung der baubedingten Beeintrachtigungen durch Schadstoffeintrdge wahrend
der Bau- und Betriebsphase sind folgende MinderungsmalRhahmen umzusetzen:

1. Minimierung der Baustelleneinrichtungsflachen

2. Verwendung von biologisch abbaubaren Schmierstoffen, Sicherungsmal3nahmen zur
Unfallverhitung

3.24 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Durch die anlagebedingten Auswirkungen kommt es zu Verlusten an bereits anthropogen
vorbelasteten Béden deren Funktionsverluste aber durch geeignete MaRhahmen zur Wie-
derherstellung von Bodenfunktionen bzw. multifunktional ausgeglichen werden kénnen. Ein
additiver Kompensationsbedarf fir die abiotischen Sonderfunktionen des Bodens ist nicht
gegeben.

Die Inanspruchnahme von Béden ist im Zuge der Ermittlung des Eingriffs in die Biotoptypen
bilanziert und Uber geeignete Malinahmen auszugleichen. Ein Monitoring ist nicht vorzuse-

hen.

3.3 Wasser (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB)

3.3.1 Bestand und Bewertung

Grundwasser

Das Plangebiet liegt laut LINFOS in einem Bereich mit fast flachendeckend fir die 6ffentliche
Trinkwasserversorgung genutztem Grundwasserdargebot, nur im nodrdlichen und stdlichen
Randbereich ist das Grundwasserdargebot durch oberflachennahe Versalzung nicht nutzbar.
Der Grundwasserflurabstand liegt im nordwestlichen Bereich bei <10 m, im restlichen Gebiet

bei >10 m. Die MMK weist einen Flurabstand von 15-10 dm aus.

Das Plangebiet liegt in einer rechtskraftigen Trinkwasserschutzzone IIl der Wasserschutz-

fassung Ahlbeck.

Oberflachengewasser

Im Plangebiet existieren keine natirlichen Oberflachengewasser.
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Der Planungsbereich liegt gemaf der Ausweisung des Kartenportals des LUNG im Einzugs-
gebiet mit der Nummer 9697493.

Klstengewasser
Der Hochwasserrisikomanagement Richtlinie (HWRM-RL) nach liegt das Planungsgebiet

nicht im Hochwasserrisikogebiet.

3.3.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung ist davon auszugehen, dass die Baullicken in Zukunft
bebaut werden und auch weitere Flachen der Grundstiicke durch Versiegelungen tberplant
werden. Es kommt dabei zur Ableitung von Oberflachenwasser, das nicht mehr zur Grund-
wasserneubildung zur Verfiigung steht. Die Bebauung fuhrt nicht direkt zur Schadigung von
Oberflachengewassern oder Kistengewassern. Die Regenwasserproblematik bleibt dage-

gen voraussichtlich bestehen, Starkregenereignisse fliihren weiterhin zu Problemen.

3.3.3 Auswirkungsprognose (Durchfiihrung der Planung)

Ein erheblicher Einfluss des Vorhabens auf den Wasserhaushalt des Vorhabengebietes oder
dessen Umgebung ist nicht zu erwarten, da kein Grundwasserleiter betroffen ist und auch
keine groRflachigen Oberflachengewéasser verloren gehen. Die Auswirkungen auf die
Grundwasserneubildung beschranken sich auf die erganzenden Versiegelungsbereiche. Es
geht zwar durch die erhéhte Versiegelung Flache fur die Grundwasserneubildung verloren,
jedoch soll die Entwasserung mittels einer Wiederherstellung des friiher vorhandenen Haupt-
regensammlers erfolgen. Somit verbleibt das anfallende Regenwasser im grof3raumigen
Wasserkreislauf. Bei Einhaltung der Baurichtlinien fur die Entwasserung im Wasserschutz-

gebiet kann eine Beeintrachtigung des Schutzgebietes ausgeschlossen werden.

Die Kompensation fur die Auswirkungen durch die Flachenversiegelungen erfolgt gemal der
Eingriffsregelung multifunktional. Es ergibt sich kein Kompensationsbedarf fir abiotische

Sonderfunktionen des Wassers.

Baubedingte Auswirkungen

Baubedingt kann es zu Beeintrachtigungen des Grundwassers durch potenzielle Schadstof-
feintrage, Unfélle und Havarien kommen. Bei den vorhandenen grofRen Grundwasserabstan-
den ist eine Wasserhaltung nicht notwendig.

Vorubergehend kommt es durch Baustelleneinrichtungen (Zufahrten, Errichtung von Lager-
flachen) zum Verlust von Grundwasserneubildungsflache. Die mittlere Grundwasserneubil-
dung wird gemafll dem Kartenportal des LUNG mit >150-200 mm/a angegeben. Da die

Schutzguter Wasser und Boden eng miteinander in Wechselwirkung treten, wirken sich Ver-
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anderungen der Bodeneigenschaften, wie Lagerungsdichte, auch auf die Versickerungsfa-

higkeit bzw. Grundwasserneubildung aus.

Anlagenbedingte Auswirkungen

Anlagenbedingte Beeintrachtigungen des Wasserhaushaltes ergeben sich im Bereich der
versiegelten Flachen. Infolge der Versiegelung kommt es hier zu einer Verringerung der
Grundwasserneubildung.

Die Entwasserung der versiegelten Bereiche erfolgt Gber die Wiederherstellung des ehema-
ligen Hauptregensammlers. Durch diesen wird das anfallende Niederschlagswasser in das
vorhandene Regenwassersystem abgefiihrt.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Auswirkungen, z. B. durch erhféhten Verkehr und damit verbundene poten-
Zielle Schadstoffeintrdge durch Unfélle oder Havarien, werden als vernachlassigbar einge-
schatzt.

Es ist festzustellen, dass das geplante Vorhaben keinen erheblich nachteiligen Einfluss auf
den Wasserhaushalt des Gebietes hat. Bei dem vorgesehenen Versiegelungsanteil im Gel-
tungsbereich des B-Planes und den vorhandenen hydrogeologischen Verhéaltnissen ist keine
Ubermagige bzw. dauerhafte Absenkung des Grundwasserspiegels zu erwarten. Das Was-
ser von nicht versiegelten Flachen wird weiterhin in den Untergrund versickern. Die beste-
hende Entwéasserungsproblematik bei Starkregenereignissen wird durch die Wiederherstel-
lung des ehemaligen Hauptregensammlers gelost.

Die Umwandlung bestehender Biotopstrukturen in Siedlungsgrin verandert die Grundwas-
serneubildung nicht wesentlich, so dass keine relevanten Einflisse auf die Verdunstung (re-
ale Evapotranspiration) zu erwarten sind.

Die Kompensation fur die Auswirkungen durch die Flachenversiegelungen erfolgt geman der
Eingriffsregelung multifunktional. Es ergibt sich kein Kompensationsbedarf fur abiotische

Sonderfunktionen des Wassers.

3.34 Umweltrelevante MaRnahmen

Bei BaumalRnahmen oder Eingriffen sind die Vorschriften der Wasserschutzgebietsverord-
nung entsprechend einzuhalten. Ggf. sind Einzelmafinahmen gesondert zu beantragen und

entsprechende Ausnahmegenehmigungen einzuholen.

3.35 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten, ein Monitoring ist somit nicht vorzusehen.
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3.4 Klima und Luft (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB)

3.4.1 Bestand und Bewertung

Die Ostsee und die Boddengewasser pragen das Klima in einem etwa 10-30 km breiten
Streifen ins Landesinnere hinein. Die Ostsee hat zum einen eine Temperatur stabilisierende
Wirkung und zum anderen sind Luftfeuchte und Windgeschwindigkeiten erhéht. Der Land-
Seewind-Effekt ist eine Besonderheit, aufgrund von Luftdruckunterschieden. Der Effekt kann
Temperaturspriinge von 3-9 °C hervorrufen. Der Untersuchungsraum gehdért zum Ostlichen
Kistenklima. Im Vergleich zum Westlichen ist das Ostliche Kiistenklima kontinentaler ge-
pragt, das heildt, dass die Temperaturamplitude groRer ist und daher mehr Sonnen- und
Frostereignisse stattfinden. AuRerdem ist der Land-Seewind-Effekt starker ausgepragt

Als Kaltluftentstehungsgebiet haben die Flachen auf Grund der geringen Kaltluftproduktions-
rate eine geringe Bedeutung.

Als Frischluftentstehungsgebiet ist das Plangebiet fir die angrenzenden Siedlungsflachen
nicht relevant, da das lokale Klima durch die Land-Seewindzirkulation berpragt ist. Der Be-
griff Land-Seewindzirkulation bezeichnet sowohl ein gekoppeltes Klimasystem aus Land-
und Wasseroberflachen, tber denen es durch thermische Unterschiede zur Ausbildung von
See- und Landwinden kommt, als auch das durch diese Winde erzeugte Zirkulationssystem
selbst. Damit ist ein steter Luftaustausch gewéhrleistet. Die vorhandenen Gehdlze sind in
ihrer Flache zu klein, um eine relevante Luftfilterung zu leisten.

Die Bedeutung der Vegetationsflachen fur die lufthygienische Ausgleichsfunktion ist daher
gering.

Vorbelastungen durch Schadstoffe gehen in geringem MalR3e von den angrenzenden Stral3en

und Emissionen aus Gewerbeflachen und Privathaushalten aus.

3.4.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung wirde das bestehende Klimagefiige beibehalten. Die
SchlieRung von Bauliicken reduziert die bislang noch unversiegelte Flache. Die Uberpragung

durch das Kustenklima bleibt bestehen.

3.4.3 Auswirkungsprognose (Durchfihrung der Planung)

Baubedingte Auswirkungen
Wahrend der Bauphase kann es durch Baufahrzeuge und Bauablaufe zu erhéhten Emissio-

nen kommen.



https://de.wikipedia.org/wiki/Wasseroberfl%C3%A4che
https://de.wikipedia.org/wiki/Seewind
https://de.wikipedia.org/wiki/Ablandig
https://de.wikipedia.org/wiki/Zirkulation_(Meteorologie)
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Im Hinblick auf die Luftgite sind keine wesentlichen Immissionsbelastungen zu erwarten.

Anlagenbedingte Auswirkungen

Das Vorhaben verursacht geringe Wirkungen im lokal- bzw. kleinklimatischen Mal3stab. Da
bereits Uberbauung und Versiegelung des Bodens vorhanden sind, entstehen nur geringe
Wirkungen auf die klimawirksamen Eigenschaften der Erdoberflache. Es sind Wirkungen
insbesondere fur die mikroklimatischen Verhdltnisse zu verzeichnen. Da sich ein spezifi-
sches Lokal- und Mikroklima allerdings nur bei autochthonen Witterungsverhéltnissen aus-
bildet, die insbesondere in den Kistenraumen nur fir kurze Zeitrdume auftreten (autochtho-
ne Wetterlagen ca. 5-7 Prozent /Jahr), ist ein Einfluss durch das Vorhaben auf bioklimatisch
wirksame Verhaltnisse nicht zu erwarten.

Im Hinblick auf die Luftglte sind ebenfalls keine wesentlichen Immissionsbelastungen zu

erwarten.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Betriebsbedingte Auswirkungen kénnen z. B. durch erhéhten Verkehr und damit verbundene
potenzielle Schadstoffeintrdge entstehen. Eine Beeintrdchtigung der Luftqualitdt durch Luft-
schadstoffe wie Stickstoffdioxid, Schwefeldioxid und Schwebstaub ist aufgrund der Land-
Seewindzirkulation nicht zu erwarten. Zuséatzlich wurde eine Gutachtliche Stellungnahme zu
den verkehrsbedingten Immissionen erstellt, welches zu dem Ergebnis kommt, dass alle
Grenzwerte zu den betrachteten Schadstoffen eingehalten werden. Beeintrachtigungen

durch Unfalle oder Havarien werden als vernachlassigbar eingeschatzt.

344 Umweltrelevante MaRnahmen

Es sind keine gesonderten Maflnahmen erforderlich, da keine klimarelevanten Wert- und

Funktionselemente durch das Vorhaben beeintrachtigt werden.

3.4.5 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten. Ein Monitoring ist nicht vorzusehen.

35 Landschaft (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB)

Das Plangebiet liegt im Landschaftsbildraum ,Kistenwald zwischen Zinnowitz und Ahlbeck*
(Landschaftsbildraum Nr.: IV 8 — 1). Das Landschaftsbild wird mit ,sehr hoch* bewertet. Be-
sonderheiten dieses Landschaftsbildraumes sind Gewasser, die den Eindruck von Waldseen
vermitteln, seltene artenreiche Laubwalder, artendarmere Kiefernforsten und Feuchtgebiete

sowie die Badeorte mit Resten vom Flair der Griinderzeit.
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Die Landschaft des Plangebiets ist gepragt durch die Bebauung mit Grinflachen und Privat-

garten.

3.5.1 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Es werden keine relevanten Anderungen angenommen, allerdings kénnen die vorhandenen

Grunflachen zukinftig bebaut werden.

3.5.2 Auswirkungsprognose (Durchfiihrung der Planung)

Baubedingte Auswirkungen
Baularm, baubedingter Verkehrslarm sowie Bewegungen von Baumaschinen bedingen ins-
besondere eine visuelle Unruhe sowie Larm- und in deutlich geringerem Mal3e Geruchsbe-

lastungen.

Anlagenbedingte Auswirkungen

Durch eine weitere Bebauung der derzeitig existierenden Freirdume kann es zu einer gerin-
gen Veranderung des Landschafts- und Ortsbildes kommen. Die Uberplanten Grinflachen
befinden sich hauptséchlich innerhalb der geschlossenen Bebauung und sind von aul3en
kaum wahrnehmbar. Die Umsetzung des Vorhabens fuihrt daher nicht zum Verlust relevanter
landschaftsbildwirksamer Strukturen. Die Bebauung wird an die angrenzenden Bebauungs-
strukturen angepasst. Das Gesamtbild als Siedlungsraum bleibt erhalten. Die vorgesehenen
Larmschutzwalle/-wéande wirken sich aufgrund ihrer im Verhéltnis zur umgebenden Bebau-
ung eher geringen Hohe nicht negativ auf das Landschaftshild aus. Weiterhin ist das Gebiet
durch die Bebauung bereits vorbelastet. Eine bessere Eingliederung in das Landschaftsbild
wird zusatzlich Uber eine landschaftsvertragliche Ausflihrung sowie eine teilweise mogliche

Begriinung erreicht.

Betriebsbedingte Auswirkungen und Folgewirkungen
Betriebsbedingt kommt es durch einen Ausbau des Einzelhandels zu erhdhter Frequentie-
rung und dadurch in geringem Mafle zur visuellen Unruhe durch Fahrzeugbewegung. Dies

ist durch die bestehende Vorbelastung vernachlassigbar.

Auswirkungen auf landschaftliche Freiraume
Landschaftliche Freirdume sind durch das Vorhaben nicht betroffen. Es handelt sich bereits

um Siedlungsflachen innerhalb von Heringsdorf (Neuhof). Die Bebauungsflachen sind bereits
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durch Infrastruktur erschlossen, so dass erhebliche Beeintrachtigungen des Landschaftsbil-

des nicht zu erwarten sind.

3.5.3 Umweltrelevante MalRnahmen

Aufgrund der geringen Auswirkungen auf das Landschaftshild sind keine umweltrelevanten
MaRnahmen fir das Schutzgut zu treffen.

3.54 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Durch das Planvorhaben ergeben sich bei Einhaltung der bauleitplanerischen Festsetzungen
keine Eingriffe in das Ortsbild, welche mit dem Charakter des Flachendenkmals nicht verein-
bar waren. Erhebliche oder nachhaltige Eingriffe in besondere Wert- und Funktionselemente
des Landschaftsbildes sind nicht zu erwarten. Ein Monitoring ist nicht erforderlich.

3.6 Biologische Vielfalt (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB)

3.6.1 Bestand und Bewertung

Bei den Betrachtungen der biologischen Vielfalt werden zwei Ebenen unterschieden: Oko-

systemvielfalt und Artenvielfalt.
Lebensraume von Offenlandbrtitern kénnen beeintrachtigt werden.

Die Okosystemvielfalt ist die Vielfalt der Okosysteme und Landnutzungsarten im Untersu-
chungsraum. Die Erfassung der unterschiedlichen Okosysteme erfolgt iiber die Biotopkartie-
rung/Biotopabgleich, da Biotoptypen bzw. Biotopkomplexe die kleinsten Erfassungseinheiten
von Lebensrdumen fur Pflanzen und Tiere darstellen, in denen jeweils einheitliche standortli-
che Bedingungen herrschen, so dass die Biotoptypen auch als kleinste Einheiten der Oko-

systemebene aufgefasst werden kdonnen.

Die Artenvielfalt (interspezifische Biodiversitat) beinhaltet die Artenzahl von Flora und Fauna
innerhalb des zu betrachtenden Untersuchungsraumes. Die Bewertung der Artenvielfalt er-
folgt Gber die Bewertung der Bedeutung der jeweiligen Lebensrdume, insbesondere fir ge-
fahrdete Arten. Dabei geht das Kriterium der Artenvielfalt in die Bewertung der Biotoptypen in

Form des Kriteriums , Typische Artenausstattung® ein.

Eine Beeintrdchtigung von relevanten Artenpopulationen, kann durch das Vorhaben unter

Berticksichtigung der genannten VermeidungsmafRhahmen ausgeschlossen werden.
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3.6.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung wird es zu keiner wesentlichen Anderung der biologi-
schen Vielfalt kommen.

3.6.3 Auswirkungsprognose (Durchfiihrung der Planung)

Grundsatzlich ist nicht mit erheblichen Auswirkungen zu rechnen.

3.6.4 Umweltrelevante MaRnahmen

Umweltrelevante MalRnahmen Uber die in den einzelnen Schutzgitern hinaus genannten

sind nicht vorgesehen.

3.6.5 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Ein Monitoring ist nicht vorgesehen.

3.7 Menschen (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB)

3.7.1 Bestand und Bewertung

Der Geltungsbereich des B-Planes befindet sich innerhalb der Trinkwasserschutzzone 1l des
Wasserschutzfassung Ahlbeck. Die Anwohner haben gréf3tenteils einen direkten Zugang zu
den rickwartigen Griin- und Geholzflachen. Die grof3ten Griinflachen (Gartnerei und unge-
nutzte Grinflachen im ndérdlichen Bereich des Plangebietes) sind jedoch nicht bzw. be-

schrankt zuganglich.

Die ErschlieBung erfolgt Uber das bestehende StraRensystem, wobei die Flachenauswei-
sung fir den Um- und Ausbau des Knotenpunkts  Neuhofer  Stra-
Re/LabahnstrafRe/Schulstralle Teil des B-Plans ist. Ein Schalltechnische Beurteilung wurde

erstellt.

Das Wohnumfeld stellt sich aufgrund der ruhigen Lage als attraktiv dar, wobei entlang der
Neuhofer StraRe eine starkere Vorbelastung durch Larm vorhanden ist. Der EDEKA/ALDI-

Markt stellt die Versorgung fur die umgebenden Gebiete dar.

Gemal des FNP der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf ist das Vorhabengebiet z.T. als SO

fur Einzelhandel sowie als Wohn- und als Mischgebiet ausgewiesen.

3.7.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung wird es zu keiner wesentlichen Anderung der Erholungs-

funktion und Trinkwasserversorgung kommen.
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3.7.3 Auswirkungsprognose (Durchfiihrung der Planung)

Dadurch, dass ruckwartige Grin- und Geholzflachen nicht erhalten sondern bebaut werden,
kann es zu einer Minderung der Erholungsfunktion kommen. Eine Beeintrachtigung der
Trinkwasserversorgung kann durch bautechnische MalRnahmen verhindert werden. Die At-
traktivitat der Einkaufsmaoglichkeiten im Plangebiet wird erhoht.

Baubedingte Auswirkungen

Das erhohte Verkehrsaufkommen von Baufahrzeugen wahrend der Bauphase ergibt eine
leicht erhtdhte temporare Larm- und Schadstoffbeeintrachtigung. Eine Gutachtliche Stellung-
nahme zu den verkehrsbedingten Immissionen ergab jedoch, dass keine Schwellenwerte
Uberschritten werden und es somit nicht zu relevanten Erh6hungen kommt.

Baubedingte Stérungen der Erholungsfunktionen, die sich insbesondere in Form von Bau-
larm, baubedingtem Verkehrslarm und Unruhewirkung sowie in geringerem MalRe in Form
von Schadstoffeintragen, Geruchsbelastigungen, Erschitterungen und erschwerter Zugang-
lichkeit ergeben, kénnen im Umfeld des Plangebietes in geringem, aber vertretbarem MalRe

auftreten.

Anlagebedingte Auswirkungen

Nachhaltig beeintrachtigende anlagebedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind
nicht zu erwarten. Durch die Starkung des Einzelhandelsstandort wird der Gesamteindruck
nicht wesentlich verandert, so dass keine erheblichen Auswirkungen auf die Erholungsfunk-

tion entstehen. Die geplante Bebauung fiigt sich in das heterogene Ortsbild ein.

Betriebsbedingte Auswirkungen / Folgewirkungen

Larm- und Schadstoffemissionen werden v. a. durch Kfz-Bewegungen verursacht. Die Erho-
hung des Verkehrsaufkommens zu den Markten ruft voraussichtlich keine erhebliche Beein-
trachtigung hervor. Die Gutachtliche Stellungnahme zu den verkehrsbedingten Immissionen
ergab, dass auch aus dem Verkehr keine erheblichen Schadstoffemissionen zu erwarten
sind. Die Schalltechnische Beurteilung sagt aus, dass es durch die Planung an einzelnen
Stellen zu Uberschreitungen der Grenzwerte kommt. Hierfiir sind bereits aktive und passive
Maflinahmen vorgesehen (z.B. Larmschutzwalle/-wande, Einbau schallgeddmmter Lifter

etc.). Somit ist die Larmbeeintréachtigung nicht als erheblich zu betrachten.




B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohngebiet* Seite 118
- Begrindung zum Entwurf -

3.74 Umweltrelevante MalRnahmen

Ggf. erforderliche Malinahmen, die zur Vermeidung von Larm und anderen, erhéhten Emis-
sionen beitragen, werden im B-Plan festgesetzt.

3.75 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Beeintrachtigungen der Wohn- oder Erholungsfunktionen fallen nicht unter die Eingriffsrege-
lung. Erhebliche negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind durch die im B-Plan
getroffenen Festlegungen zum Immissionsschutz nicht zu erwarten. Ein Monitoring ist nicht

vorzusehen.

3.8 Kultur- und sonstige Sachguter (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7d BauGB)

3.8.1 Bestand und Bewertung

Im Planungsgebiet sind Kulturgtiter und konkrete Denkmalbelange vorhanden. Bodendenk-
maler oder Bodendenkmalverdachtsflachen sind nicht bekannt.

Bei den Denkmalern handelt es sich um ein einzelnes Gebaude (Neuhofer Str. 64) sowie um
einen Denkmalbereich (Denkmalbereich Seebad Heringsdorf), der das Plangebiet teilweise
abdeckt.

Die Denkmalbelange haben eine sehr hohe Wertigkeit.

Als Sachguter ist die vorhandene Infrastruktur zu nennen. Sie unterliegt keiner besonderen
Wertigkeit. Ebenfalls zu nennen ist der bestehende EDEKA/ALDI-Markt.

3.8.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfiihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung wird es voraussichtlich nicht zu Veranderungen von Kul-

tur- und sonstigen Sachgutern kommen.

3.8.3 Auswirkungsprognose (Durchfihrung der Planung)

Durch die geplante Bebauung ist eine Beeintrachtigung von Kultur- und Sachgutern nicht zu
erwarten. Die Festsetzungen im B-Plan sichern den Erhalt der denkmalgeschiitzten Objekte
und Bereiche. Das Baudenkmal bleibt im Bestand als solches erhalten und wird als Denkmal
im B-Plan nachrichtlich tbernommen. Durch die Abbruch- und Neubaumafnahmen im Um-
feld des Baudenkmals werden keine erheblichen Beeintrachtigungen des Gebaudes erwar-
tet. Im Denkmalschutzbereich Seebad Heringsdorf ist im Rahmen des Bebauungsplans nur
der Abbruch des EDEKA/ALDI-Marktes sowie Bebauung in den ndérdlich liegenden brachlie-
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genden Gartenbereichen vorgesehen. Allerdings weist dieses Gebadude keine typischen
Charakteristika der zu schitzenden Bebauung auf, so dass es hier zu keinen Beeintrachti-
gungen kommt. Die Belange des Denkmalschutzes werden somit durch das Planvorhaben

nicht beeintrachtigt und langfristig planzeichnerisch festgesetzt.

Der bisherige EDEKA/ALDI-Markt fallt im Rahmen des B-Plans zwar weg, durch die Neuer-
richtung des Einzelhandelsstandortes ist aber eine langfristige Aufwertung der Einkaufsmog-

lichkeiten zu verzeichnen.

3.8.4 Umweltrelevante MaRnahmen

Falls im Zuge der Erdarbeiten zufallig Bodendenkmale neu entdeckt werden, gelten die Best-
immungen des § 11 DSchG M-V. Bei Neufunden ist die Untere Denkmalschutzbehdrde un-
verziglich zu benachrichtigen und Funde sowie Fundstellen sind bis zum Eintreffen eines
Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes flir Bodendenkmalpflege in unverandertem

Zustand zu erhalten.

Weitere umweltrelevante MalRnahmen sind die Festsetzungen des Erhalts der denkmalge-

schitzten Objekte und Bereiche.

3.85 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Die Auswirkungen und MalRnahmen sind in der weiteren Planung zu betrachten. Erhebliche
Auswirkungen sind nicht zu erwarten. Durch die 0.g. MaRnahmen ist auch bei einer Neuent-
deckung derzeit unbekannter Bodendenkmaéler die Bergung und Dokumentation der Denk-

male sichergestellt. Weitere MaRnahmen sind voraussichtlich nicht erforderlich.

3.9 Wechselwirkungen (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB)

3.9.1 Bestand und Bewertung

Im Wesentlichen sind im konkreten Fall folgende Wechselwirkungen zu bertcksichtigen:

Schutzgut Wechselwirkungen mit anderen Schutzgutern

Menschen Schutzguter Pflanzen, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft bilden
die Lebensgrundlage des Menschen (die Wohn- / Wohnumfeldfunktion
und die Erholungsfunktion sind nicht in 6kosystemare Zusammenhénge

eingebunden)

Pflanzen Bestandteil / Strukturelement des Landschaftsbildes

Abhangigkeit der Vegetation von den abiotischen Standorteigenschaften
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(Bodenform, Relief, Gelandeklima und Grundwasser-Flurabstand)

(Pflanzen als Schadstoffakzeptor im Hinblick auf die Wirkpfade Pflanzen-

Mensch, Pflanzen-Tier)

anthropogene Vorbelastungen von Pflanzen/ Biotopstrukturen (Uberbau-

ung, Standortveranderungen)

Tiere Abhangigkeit der Tierwelt von der biotischen und abiotischen Lebens-
raumausstattung (Vegetation/ Biotopstruktur, Biotopvernetzung, Lebens-
raumgrof3e, Boden, Geldndeklima / Bestandsklima und Wasserhaushalt)

Spezifische Tierarten / Tierartengruppen als Indikatoren fir die Lebens-
raumfunktion von Biotoptypen/ -komplexen

anthropogene Vorbelastungen von Tieren und Tierlebensrdumen (Sto6-
rung, Verdrangung)

Boden Boden als Lebensraum fir Tiere und Menschen, als Standort fir Biotope
u. Pflanzengesellschaften sowie in seiner Bedeutung fur den Land-
schaftswasserhaushalt (Grundwasserneubildung, Retentionsfunktion,

Grundwasserschutz, Grundwasserdynamik)

Abhangigkeit der 6kologischen Bodeneigenschaften von den geologi-
schen, geomorphologischen, wasserhaushaltlichen, vegetationskundli-

chen und klimatischen Verhéaltnissen

Boden als Schadstoffsenke und Schadstofftransportmedium im Hinblick

auf die Wirkpfade Boden-Pflanzen, Boden-Wasser und Boden-Mensch

Anthropogene Vorbelastungen des Bodens (Bearbeitung, Stoffeintrage,

Verdichtung und Versiegelung)

Boden als historische Struktur/Bodendenkmal

Wasser Abhangigkeit der Grundwasserergiebigkeit von den hydrogeologischen

Verhaltnissen und der Grundwasserneubildung

Abhangigkeit der Grundwasserneubildung von klimatischen, bodenkundli-

chen und vegetationskundlichen sowie nutzungsbezogenen Faktoren

Abhangigkeit der Grundwasserschutzfunktion von der Grundwasserneu-

bildung und der Speicher- und Reglerfunktion des Bodens

Oberflachennahes Grundwasser als Standortfaktor fiir Biotope und Tierle-

bensgemeinschaften
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Oberflachennahes Grundwasser in seiner Bedeutung als Faktor der Bo-

denentwicklung

Grundwasser als Schadstofftransportmedium im Hinblick auf die Wirkpfa-

de Grundwasser-, Mensch

Anthropogene Vorbelastungen des Grundwassers (Nutzung, Stoffeintrag)

Klima / Luft Gelandeklima in seiner klimadkologischen Bedeutung fir den Menschen
sowie als Standortfaktor fir Vegetation und Tierwelt

Abhangigkeit des Gelandeklimas und der klimatischen Ausgleichsfunktion
(Kaltluftabfluss u.a.) von Relief, Vegetation, Nutzung und groRReren Was-
serflachen

Anthropogene Vorbelastungen des Klimas
Lufthygienische Situation fur den Menschen

Bedeutung von Vegetationsflachen fur die lufthygienische Ausgleichsfunk-

tion

Luft als Schadstofftransportmedium im Hinblick auf die Wirkpfade Luft-

Pflanzen, Luft-, Mensch

Anthropogene, lufthygienische Vorbelastungen

Landschaft Abhangigkeit des Landschaftsbildes von den Landschaftsfaktoren Relief,

Vegetation/Nutzung

anthropogene Vorbelastungen des Landschaftsbildes (Uberformung)

3.9.2 Status-Quo-Prognose (Nichtdurchfihrung der Planung)

Bei Nichtdurchfiihrung der Planung treten voraussichtlich keine erheblichen Veranderungen
infolge der Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern durch Addition oder Potenzieren

der Wirkungen auf.

3.9.3 Auswirkungsprognose (Durchfihrung der Planung)

Die fur das Vorhaben relevanten Wechselwirkungszusammenhénge und funktionalen Bezie-
hungen innerhalb von Schutzgitern und zwischen Schutzgitern werden im Rahmen der
schutzgutbezogenen Auswirkungsprognose bericksichtigt. Aller Voraussicht nach treten
dariiber hinaus keine erheblichen Beeintrachtigungen infolge der Wechselwirkungen zwi-

schen den Schutzgitern durch Addition oder Potenzieren der Wirkungen auf.
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394 Umweltrelevante MalRnahmen

Es sind keine gesonderten Mal3nahmen erforderlich.

3.95 Erhebliche Auswirkungen und deren Uberwachung (Monitoring)

Erhebliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

4 Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustandes

Mit der Umsetzung der Planung wird sich die Struktur der vom Eingriff betroffenen Flachen in
geringem MalRRe verandern. Dies betrifft vor allem die vorhandenen Biotope sowie die Boden-
funktionen die das Areal gegenwartig hat. Aus Sicht des Orts- und Landschaftsbildes werden

ahnliche Strukturen entstehen, die sich einfligen.

Durch den B-Plan Nr. 35 wird zu einem gewissen Anteil zusatzlich versiegelte Flache aus-
gewiesen. Da die Bebauung auf bereits vorbelasteten Flachen stattfindet, kann die Erheb-
lichkeit des Eingriffs gemindert werden. Durch die Uberplanung von privaten Freiflachen

kommt es zum Verlust von 6kologischen Strukturen und Funktionen.

Im Rahmen des B-Plans sind in geringem Umfang private Grunflachen vorgesehen, welche
gleichzeitig der Abgrenzung der Sondergebiete nach Norden und Osten dient. Durch die Ge-
staltung von privaten Gartenflachen innerhalb des Wohngebiets kénnen neue Gehélz- und
Griunstrukturen geschaffen werden. Darlber hinaus erfolgt eine Pflanzung von Baumen im
Rahmen der Ausgleichsmaflinahme A1, wodurch neue Geholzstrukturen geschaffen werden.
Artenschutzrechtliche Vermeidungsmal3nahmen sichern den Bestand von Brutvogelarten

und Fledermausen.

Im Hinblick auf die Fauna bewirkt die Strukturanderung nur eine geringe Anderung, da auch
zuklnftig vor allem ubiquitdre Arten (Kulturfolger) die Flache nutzen werden. Das betrifft ins-

besondere die Avifauna.

5 Geplante MaBfRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und
zum Ausgleich der nachteiligen Wirkungen
§ 13 BNatSchG schreibt vor, dass Eingriffe vermieden, vermindert und ausgeglichen werden

mussen. Sollte ein Ausgleich nicht mdglich sein, sind Ersatzmaflinahmen zur Wiederherstel-

lung der Funktionen fur Natur und Landschaft durchzufihren.
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Zur Vermeidung bzw. Minimierung nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt werden Maf3-

nahmen bereits im Rahmen der Vorhabenplanung integriert.

Dazu gehdrt der Schutz des Bodens, die Reduzierung der mdglichen Versiegelung und die

Vermeidung von Beeintrachtigungen geschitzter Biotope (u.a).
Baubedingte Biotopverluste sind méglichst zu vermeiden und zu vermindern.

Vermeidungs- und MinimierungsmalBnahmen
Zur Vermeidung bzw. Minimierung nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt sind folgende

Mafinahmen bereits im Rahmen der Vorhabensplanung integriert:

e Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse
e Festsetzung GRZ
e Festsetzungen beziglich der Neupflanzung von Baumen

e Bericksichtigung der zu erhaltenden denkmalgeschiitzten Elemente

Um baubedingte Biotopverluste zu mindern, sind wahrend der Baudurchfilhrung mdglichst
Flachen zu nutzen, die anlagebedingt ohnehin versiegelt bzw. Uberbaut werden. Baustellen-
einrichtungen, Lagerplatze u. &. sollen nicht im Wurzelbereich von Gehdlzbestanden einge-
richtet werden.

FiUr zu erhaltenden Einzelbaume und Gehdélzbestande sind bauzeitlich SchutzmafRnahmen

vorzusehen.

Aus artenschutzrechtlichen Griinden ist eine Bauzeiteneinschrankung fur die Baufeldfreima-
chung vorgesehen.

Zur Kompensation des Verlustes bzw. der Beeintrachtigung von betroffenen Biotoptypen
werden Ausgleichsmalinahmen innerhalb des Plangebietes ausgewiesen. Diese filhren zu

einer Minderung des Eingriffs, konnen diesen nicht ganzlich kompensieren.

Ausgleichs- und Kompensationsmaflnahmen
Die Eingriffe durch das Vorhaben bewirken einen Kompensationsflachenbedarf von rund
1,56 ha.

Durch MafRnahmen auf der Flache des Geltungsbereiches des B-Planes kann ein Kompen-
sationsflachendquivalent von 0,01 ha (Flachen&quivalent) erreicht werden. Es verbleibt ein

Kompensationsdefizit von 1,55 ha.
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Bei den geplanten Kompensationsmaflinahmen handelt es sich um MaRRnahmen, welche fol-
gende Schwerpunkte beinhalten:

¢ Anpflanzung von Baumen
Fiar den noch ausstehenden Ausgleich, der nicht innerhalb des B-Plans kompensiert werden

kann, wird als externe ErsatzmaRnahme das Okokonto VG-023 ,Moorwald und Biotopver-

netzung bei Ludwigsburg® herangezogen.

6 Darstellung der wichtigsten gepruften Alternativen aus Um-

weltsicht

Ziel des B-Plans ist die Schaffung von bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erwei-
terung des Einzelhandelsstandortes im Ostseebad Heringsdorf mit der Entwicklung einer
angrenzenden Wohnbebauung unter Berlicksichtigung der Ordnung der vorhandenen Struk-
turen und die Bewahrung des Gebietscharakters mit seiner prdgenden Nutzungsmischung
aus Wohnen, Einzelhandel und Verkehr. Des Weiteren sollen die Voraussetzungen fur die
Verbesserung der verkehrstechnischen Anbindung sowie der Lésung der Regenwasserprob-
lematik vor Ort geschaffen werden.

Aufgrund der vorhandenen baulichen Strukturen sowie der vorhandenen ErschlieBungsstra-
Ren sowie des erforderlichen Einzelhandelsstandortes drangt es sich auf, die Bebauung
funktionsbezogen am vorhandenen Standort an die vorhandenen Strukturen anzugliedern.
Offensichtliche Alternativen hinsichtlich planerischer Konzepte, raumlicher Standortalternati-
ven oder technischer Vorhabensvarianten konnten unter Berlicksichtigung der Ziele des Be-
bauungsplans nicht ermittelt werden.

Daher wurden im Zuge des B-Plan-Verfahrens keine weiteren Alternativen untersucht.

7 Darstellung der Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung

der Angaben

Es traten keine Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben auf.

8 Zusammenfassung

Mit dem B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstralle und Wohngebiet*
werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir Baugebiete bauleitplanerisch geschaf-

fen. Der Schutz und die Erhaltung denkmalgeschitzter Geb&ude, Strukturen und die Be-
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ricksichtigung artenschutzrechtlicher Belange gehdrten ebenso zur planerischen Zielset-

zung.

Bei der Planung wurden die Belange der Ubergeordneten Fachplanungen sowie des Natur-

schutzes bertcksichtigt.

Das Planungsvorhaben bewirkt Eingriffe in Natur und Landschaft, welche durch MaBhahmen

der Vermeidung, Minderung sowie durch Kompensationsmafinahmen ausgeglichen werden.

Es kommt zu Beeintrachtigungen, welche einem Kompensationsbedarf von 1,56 ha entspre-
chen. Der Ausgleichsbedarf besteht dabei im Hinblick auf den Verlust von Biotopfunktionen.
Ein additiver Kompensationsbedarf wurde nicht ermittelt.

Innerhalb der Flache besitzen die Ausgleichsmal3inahmen einen Wert von 0,01 ha Flachen-
aquivalenten. Es verbleibt ein offener Kompensationsbedarf von 1,55 ha, der tber externe
MalRnahmen zu erfolgen hat.

Als Malinahme des Artenschutzes sind folgende Leistungen vorgesehen:

Vor Baumfallungen ist die Nutzung durch Flederméuse oder Hohlenbriter zu prifen.

b. Vor dem Abbruch von Gebaude ist die Nutzung durch Flederméuse oder Gebaudebri-
tern zu prifen.

c. Abbruch der Gebaude nur im Zeitraum zwischen dem 11. September und 11. Oktober

Die weitere Baufeldfreimachung soll zwischen 11. September und 01. Marz erfolgen.
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Verfahrensschritte zum B-Plan Nr. 35

1 Aufstellungsbeschluss

Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf hat am 28.11.2013 beschlossen, den B-Plan Nr. 35
.Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstralle und Wohngebiet“ aufzustellen. Der Auf-
stellungsbeschluss wurde am 18.12.2013 im Amtsblatt Kaiserbader-Bote auf der Seite -5-

offentlich bekannt gemacht.

2 Erlass einer Veranderungssperre

Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf hat am 24.04.2014 beschlossen, eine Veranderungs-
sperre zum B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstra3e und Wohnge-
biet* aufzustellen und zu erlassen. Der Beschluss wurde am 21.05.2014 im Amtsblatt Kai-

serbader-Bote auf der Seite -4- 6ffentlich bekannt gemacht.

3 Landesplanerische Abfrage

Die Anfrage beim Amt fir Raumordnung und Landesplanung Vorpommern geman § 24 LPIG
Uber die Vereinbarkeit des aufzustellenden B-Plan-Entwurfs Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort
Heringsdorf LabahnstraRe und Wohngebiet* erfolgte mit Schreiben vom 15.05.2014.

4 Landesplanerische Stellungnahme

Die Stellungnahme des Amts flir Raumordnung und Landesplanung Vorpommern vom
04.08.2014 liegt vor. Dem B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstralle
und Wohngebiet* der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf stehen keine Ziele der Raumord-
nung und Landesplanung entgegen.

Aufgrund der GroRenordnung unterliegt die Verkaufsflachenerweiterung den Zielen des
grof3flachigen Einzelhandels gemafR Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-
Vorpommern (LEP M-V 2005). Bei dem Planungsstandort handelt es sich um eine stadte-
baulich integrierte Lage, die sowohl fir eine ful3laufige, als auch eine PKW-Erreichbarkeit der
Bevolkerung und Touristen gerecht wird. Der Standort Gbernimmt damit klassische Nahver-
sorgungsfunktionen fur die ortliche und touristische Nachfrage. Die geplante flachenmé&Rige
Erweiterung der Standortkombination dient der der zeitgemé&fRen Umsetzung der Unterneh-
menskonzepte beider Lebensmittelbetriebe. Die GréRen- und Sortimentsstrukturen entspre-
chen der Funktion des zentralen Ortes Heringsdorf. Die Entwicklung von ausgewogenen
zentrenstarkenden Einzelhandelsstrukturen soll gemaiR 4.3.2 (6) LEP M-V 2005 auf der

Grundlage von Einzelhandelskonzepten erfolgen. Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf
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verflgt nicht Uber ein Einzelhandelskonzept, ist sich aber der Dringlichkeit der Erarbeitung
eines strategischen Konzeptes zur kinftigen Steuerung des Einzelhandels ihrer Gemeinde

bewusst.

5 Stellungnahme Amt fiur Kreisentwicklung

Resultierend aus der Planungsanzeige liegt die Stellungnahme des Amtes fur Kreisentwick-
lung vom 22.07.2014 vor. Aus Sicht des Sachgebietes Kreisentwicklung / Wirtschaftsforde-
rung ist das Vorhaben zu befiirworten. Es wird auf die Festlegungen im Regionalen Raum-
ordnungsprogramm Vorpommern verwiesen. Durch das Sachgebiet Bauleitplanung / Denk-
malschutz werden die Planungsziele, welche mit der Aufstellung des Bebauungsplans ange-
strebt werden, mitgetragen. Es werden Hinweise gegeben zur Entwickelbarkeit des Bebau-
ungsplans aus dem Flachennutzungsplan, zur Prufung der Auswirkungen des Vorhabens auf
vorhandene Einzelhandelsstrukturen und die umgebende Wohnbebauung, die Vereinbarkeit
mit natur- und immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen, moglichen archaologischen
Funden und zum Denkmalbereich Seebad Heringsdorf der Denkmalliste des Landkreises

Vorpommern-Greifswald.

6 Stellungnahme Umweltamt

Resultierend aus der Planungsanzeige liegt eine Stellungnahme des Sachgebiets Abfallwirt-
schaft / Immissionsschutz vom 22.07.2014 vor. Dem Vorhaben wird unter Berlicksichtigung
von Auflagen und Hinweisen zugestimmt. Diese betreffen die Abfallwirtschaftssatzung, die
Errichtung von Mill- und Wertstoffcontainerstandorten, den Umgang mit Altlastverdachten,
die Zielsetzungen und Grundsétze des Bundes- und des Landesbodenschutzgesetzes, die
Erstellung eines Schallgutachtens sowie die Trinkwasserschutzzone Il der Wasserfassung
Ahlbeck.

7 Stellungnahme Gesundheitsamt

Resultierend aus der Planungsanzeige liegt die Stellungnahme des Gesundheitsamtes vom
29.07.2014 vor. Dem B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstral3e und
Wohngebiet* der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf stehen grundsétzlich keine Bedenken

entgegen.

8 Stellungnahme Untere Naturschutzbehorde

Die Untere Naturschutzbehdrde hat im Rahmen der Planungsanzeige in ihrer Stellungnahme

vom 11.08.2014 gedaulert, dass folgende Punkte zu beachten sind:
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Umweltbericht

Um den B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf LabahnstaBe und Wohngebiet*
umfassend zu beurteilen, ist gemal 8 1 Abs. 6 Nr. 7, § 1a sowie § 2 Abs. 4 BauGB eine
Umweltprufung vorzunehmen und in Anwendung der Anlage | des BauGB ein Umweltbericht

anzufertigen.

Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung in das Abwéagungsgebot

Gemal § 1 Abs. 5 und 6 BauGB besteht ein Abwéagungsgebot der Belange des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege, die hinsichtlich des Vermeidungs- und Kompensations-
grundsatzes vollstandig auf Ebene der Bauleitplanung zu klaren sind. Dabei sind alle bau-,
anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen zu prognostizieren. Die Gemeinde hat gem. §
la Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB Uber alle Eingriffsfolgen zu entscheiden.

Bei einer geplanten Flachenversiegelung tber das bisher vorhandene Maf3 hinaus sind ge-
eignete AusgleichsmalRhahmen vorzunehmen, deren Flachenverfligbarkeit nachzuweisen
ist. AulRerdem ist deren Eignung fur den Eingriff sicherzustellen. Sind die Kompensations-
mafnahmen nicht im Eingriffsgrundstiick umsetzbar, sind die Flachenverfugbarkeit der Fla-
chen nachzuweisen und die MalRnahmen durch Grunddienstbarkeit und einen Vertrag zwi-
schen dem ErschlieBungstrager, dem Grundstiickseigentiimer, der Gemeinde und der unte-

ren Naturschutzbehorde zu sichern.

Belange des Gehdlzsschutzes

Der Gehdlzbestand ist zu vermessen. Alle als nicht erhaltungswiirdig dargestellten Baume
mit einem Stammumfang ab 50 cm sind in die Bilanzierung des Eingriffs einzubeziehen (sie-
he Baumschutzkompensationserlass M-V). Es wird empfohlen, besonders wertvolle Baume

zu erhalten und entsprechend der Planzeichenverordnung auszuweisen.

Berlicksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften

Fur Entscheidungen nach 8§ 44 BNatschG ist gemafl § 6 NatSchAG M-V die untere Natur-
schutzbehérde zustandig.

Es sind alle besonders geschutzten Arten nach 8 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatschG sowie alle streng
geschutzten Arten nach 8 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatschG zu bertcksichtigen. Artschutzrechtliche
Verbotstatbestande gemal § 44 Abs. 1 BNatschG sind zu verhindern.

Artenschutzrechtliche Bestimmungen sind nicht durch die Gemeinde abzuwéagen. Bei Betrof-
fenheit besonders oder streng geschitzter Arten ist gemar § 45 Abs. 7 BNatschG eine Aus-

nahme bei der zustandigen Naturschutzbehoérde des LK Vorpommern-Greifswald (mit ge-
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sonderter Unterlage) zu beantragen. Einer solchen Ausnahme dirfen die dort genannten
Bestimmungen der EG-Vogelschutzrichtlinie und der FFH-Richtlinie nicht entgegenstehen.

Ist eine Schadigung oder Stérung besonders oder streng geschitzter Arten nicht auszu-
schlie3en, ist ein tatsachliches Vorkommen solcher Arten zu prifen. Dabei ist gutachterlich
zu prifen, welche Artengruppen zu erfassen sind und diese sind dann zu erfassen. Nach
gegenwartigem Kenntnisstand kénnen z.B. Arten der Flederméause und Végel betroffen sein,
fur die eine Kartierung notwendig wird. Es ist zu prifen, ob von streng geschitzten Arten
genutzte Biotope zerstort werden bzw., ob Ausweichhabitate vorhanden oder zeitnah herge-

richtet werden kdnnen.

9 Fortfithrungsbeschluss mit Anderung des Geltungsbereichs

Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf hat am 29.10.2014 den Beschluss zur Fortfihrung
und zur Geltungsbereichsanderung des B-Plans Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf
Labahnstrale und Wohngebiet* gefasst. Der Fortfiihrungsbeschluss wurde am 22.04.2015

im Amtsblatt Kaiserbader-Bote auf der Seite -9- 6ffentlich bekannt gemacht.

10 1. Anderung der Verianderungssperre

Die Gemeinde Ostseebad Heringsdorf hat am 29.10.2014 beschlossen, die 1. Anderung der
Satzung Uber eine Veranderungssperre zum B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Herings-
dorf LabahnstraRe und Wohngebiet“ aufzustellen und zu erlassen. Die 1. Anderung des Be-
schlusses zur Aufstellung und zum Erlass einer Veranderungssperre wurde am 22.04.2015

im Amtsblatt Kaiserbader-Bote auf der Seite -10- 6ffentlich bekannt gemacht.

11 Scoping

Das Scoping dient dazu, Art und Umfang der beizubringenden u Unterlagen mit den beteilig-
ten Behdrden zu besprechen, um den Rahmen der beizubringenden Unterlagen im B-
Planverfahren zu ermitteln. Die Einladung hierzu, mit entsprechenden Scoping-Unterlagen,
wurde im Vorfeld durch das Bauamt am 10.06.2016 an die beteiligten Behorden versendet.
Der Scoping-Termin fand am 23.06.2016 statt. Es wurden Hinweise und Informationen ge-
geben sowie folgenden Festlegungen getroffen: Larmimmissionen durch die die Anlieferung
und Parkflachen sind zu berticksichtigen und die Stral3en im Bebauungsplangebiet sind als

oOffentlich bzw. privat zu kennzeichnen.

Vom Staatlichen Amt fir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern liegt eine Stellungnahme
vom 20.06.2016 vor. Die Prifung ergab, dass die Belange der Abteilung Naturschutz, Was-

ser und Boden durch den B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstrafl3e
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und Wohngebiet* nicht berlhrt werden. Zu Belangen des Immissionsschutz- und Abfallrechts
bestehen keine grundséatzlichen Bedenken.

Bei der weiteren Planung ist jedoch zu beachten: Die geplanten Veranderungen am Einzel-
handelsstandort des B-Planes haben Auswirkungen auf die Emissionsverhaltnisse insbe-
sondere hinsichtlich Larmwirkungen. Deshalb wird empfohlen, im Zusammenhang mit dem
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung vor allem die Larmwirkun-
gen des Einzelhandelsstandortes auf benachbarte schitzenswerte Wohnnutzungen darzu-

stellen und zu bewerten.

12 Friihzeitige Beteiligung der Behorden und Trager offentlicher

Belange, friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit

Die von der Planung bertihrten Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind mit
Schreiben vom 09.06.2017 friihzeitig unterrichtet und zur AuBerung auch im Hinblick auf den
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltpriifung aufgefordert worden. Die
friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist nach ortstibli-
cher Bekanntmachung durch Verdffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt "Kaiserbader
Bote" am 28.06.2017 vom 10.07.2017 bis zum 11.08.2017 durch offentliche Auslegung des
Vorentwurfs erfolgt. Es sind Stellungnahmen der Behdrden, der Trager offentlicher Belange

und der Offentlichkeit eingegangen.
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IV

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geéandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30.06.2017 (BGBI. | S. 2193)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. S.
132), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057,
1062)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29.07.2009
(BGBI. | S. 2542), zuletzt ge&ndert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 13.05.2019 (BGBI. |
S.706, 724) sowie das Landesnaturschutzgesetz (LNatG M-V)

Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Januar 1998

Flachennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Dreikaiserbader vom 14.04.2005

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung von Altlas-
ten (Bundes-Bodenschutzgesetz — BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), zu-
letzt ge&ndert durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBI. |
S. 3465)

Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15.10.2015, zuletzt geéndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
05.07.2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) vom 9. Juni
2016

Naturschutzausfihrungsgesetz  Mecklenburg-Vorpommern  (NatSchAG  M-V) vom
23.02.2010, zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15.01.2015 (GVOBI. M-V
S. 30, 36)

Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP) vom 20.09.2020

Satzung der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf tUber die Erhebung von Geblihren fir die
Niederschlagswasserbeseitigung (Niederschlagswassergebiihrensatzung) vom
18.12.2014

Satzung der Gemeinde Seebad Heringsdorf tiber die Schaffung, Gestaltung, Anzahl und
GroRRe notwendiger Stellplatze fir Kraftfahrzeuge gemal § 86 Abs. 1 der Landesbauord-
nung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) (Stellplatzsatzung Seebad Heringsdorf)

Satzung Uber den Gehdlzschutz in der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf — Landkreis
Ostvorpommern vom 08.08.2008

Satzung uber die dul3ere Gestaltung von Werbeanlagen, Warenautomaten und Markisen
zur Wahrung und Pflege des Ortsbildes (Werbeanlagensatzung) vom 01.06.1999

StralRen- und Wegegesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (StrwWG — MV) vom 13.
Januar 1993, zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBI. M-
V' S. 221, 229)

Verordnung Uber den Denkmalbereich Seebad Heringsdorf, Landkreis Ostvorpommern
vom 23.02.1999 auf Grund des § 5 Abs.3 des Gesetzes zum Schutz und zur Pflege der
Denkmale im Lande Mecklenburg-Vorpommern (Denkmalschutzgesetz DSchG M-V) vom
30.11.1993 in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 1998

Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung — PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 S. 58), geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057)




B-Plan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohngebiet* Seite 132
- Begrindung zum Entwurf -

- Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geandert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 4.Dezember 2018 (BGBI. | S. 2254)

- Zollverwaltungsgesetz (ZollVG) vom 21. Dezember 1992 (BGBI. | S. 2125; 1993 | S.
2493), zuletzt gedndert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBI. | S.
1822)

V Quellen

- Barth & Bitter GmbH 2019: Gutachtliche Stellungnahme zu verkehrsbedingten Immissio-
nen durch den geplanten ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstraf3e und Wohnge-
biet®.

- EGS Entwicklungsgesellschaft mbH, Landgesellschaft Mecklenburg-Vorpommern mbH
2014: Klimaschutzkonzept der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf, verfugbar unter
http://www.gemeinde-ostseebad-
heringsdorf.de/ris/instanz_5/klimaschutzkonzept/klimaschutzkonzept_2014.pdf, zuletzt
abgerufen 2020-01-15.

- Gemeinde Ostseebad Heringsdorf 2011: Zensus 2011 — Gebaude und Wohnungen sowie
Wohnverhéltnisse der Haushalte.

- GeoBasis-DE/M-V: GeoPortal.MV, verfigbar unter http://www.gaia-mv.de/gaia/gaia.php,
zuletzt aufgerufen 2020-01-10.

- Ingenieurplanung-Ost GmbH (IPO) 2018: Verkehrstechnische Untersuchung zum B-Plan
35 Anbindungsknotenpunkt Neuhofer Straf3e / Labahnstral3e.

- Ingenieurplanung Wallenhorst (IPW) 2020: Schalltechnische Beurteilung zum Bebau-
ungsplan Nr. 35 ,Einzelhandelsstandort Heringsdorf Labahnstrale und Wohngebiet®.

- Junker + Kruse 2019: Gemeinde Ostseebad Heringsdorf Einzelhandels- und Zentrenkon-
zept, verfiigbar unter http://www.gemeinde-ostseebad-heringsdorf.de/ris/bauamt/3/2.pdf,
zuletzt abgerufen 2020-01-15.

- PGT Umwelt und Verkehr GmbH (PGT) 2019: Larmaktionsplan 3. Stufe (2018), Gemein-
de Ostseebad Heringsdorf, Endbericht.
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VI Anlagen

(2) Bestands- und Konfliktplan zum B-Plan Nr. 35 (Stand 01/2020)

(2) Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Stand 01/2020)
Brutvogelkartierung zum B-Plan Nr. 35 (Stand 01/2020)

(3) Heringsdorfer Sortimentsliste (Auszug aus dem Einzelhandels- und Zentren-
konzept der Gemeinde Ostseebad Heringsdorf, Stand 03/2019)

(4) Verkehrstechnische Untersuchung (Stand 10/2018)

(5) Schalltechnische Beurteilung (Stand 01/2020)

(6) Gutachtliche Stellungnahme zu verkehrsbedingten Immissionen (Stand

10/2019)




	Vorlage
	Anlage  1 SKM_C45820042211040
	Anlage  2 Planzeichnung
	Anlage  3 (1) Bestands- und Konfliktplan zum B-Plan Nr. 35 (Stand 01 2020)
	Anlage  4 Begründung mit Umweltbericht

